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1 Einleitung 
 
Ein wesentliches Charakteristikum von Polizeiarbeit liegt in der kontinuier-

lichen Interaktion von Beamten und Bürgern. Die Polizei wird dabei vornehm-

lich aufgrund ihrer gesetzlichen Kernaufgaben, der Gefahrenabwehr und 

Strafverfolgung, tätig. Nicht selten gestaltet sich der Umgang zwischen   

Ordnungshütern und Betroffenen in diesem Handlungskontext konflikt-

behaftet. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Einsätze im Rahmen von   

Ruhestörungen, Bedrohungslagen oder gewalttätigen Auseinandersetzungen 

erfolgen. Stehen Beteiligte unter Alkohol- oder Drogeneinfluss, ergibt sich 

meist zusätzliches Konfliktpotenzial. Doch nicht nur ein (vorübergehender) 

Substanzmissbrauch gilt als Faktor, welcher die Wahrscheinlichkeit konfron-

tativen Verhaltens negativ beeinflusst: Studien weisen darauf hin, dass     

Polizeibeamte einsatzbedingt wesentlich häufiger Kontakt zu psychisch    

gestörten Personen haben als Nichtpolizisten.1 Mit einer Zunahme von    

Kontakthäufigkeit und -qualität steigt dabei das Risiko erlebter Aggressionen, 

die von psychisch Gestörten ausgehen können.2 Dass derartige Einsätze mit 

einem erhöhten Gefahrenpotenzial einhergehen, lässt sich beispielhaft an 

Überschriften von Zeitungsartikeln der vergangenen Monate nachvollziehen:  

„Vor dem Roten Rathaus Erschossener war psychisch krank“3 
„Spezialeinsatzkommando überwältigt psychisch Kranken“ 

4 
„Psychisch Kranker bringt Polizisten in Lebensgefahr“ 

5.  
 

Obwohl der Umgang mit psychisch auffälligen Personen demnach mit      

besonderen Risiken verbunden ist, kritisieren Experten, dass es Polizei-

beamten mitunter an Handlungsstrategien mangelt, um situativ angemessen 

zu reagieren. Der Psychologe SCHMALZL führt diesbezüglich aus, dass  

„[d]ie besondere Brisanz, so scheint es, [...] dabei nicht von der Tatsache 
aus[geht], dass man es mit psychisch Kranken zu tun hat, sondern auch 
und vielleicht noch mehr von der Problematik [...], dass (manche) Polizei-
beamte nicht wissen, wie sie mit psychisch Kranken umgehen sollen.“6 

  

                                                
1 Vgl. LITZCKE (2004b), S. 398 ff.; LITZCKE (2003), S. 23 ff., 251 ff.; KÖNIG / PEDROSA GIL 

(2002a), S. 89. 
2 Vgl. LITZCKE (2004b), S. 398; LITZCKE (2003), S. 262. 
3 BERLINER ZEITUNG (2013). 
4 PFORZHEIMER ZEITUNG (2013). 
5 SELLER (2013). 
6 SCHMALZL (2004), S. 27. 
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Reagieren die Beamten aufgrund fehlender Handlungskompetenz inadäquat 

gegenüber psychisch Auffälligen, kann dies bis hin zur Anwendung tödlicher 

Gewalt führen, wie folgende Schlagzeile skizziert:  

„Tödlicher Schuss auf psychisch Kranke vermeidbar. Im August 2011    
erschoss die Polizei in Berlin eine psychisch Kranke. Ein Polizeiwissen-
schaftler bewertet den Einsatz: ‚Die Frau hätte nicht sterben dürfen.’“ 

7
 

 

Vor dem Hintergrund einer gesteigerten Kontakthäufigkeit von Polizeibeam-

ten mit psychisch Gestörten, dem damit einhergehenden Konfliktpotenzial 

sowie den mitunter gravierenden Folgen eskalierender Einsätze besteht ein 

besonderer Bedarf an einer detaillierten Auseinandersetzung mit diesem 

Themenkomplex. In den vergangenen Jahren wurden diesbezüglich nur  

vereinzelt wissenschaftliche Untersuchungen durchgeführt. Dabei lag der 

methodische Schwerpunkt überwiegend auf der Erhebung und Analyse 

quantitativer Daten. Im Gegensatz dazu ist feststellbar, dass bislang kaum 

Versuche unternommen wurden, sich dem Untersuchungsgegenstand aus 

einer qualitativen Forschungsperspektive zu nähern.  

 

Die vorliegende Masterarbeit soll einen Beitrag leisten, den Wissensstand 

zum Themenkomplex „Polizei und psychisch gestörte Personen“ auf Grund-

lage verfügbarer Literatur aufzuarbeiten, ihn um Erkenntnisse aus einer    

eigenen, qualitativ-empirischen Erhebung zu erweitern sowie Möglichkeiten 

zur Professionalisierung des polizeilichen Handelns aufzuzeigen. Demge-

mäß gliedert sich die Arbeit in folgende Abschnitte: 

! In einem ersten Schritt wird das Konstrukt der „psychischen Störung“ aus 

theoretischer und polizeipraktischer Perspektive beleuchtet (Gliederungs-

punkt 2). Dabei handelt es sich um eine grundlegende Auseinandersetzung 

unter Bezugnahme auf (inter-)nationale Forschungserkenntnisse.  

! Der polizeiliche Umgang mit psychisch gestörten Personen soll zudem im 

Detail analysiert werden. In den anknüpfenden Gliederungspunkten steht 

daher ein Bundesland im Fokus. Eine selektive Betrachtung ist geboten, weil 

u.a. die Vorschriftenlage zum Umgang mit psychisch gestörten Personen, die 

polizeiliche Aus- und Fortbildung sowie die Zusammenarbeit mit (polizei-) 

externen Akteuren zwischen den Bundesländern differieren. In Gliederungs-
                                                
7 JAHN (2011). 
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punkt 3 sollen die genannten Aspekte im Hinblick auf die Situation im Frei-

staat Thüringen erörtert werden.8 

! Eine im Rahmen der Masterarbeit durchgeführte Fokusgruppenstudie zum 

Umgang von Thüringer Polizeibeamten mit psychisch gestörten Personen wird 

in Gliederungspunkt 4 vorgestellt. Dem qualitativ-explorativen Forschungs-

design Rechnung tragend wird die untersuchungsleitende Frage im Verlauf 

dieser Arbeit entwickelt. Sie stellt sodann die Grundlage der eigentlichen  

Erhebungsphase dar. Nach Darstellung und Interpretation der Untersu-

chungsergebnisse werden schließlich Hypothesen abgeleitet, die als Impuls 

für mögliche Anschlussuntersuchungen dienen können. 

! Im Zusammenhang mit der literaturbasierten und empirischen Auswertung 

wird ggf. Konfliktpotenzial im polizeilichen Umgang mit psychisch gestörten 

Personen erkennbar. In Gliederungspunkt 5 sollen daher Möglichkeiten zur 

Professionalisierung des polizeilichen Handelns aufgezeigt werden. 

! Abschließend erfolgt eine Zusammenfassung der zentralen Erkenntnisse, die 

sich im Verlauf dieser Arbeit ergeben haben (Gliederungspunkt 6). 

  

                                                
8 Die Ausrichtung des Forschungsprojekts auf den Freistaat Thüringen basiert nicht zuletzt 

auf persönlichen und beruflichen Motiven: Zum einen ist der Autor in Thüringen wohnhaft 
und zum anderen in der Landespolizei beschäftigt. Daraus ergibt sich ein besonderes Inte-
resse, den Themenkomplex im Hinblick auf die Situation in Thüringen zu untersuchen.  
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2 Die „psychische Störung“ im Kontext polizeilicher Theorie und 
Praxis  

2.1 Begriff, Gegenstand und Klassifikation psychischer Störungen 
 

Der Begriff der „psychischen Störung“ ist wissenschaftlich nicht eindeutig 

definiert. Ein Umstand, der vordergründig auf die Tatsache zurückzuführen 

ist, dass es sich um keine Entität, keine naturgegebene Größe handelt, die 

einen direkten Zugang ermöglicht und die unmittelbar gemessen werden 

kann. Die psychische Störung ist vielmehr ein menschliches Konstrukt, eine 

Zuschreibung aufgrund des Vorliegens bestimmter Merkmale, die auf abwei-

chendes Erleben und / oder Verhalten hinweisen.  

Liegen die entsprechenden Voraussetzungen vor, findet nach heutigem 

Sprachgebrauch die Bezeichnung der „psychischen Störung“ Anwendung, im 

Gegensatz zum früher verwandten Begriff der „psychischen Krankheit“.9 Dies 

hat zwei Beweggründe. Zum einen können psychische Störungen auf orga-

nische, seelische oder auch soziale Ursachen zurückzuführen sein, weshalb 

eine bewusste Abgrenzung gegenüber dem (medizinischen) Krankheitsbe-

griff stattfindet, welcher häufig im Kontext rein somatisch-biologischer Ursa-

che-Wirkungsgefüge genutzt wird.10 Zum anderen wird dem Störungsbegriff 

ein geringeres Stigmatisierungspotenzial zugeschrieben als dem der Krank-

heit. Faktisch sehen sich Betroffene trotzdem nicht selten Vorurteilen und 

Ausgrenzungen ausgesetzt. Um den Patienten persönliches Leid zu erspa-

ren, sind daher gewissenhafte Diagnosen durch Ärzte und Psychologen   

sowie der diskrete Umgang mit individuellen Krankengeschichten von       

besonderer Bedeutung.11  
 
In einer möglichen Allgemeindefinition psychischer Störungen verweisen die 

Psychologen DAVISON / NEALE / HAUTZINGER auf die Merkmale statistische 

Seltenheit, Verletzen sozialer Normen, persönliches Leid, Beeinträchtigung 

der Lebensführung sowie unangemessenes Verhalten.12 In Anlehnung an 

diese Definition werden die genannten Elemente nachfolgend zusammen-

fassend dargestellt.  
                                                
9  Wenn davon abweichend im Folgenden von „psychischer Auffälligkeit“ o.ä. die Rede ist, 

so soll dies lediglich der sprachlichen Variabilität dienen. Inhaltlich wird hingegen stets auf 
den Begriff der „psychischen Störung“ rekurriert.  

10 Vgl. PETERMANN / MAERCKER / LUTZ et al. (2011), S. 14. 
11 Vgl. HAUTZINGER / THIES (2009), S. 16. 
12 Vgl. DAVISON / NEALE / HAUTZINGER (2007), S. 6. 
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Statistische Seltenheit: 

Bezogen auf die Gesamtbevölkerung wird das Auftreten psychischer Störun-

gen als selten eingeschätzt. Das Merkmal der statistischen bzw. quantitati-

ven Seltenheit ist eng mit dem Prinzip der Normalverteilung verknüpft,     

welches von der Annahme ausgeht, dass sich Menschen hinsichtlich der 

meisten Eigenschaften ähneln und diese Eigenschaften auch überwiegend 

„normal“ ausgeprägt sind. Die Normalität eines Verhaltensmusters wird    

danach bestimmt, ob es der durchschnittlichen Merkmalsausprägung in der 

Gesamtbevölkerung entspricht. Tritt eine wesentliche Abweichung vom    

Mittelmaß auf, gilt das Verhalten als „unnormal“ bzw. „gestört“. 

Bei genauerer Betrachtung wird allerdings deutlich, dass statistische Selten-

heit allein nicht als Kriterium zur sicheren Klassifizierung eines Verhaltens 

dienen kann. Denn auch überdurchschnittliche Begabungen, wie bspw. her-

ausragende mathematische oder künstlerische Fähigkeiten, dürften kaum als 

Störungen gelten. Insofern ist der Anwendungsbereich dieses Merkmals eher 

auf Fälle beschränkt, in denen das Über- oder Unterschreiten eines Grenz-

werts negative Aspekte für den Betroffenen selbst oder seine Umwelt zur 

Folge hat.  

Ebenfalls ist umstritten, ob das Auftreten psychischer Störungen tatsächlich 

Seltenheitswert i.e.S. besitzt. Im Rahmen des Bundes-Gesundheitssurveys 

(BGS) – der zwischen Oktober 1997 und März 1999 durchgeführten ersten 

gesamtdeutschen repräsentativen Untersuchung zum Gesundheitszustand 

der deutschen Wohnbevölkerung im Alter zwischen 18 und 75 Jahren –  

wurde auch der psychische Gesundheitszustand der Bevölkerung analy-

siert.13 Die Jahresprävalenz14 für das Auftreten mindestens einer psychi-

schen Störung lag bei 31,1 %. Innerhalb dieser Gruppe gab es wiederum bei 

39, 5 % der Befragungsteilnehmer Hinweise auf das Vorliegen von zwei oder 

mehr Störungsbildern.15 In einer zwischen 2008 und 2011 durchgeführten 

Folgestudie des Bundes-Gesundheitssurveys, der Studie zur Gesundheit Er-

wachsener in Deutschland (DEGS), wurde in einem eigenständigen Modul 
                                                
13 Vgl. THEFELD / STOLZENBERG / BELLACH (1999), S. S57; WITTCHEN / MÜLLER / PFISTER et al. 

(1999), S. S216. 
14 Mit dem Begriff der Prävalenz wird der „[...] Anteil einer Population [beschrieben], der zu 

einem bestimmten Zeitpunkt oder in einem bestimmten Zeitraum an der Störung leidet.“ 
DAVISON / NEALE / HAUTZINGER (2007), S. 124. Im Fall der Jahresprävalenz bezieht sich die 
Angabe auf einen Zeitraum von 12 Monaten. 

15 Vgl. PETERMANN / MAERCKER / LUTZ et al. (2011), S. 275. 
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erneut die Häufigkeit psychischer Störungen untersucht und festgestellt, 

dass 

„[...] nahezu jeder vierte männliche und jede dritte weibliche Erwachsene 
im Erhebungsjahr zumindest zeitweilig unter voll ausgeprägten psychi-
schen Störungen gelitten haben.“16 
 

Im Rahmen der allgemeinen Diagnose psychischer Störungen kommt dem 

Merkmal „statistische Seltenheit“ daher wohl allenfalls eine begrenzte Aus-

sagekraft zu. 

 

Verletzen sozialer Normen 

Als weiteres Merkmal psychischer Störungen gilt, wenn mit dem individuellen 

Erleben oder Verhalten eine Verletzung sozialer Normen einhergeht. Dies ist 

z.B. regelmäßig bei dissozialen Persönlichkeitsstörungen (vgl. Gliederungs-

punkt 2.4.3) der Fall, für die antisoziale Verhaltensmuster symptomatisch 

sind.17  

Hervorzuheben ist, dass das Merkmal der Normverletzung wiederum nicht 

als absolutes Diagnosekriterium psychischer Störungen gelten kann. Denn 

die Bewertung erfolgt im Kontext eines spezifischen sozio-kulturellen Be-

zugssystems.18 Folglich kann sich die Auffassung darüber, ob ein Verhalten 

als „abweichend“ bzw. „gestört“ gilt, im Verlauf der Zeit ändern und örtlich 

differieren. Als Beispiel wird vielfach die Homosexualität angeführt. Noch bis 

in die 1970er Jahre hinein wurde sie in Deutschland als psychische Krank-

heit definiert und sogar bis 1994 unter Strafe gestellt. Insbesondere der 

Rückgang des kirchlichen Einflusses auf die herrschende Sexualmoral führte 

jedoch schrittweise zu einer annähernd rechtlichen Gleichstellung homo-

sexueller Menschen.19 Andernorts werden Homosexuelle hingegen bis in die 

Gegenwart als psychisch krank stigmatisiert und / oder strafrechtlich verfolgt, 

wie die International Lesbian, Gay, Bisexual, Trans and Intersex Association 

(ILGA) in einer aktuellen Studie herausstellt:  

                                                
16 WITTCHEN / JACOBI / MACK (2012), S. 989. 
17 Vgl. HAUTZINGER / THIEß (2009), S. 137.  
18 Vgl. DAVISON / NEALE / HAUTZINGER (2007), S. 6 f. 
19 Vgl. PETERMANN / MAERCKER / LUTZ et al. (2011), S. 16. 
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„Despite [...] very encouraging developments though, little has changed in 
the proportion between countries criminalizing same-sex sexual acts     
between consenting adults and those which do not, i.e., respectively, 76 
(roughly 40% of UN Members) versus 114 (roughly 60% of UN Mem-
bers).“20 

 

Wie am Beispiel der Homosexualität ersichtlich, konstituiert sich das Merk-

mal „Verletzen sozialer Normen“ stets im Rahmen eines spezifischen     

Normen- und Wertegefüges. Die Kategorisierung eines Verhaltens als „sozial 

abweichend“ ist relativ. Um psychische Störungen sicher diagnostizieren zu 

können, erfolgt deshalb im ärztlichen bzw. therapeutischen Anamnese-

prozess ein Abgleich mit weiteren Krankheitsanzeichen. 

 

Persönliches Leid 

Viele Betroffene leiden unter ihren psychischen Störungen. Insbesondere bei 

Depressionen oder Angststörungen ist der individuelle Leidensdruck oft    

erheblich. Persönliches Leid auf Seiten der Betroffenen stellt daher ein weite-

res Kennzeichen psychischer Störungen dar. Allerdings existieren auch 

Krankheitsbilder, die nicht zwangsläufig mit negativen Emotionen verbunden 

sind. So verhalten sich Psychopathen gegenüber ihrer sozialen Umwelt 

manchmal rücksichtslos und verletzend, ohne dabei Schuldgefühle oder 

Ängste zu empfinden.21 

 

Beeinträchtigung der Lebensführung 

Psychische Störungen werden vor allem dann zur Belastung, wenn sie die 

persönliche Lebensführung beeinträchtigen. Das Auftreten bzw. „Ausleben“ 

von Phobien, Wahnvorstellungen oder Zwangsstörungen steht bspw. häufig 

im Widerspruch zu den Anforderungen des täglichen Berufslebens. Aber 

auch die Fähigkeit, soziale Bindungen einzugehen und aufrechtzuerhalten, 

kann aufgrund psychischer Störungen eingeschränkt sein. Das Empfinden 

persönlichen Leids und die krankheitsbedingte Beeinträchtigung der Lebens-

führung verstärken sich dabei meist wechselseitig.   

                                                
20 CAREAGA / SABBADINI (2013), S. 6.  
21 Vgl. DAVISON / NEALE / HAUTZINGER (2007), S. 7. 
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Ähnlich wie bei den zuvor genannten Merkmalen müssen psychische Stö-

rungen aber nicht zwangsläufig mit Nachteilen im Berufs- oder Privatleben 

einhergehen. So wird die Präferenz, Stil- und Kleidungsmittel sowie Verhal-

tensweisen des anderen Geschlechts zu übernehmen unter der Bezeichnung 

des Transvestitismus als psychische Störung kategorisiert, ohne dass mit ihr 

unweigerlich Beeinträchtigungen der Lebensgestaltung verbunden sein müs-

sen. In der Regel erfolgen entsprechende Diagnosen vielmehr aufgrund des 

mit der Neigung verbundenen persönlichen Leids auf Seiten der Betroffe-

nen.22 

 

Unangemessenes Verhalten 

Auch wenn ein bestimmtes Verhalten weder bedeutendes persönliches Leid 

auslöst noch die Lebensführung wesentlich beeinträchtigt, kann es psychiat-

rische Relevanz aufweisen. Denn fortgesetzte, unangemessene Reaktionen 

auf z.T. „alltägliche“ Umgebungsbedingungen sind ebenfalls ein Merkmal 

psychischer Störungen. Speziell im Bereich der Phobien kommt es zu über-

steigerten Ängsten, die unter rationalen Gesichtspunkten nicht erklärt werden 

können. Insofern besteht für den außenstehenden Beobachter eine Differenz 

zwischen Ursache und Wirkung. Als Beispiele können die panische Angst 

vor Spinnen oder Insekten sowie die irrationale Furcht vor schweren Krank-

heiten angeführt werden.23 

 

In ihrer Summe bilden die skizzierten Merkmale den allgemeinen Gegen-

standsbereich von dem ab, was unter „psychischen Störungen“ verstanden 

werden kann. Die einzelnen Kriterien unterliegen jedoch einem stetigen 

Wandel, der u.a. vom medizinischen Kenntnisstand sowie dem jeweiligen 

sozio-kulturellen Bezugssystem abhängig ist. Keines der Merkmale reicht für 

sich genommen zur qualifizierten Nachweisführung aus. Vielmehr müssen 

zum Zeitpunkt der Diagnose mehrere, aber nicht notwendigerweise alle   

dieser Elemente identifizierbar sein. Die Grenze zwischen „normal“ und „ge-

stört“ verläuft demzufolge fließend.   

                                                
22 Vgl. DAVISON / NEALE / HAUTZINGER (2007), S. 7. 
23 Vgl. DAVISON / NEALE / HAUTZINGER (2007), S. 7 f. 
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Daran wird ersichtlich, dass das Konstrukt psychischer Störungen mit dem 

Konzept psychischer Gesundheit korreliert. Die Frage, was als gesund gilt 

und was nicht, ist ebenso komplex, weil sie stets im Kontext aktueller Wis-

sensbestände sowie gesellschaftlicher Rahmenbedingungen beantwortet 

wird. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) definiert den Begriff „Gesund-

heit“ in ihrer Verfassung bereits seit 1946 als 

„[...] ein[en] Zustand des vollständigen körperlichen, geistigen und sozia-
len Wohlergehens und nicht nur [als] das Fehlen von Krankheit oder Ge-
brechen.“24 

 

In einer Erklärung der WHO aus dem Jahre 1986 wird ergänzend ausgeführt: 

„In diesem Sinne ist die Gesundheit als ein wesentlicher Bestandteil des 
alltäglichen Lebens zu verstehen und nicht als vorrangiges Lebensziel. 
Gesundheit steht für ein positives Konzept, das in gleicher Weise die    
Bedeutung sozialer und individueller Ressourcen für die Gesundheit be-
tont wie die körperlichen Fähigkeiten.“25 

 

Die Psychologen PETERMANN / MAERCKER / LUTZ et al. weisen darauf hin, 

dass dem theoretischen Konzept der Ressourcen eine zentrale Bedeutung 

zukommt. Denn mit diesem Modell ist erklärbar, weshalb Betroffene ihr    

Leben trotz psychischer Einschränkungen überaus erfolgreich gestalten kön-

nen. Im diagnostischen Prozess sollten daher nicht nur negative, sondern 

auch positive bzw. protektive Faktoren berücksichtigt werden. Anhand des 

Ressourcenbegriffs wird außerdem deutlich, dass die Konstrukte von psychi-

scher Gesundheit und psychischer Störungen nicht diametral verlaufen,   

sondern es sich vielmehr um komplementäre Konzepte zur Beschreibung 

seelischer Zustände handelt.26 

In der klinischen Praxis stehen Psychologen und Psychiater darüber hinaus-

gehend aber vor der Aufgabe, nicht nur allgemein das Vorliegen (irgend-) 

einer psychischen Störungen festzustellen, sondern ein spezifisches        

Störungsbild zu eruieren. Denn erst die exakte Identifizierung einer Krankheit 

ermöglicht die spätere Entscheidungsfindung hinsichtlich geeigneter Inter-

ventionsmaßnahmen. Eine Grundvoraussetzung für korrekte und vergleich-

bare Diagnosestellungen liegt in der Nutzung einheitlicher Klassifikationssys-

teme. Im Verlauf der vergangenen Jahrzehnte konnten sich zwei Systeme 
                                                
24 WELTGESUNDHEITSORGANISATION (1946), S. 1. 
25 WELTGESUNDHEITSORGANISATION (1986), S. 1. 
26 Vgl. PETERMANN / MAERCKER / LUTZ et al. (2011), S. 18 f.  
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zur Ordnung psychischer Störungen etablieren, die heute weltweit Anwen-

dung finden. Dabei handelt es sich zum einen um die von der WHO erstmals 

im Jahr 1948 herausgegebene International Statistical Classification of    

Diseases and Related Health Problems (Abk.: ICD; dt.: Internationale statis-

tische Klassifikation der Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme) 

und zum anderen um das Diagnostic and Statistical Manual of Mental      

Disorders (Abk.: DSM; dt.: Diagnostisches und statistisches Manual psychi-

scher Störungen), welches die American Psychiatric Association (APA)  

erstmals im Jahr 1952 publizierte.27 Das mittlerweile in seiner zehnten      

Revision vorliegende ICD-System gilt in Deutschland als verbindliches Diag-

nosesystem für bekannte Krankheiten aller Art (ICD-10-GM; german modifi-

cation).28 Eine Aufschlüsselung psychischer Störungsbilder findet sich in  

Kapitel F. Im Gegensatz dazu befasst sich das DSM-System, worauf der 

Name bereits hindeutet, ausschließlich mit psychischen Erkrankungen. Es 

wird aufgrund seiner differenzierteren Beschreibungen und Klassifikationen 

v.a. im Bereich der Forschung sowie durch klinisch tätige Psychologen in 

Ergänzung des ICD-10-Modells genutzt.29 Zuletzt lag das DSM in seiner  

vierten Auflage aus dem Jahr 1994 vor, die 2000 eine Textrevision erfuhr 

(DSM-IV-TR 2000; dt. Übersetzung wurde 2003 herausgegeben).30 Im Mai 

2013 stellte die APA auf ihrer Homepage die fünfte Version des DSM vor, für 

die allerdings noch keine deutsche Übersetzung existiert.31 Die Veröffentli-

chung des DSM-V wurde von breit gefächerten Diskussionen innerhalb der 

psychologisch-psychiatrischen Fachwelt begleitet.32 Kritisiert wird v.a. die 

Neuaufnahme bestimmter Störungsbilder, deren Existenz teils als ungesi-

chert gilt oder deren Zuordnung in den Bereich der psychischen Störung 

gänzlich angezweifelt wird. So warnt die Bundespsychotherapeutenkammer 

in einer Pressemitteilung davor, „[...] die diagnostischen Kriterien für psychi-

sche Erkrankungen aufzuweichen [...]“33 und zwar u.a., weil im DSM-V „[...] 

Trauer nach dem Verlust einer nahestehenden Person bereits nach zwei  

                                                
27 Vgl. HAUTZINGER / THIEß (2009), S. 14.  
28 Vgl. HAUTZINGER / THIEß (2009), S. 14 f. 
29 Vgl. PETERMANN / MAERCKER / LUTZ et al. (2011), S. 170. 
30 Vgl. MARGRAF / MAIER (2012), S. 220. 
31 <http://www.dsm5.org/>. 
32 Vgl. z.B.: MAIER / FALKAI / HEINZ (2013). 
33 BUNDESPSYCHOTHERAPEUTENKAMMER (2013), S. 1. 
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Wochen als Krankheit eingestuft werden kann.“34 Dies halten die Rezensen-

ten für nicht erforderlich. In der Gesamtschau der kritischen Meldungen zur 

Veröffentlichung des DSM-V werden häufig Befürchtungen geäußert, die 

Nutzung des Werks könne womöglich einen Beitrag zur inflationären Diag-

nose psychischer Störungen leisten.  

 

Zusammenfassend wird deutlich, dass es sich beim Begriff der „psychischen 

Störung“ um ein Konstrukt handelt, welches in einen bestimmten Rahmen 

eingebunden ist und daher sowohl in abstrakt-semantischer als auch konk-

ret-inhaltlicher Dimension selbst einem gewissen Wandel unterliegt. Mit den 

zur Verfügung stehenden Klassifikationssystemen soll dennoch ein höchst-

möglicher Grad an Einheitlichkeit und Qualität bei der Erstellung von Diagno-

sen psychischer Störungen erreicht werden. 

 
 
2.2  Kontakthäufigkeit und -qualität von Polizeibeamten und psychisch 

gestörten Personen 
 
Bevor mögliche Risiken im Umgang mit psychisch gestörten Personen disku-

tiert werden sollen, gilt es zunächst die Frage aufzuwerfen, wie oft Polizisten 

mit psychisch Gestörten zusammentreffen und wie diese Interaktionen inhalt-

lich zu bewerten sind. Im Fokus der nachfolgenden Betrachtung steht daher 

die Häufigkeit und Qualität des Kontakts von Polizeibeamten und psychisch 

gestörten Personen. 

 

2.2.1 Kontakthäufigkeit 
 

Repräsentative behördliche Daten zur Häufigkeit des Kontakts zwischen  

Polizeibeamten und psychisch gestörten Personen liegen für Deutschland 

nicht vor. An diesem Umstand, auf den der Psychologe und frühere Polizei-

beamte LITZCKE im Rahmen einer umfangreichen empirischen Studie zum 

Thema „Polizei und Psychisch Kranke“ bereits im Jahr 2003 hinwies,35 hat 

sich bislang wenig geändert. Um dennoch Anhaltspunkte für das quantitative 

Ausmaß des Zusammentreffens von Polizisten mit psychiatrisch auffälligen 

                                                
34 BUNDESPSYCHOTHERAPEUTENKAMMER (2013), S. 1. 
35 Vgl. LITZCKE (2003), S. 23.  
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Personen zu finden, hatte LITZCKE im theoretischen Teil seiner Arbeit einst 

(Einzel-) Befunde aus medizinischen und polizeiwissenschaftlichen Studien, 

die ursprünglich unter anderen Zielstellungen durchgeführt wurden, zusam-

mengestellt und daraus Schlussfolgerungen über die Kontakthäufigkeit abge-

leitet.36 Von Bedeutung war u.a. ein 1998 publizierter Beitrag von HÄFNER / 

WEYERER in einem Lehrbuch für klinische Psychologie. Auf Basis englischer 

und deutscher Studienergebnisse schätzten die Autoren, dass „[...] etwa ein 

Viertel der Erwachsenenbevölkerung im Laufe eines Jahres an einer        

behandlungsbedürftigen psychischen Erkrankung [...]“37 leidet. Im Rahmen 

des nur wenige Jahre später durchgeführten Bundes-Gesundheitssurveys 

wurde sogar eine Prävalenzrate von über 30 % ermittelt (vgl. Gliederungs-

punkt 2.1).  

In Kombination mit den medizinischen Erkenntnissen konnte polizeiwissen-

schaftliche Forschung dazu beitragen, die Häufigkeit des Kontakts zwischen 

Polizeibeamten und psychisch gestörten Personen approximativ zu schluss-

folgern. So hatten DREHER / FELTES bereits im Jahr 1994 über einen Zeitraum 

von sechs Wochen Notrufgeschehen und Funkstreifenwageneinsätze in drei 

Polizeidirektionen in Baden-Württemberg analysiert. Im Ergebnis wurde u.a. 

festgestellt, dass je nach Region zwischen 14,5 % und 16,1 % der Funkstrei-

fenwageneinsätze allein im Rahmen von „Hilfs- und / oder Dienstleistungen“ 

erfolgten.38 Neben einer Vielzahl möglicher Einsatzanlässe umfasste diese 

Kategorie das Einschreiten gegen „geistig verwirrte Personen“ oder bei (ver-

suchten oder vollendeten) Suizidhandlungen.39 Insgesamt wurden sogar  

zwischen 23,3 % und 33,1 % aller Funkstreifenwagen für „Hilfs- / Dienst-

leistungen“ sowie zur „Konfliktschlichtung“ entsendet.40 Vor dem Hintergrund 

der o.g. Prävalenzraten dürfte die Wahrscheinlichkeit, speziell bei solchen 

Einsatzanlässen (auch) mit psychisch gestörten Personen in Kontakt zu   

treten, als nicht zu gering einzuschätzen sein.   

                                                
36 Vgl. LITZCKE (2003), S. 23 ff. 
37 Vgl. HÄFNER / WEYERER (1998), S. 127. 
38 Vgl. DREHER / FELTES (1996), S. 49. 
39 Vgl. DREHER / FELTES (1996), S. 18. 
40 Vgl. DREHER / FELTES (1996), S. 49. 
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Diese Annahme spiegelt sich zudem in Befragungsergebnissen von Polizei-

beamten wider. In einer von der Fachhochschule Villingen-Schwenningen – 

Hochschule für Polizei – durchgeführten quantitativen Erhebung sollten 186 

Beamte des Streifendienstes Angaben zu verschiedenen polizeitypischen 

Tätigkeiten machen. Zur Häufigkeit des „Umgangs mit Nervenkranken“     

befragt gaben 80 % der Teilnehmer an, damit „mehrmals jährlich bis pro 

Schichtumlauf“ konfrontiert zu sein.41  

 

In Auswertung dieser und weiterer verfügbarer (Einzel-)Befunde schluss-

folgerte LITZCKE im Jahr 2003:  

 „Die Wahrscheinlichkeit, im dienstlichen Kontakt psychisch Kranke anzu-
treffen, liegt für Polizeibeamte in der Größenordnung von einem Viertel bis 
einem Drittel aller Bürgerkontakte. Die Schätzung steht unter der verein-
fachten Annahme, dass psychisch Kranke und psychisch Gesunde gleich 
häufig Kontakt zur Polizei haben, und dürfte daher eher die untere Grenze 
als den Mittelwert der Kontakte von Polizeibeamten mit psychisch Kranken 
markieren.“42 

 

Aufbauend auf seine theoretischen Überlegungen führte LITZCKE schließlich 

eine quantitativ-empirische Erhebung durch. Mittels Fragebogen wurden 105 

Polizeibeamte und 102 Nichtpolizeibeamte (Vergleichsgruppe) zu ihren 

Wahrnehmungen, Einstellungen, Emotionen sowie Verhaltensweisen gegen-

über psychisch Kranken befragt.43 Hinsichtlich der Häufigkeit des Aufeinan-

dertreffens konnte in signifikanter Weise belegt werden, dass Polizeibeamte 

gegenüber Nichtpolizisten wesentlich häufiger Kontakt mit psychisch gestör-

ten Personen hatten. Dies betraf sowohl die Kontakte im Leben insgesamt 

(223 vs. 33) als auch bezogen auf die letzten 12 Monate vor der Untersu-

chung (33 vs. 3).44 

 

Im Zeitraum nach 2003 wurden in Deutschland offenbar keine systemati-

schen Anschlussuntersuchungen zum quantitativen Ausmaß des Zusam-

mentreffens durchgeführt bzw. veröffentlicht. Das weitgehende Fehlen reprä-

sentativen Datenmaterials liegt möglicherweise in der methodischen Schwie-
                                                
41 Vgl. WÖSSNER / BINNINGER (1997), S. 16 f. 
42 LITZCKE (2003), S. 27. 
43 Zum methodischen Design siehe: LITZCKE (2003), S. 179 ff. 
44 Die angegeben Zahlen stellen die Mittelwerte der jeweiligen Teilstichprobe (PB vs. NPB) 

dar. Vgl. LITZCKE (2003), S. 198, 252; LITZCKe (2004b), S. 401. 
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rigkeit begründet, die Kontakthäufigkeit erfassen bzw. operationalisieren zu 

können. Eine interdisziplinäre Forschergruppe der University of Western  

Ontario kritisiert, dass viele Studien nur darauf basieren, Stichproben von in 

Krankenhäuser oder Gefängnisse eingelieferte Personen hinsichtlich des 

Vorliegens psychischer Störungsbilder und zurückliegender Polizeikontakte 

zu untersuchen. Aufgrund von Mängeln in der Stichprobenzusammen-

setzung sowie Erinnerungsverzerrungen auf Seiten der Probanden würden 

die tatsächlichen Kontakte allerdings häufig unterschätzt. Als Alternativme-

thode könnte die teilnehmende Beobachtung dienen. Diese sei im polizei-

lichen Kontext aber nur selten möglich und mit hohen Kosten verbunden. 

Eine Analyse gemeinsamer Datensätze von Polizei und Gesundheitswesen 

scheide ebenfalls aus, weil solche Dateien aus Datenschutzgründen gar 

nicht erst angelegt werden dürften.45  

Die Forschergruppe um HARTFORD / HESLOP / STITT et al. entwickelte daher 

eine eigene Methode, um die Kontakthäufigkeit zwischen Polizeibeamten 

und psychisch gestörten Personen retrograd zu erfassen. Kernelement des 

Verfahrens ist ein Algorithmus, welcher bereits vorhandene polizeiliche    

Datensätze nach personengebundenen Kriterien durchsucht, die wiederum 

auf psychische Störungen hinweisen. Bei diesen Kriterien handelt es sich 

um: 
46 

 
1. Aktuelle oder historische Wohn- bzw. Aufenthaltsorte einer Person, die 

auf die Behandlung einer psychischen Erkrankung hindeuten (z.B. Be-

treuungseinrichtung für psychisch Gestörte, örtliche Psychiatrie,      

psychiatrische Abteilung in einem Krankenhaus) 

 
2. Textbausteine bzw. Schlagwörter aus den elektronischen Berichten der 

Polizeibeamten, die auf psychische Störungen hinweisen (z.B.: „schuld-

unfähig“, „Zwangseinweisung“, „Unterbringungsgesetz“) 

 
3. Warnhinweise zu einer Person, die ein Polizist im Rahmen der Datener-

fassung eingegeben hat. Es handelt sich um „Marker“, die mit Perso-

nendaten verknüpft werden können (z.B.: „psychisch labil“, „psychische 

Störung“, „Suizidabsichten“).  
                                                
45 Vgl. HARTFORD / HESLOP / STITT et al. (2005), S. 3. 
46 Vgl. im Folgenden: HARTFORD / HESLOP / STITT et al. (2005), S. 4 ff. 
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Werden durch den Algorithmus entsprechende Merkmale identifiziert, erfolgt 

je nach Sättigungsgrad eine Eingruppierung des Individuums als Definite-

PMI (person with mental illness), Probable-PMI oder Possible-PMI. Die    

Zuordnungsregeln des Algorithmus sind in Tabelle 1 zusammengefasst dar-

gestellt. 

 
Tabelle 1: 
Algorithmus zur Identifizierung von Personen mit psychischen Störungen auf Basis polizeili-
cher Datensätze.47 

Merkmalskombination 

Wahrschein-
lichkeitsgrad 
psychischer 
Störung / zgl. 

Kategorie 

Aktuelle oder historische Wohn- bzw. Aufenthaltsorte einer Person, 
die auf die Behandlung einer psychischen Erkrankung hindeuten 
(z.B. örtliche Psychiatrie)  

und 

Textbausteine bzw. Schlagwörter aus den elektronischen Berichten 
der Polizeibeamten, die auf psychische Störungen hinweisen (z.B.: 
„Zwangseinweisung“)  

und 

Warnhinweise zu einer Person, die ein Polizist im Rahmen der   
Datenerfassung eingegeben hat (z.B.: „Suizidabsichten“) 

Definite-PMI 

Aktuelle oder historische Wohn- bzw. Aufenthaltsorte einer Person, 
die auf die Behandlung einer psychischen Erkrankung hindeuten 
(z.B. örtliche Psychiatrie)  

und 

Textbausteine bzw. Schlagwörter aus den elektronischen Be-
richten der Polizeibeamten, die auf psychische Störungen hin-
weisen (z.B.: „Zwangseinweisung“)  

oder 

Warnhinweise zu einer Person, die ein Polizist im Rahmen der 
Datenerfassung eingegeben hat (z.B. „Suizidabsichten“) 

Probable-PMI 

Aktuelle oder historische Wohn- bzw. Aufenthaltsorte einer Person, 
die auf die Behandlung einer psychischen Erkrankung hindeuten 
(z.B. örtliche Psychiatrie)  

oder 

Warnhinweise zu einer Person, die ein Polizist im Rahmen der Da-
tenerfassung eingegeben hat (z.B.: „Suizidabsichten“) 

 

Possible-PMI 

 

 

Keine der o.g. Merkmale / Merkmalskombinationen identifizierbar Non-PMI 

                                                
47 Eigene Darstellung nach: HESLOP / STITT / HOCH (2013), S. 2; HARTFORD / HESLOP / STITT 

et al. (2005), S. 5. 
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Im Ergebnis der computergestützten Klassifizierung kann nachvollzogen 

werden,  

(a)  wie viele der im System erfassten Personen (vorrangig eindeutige)   

Anzeichen psychischer Störungen aufweisen,  

(b)  wie häufig diese Personen in Kontakt mit Polizeibeamten getreten sind 

und  

(c)  wie sich die Einsätze zugetragen haben (Einsatzanlässe und -verläufe, 

getroffene Maßnahmen, Wirkungen, Kostenanalysen etc.).  

 

Zu beachten ist, dass sich diese im nordamerikanischen Kontext konzipierte 

Methode der Datenanalyse noch in der Erprobung und Ausdifferenzierung 

befindet. Gleichwohl kam der Algorithmus bereits bei mehreren Untersu-

chungen zum Einsatz. Zuletzt wurden die Ergebnisse einer longitudinalen 

Studie veröffentlicht, welche die University of Western Ontario in Kooperation 

mit dem London Police Service (Ontario, Kanada) und weiteren lokalen Akt-

euren durchführte. Im Zeitraum zwischen 2000 und 2011 wurden die regio-

nalen polizeilichen Datenbanken wiederkehrend analysiert, um Trend-

entwicklungen im Umgang mit psychisch gestörten Personen zu identifi-

zieren. Eine Erkenntnis der Analysen war, dass der polizeiliche Kontakt zu 

allen PMI-Gruppen über die Jahre in quantitativer Hinsicht zugenommen hat. 

Im Gegensatz dazu blieb die Kontaktrate zu nicht als PMI-kategorisierten 

Personen (Non-PMI) konstant. Durchschnittlich trafen Menschen in PMI-

Kategorien drei bis fünfmal häufiger mit der lokalen Polizei zusammen als die 

Gruppe der Non-PMI.48  

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass Polizeibeamte im Rahmen ihrer 

Dienstausübung häufig in Kontakt zu psychisch gestörten Personen treten. 

Im Vergleich zu Personen ohne psychische Störungen scheint das durch-

schnittliche quantitative Ausmaß dieser Begegnungen wesentlich erhöht. 

Einzelne Studien legen zudem die Vermutung nahe, dass die Kontaktrate zu 

psychisch gestörten Personen in den vergangenen Jahren angestiegen ist.  

  

                                                
48 Vgl. HESLOP / STITT / HOCH (2013), S. 2 f. 
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2.2.2 Kontaktqualität 
 

Über die statistische Erfassung der Kontakthäufigkeit hinaus ist von Interes-

se, wie Polizeibeamte den Umgang mit psychisch Gestörten konkret ein-

schätzen. Im Fokus der nachstehenden Betrachtung steht daher die Qualität 

bzw. Intensität individueller Erfahrung mit psychisch gestörten Personen49.  

 

In der von WÖSSNER / BINNINGER im Auftrag der Fachhochschule Villingen-

Schwenningen – Hochschule für Polizei – durchgeführten Befragung schätz-

ten 81,1 % der 186 teilnehmenden Streifendienstbeamten den Umgang mit 

psychisch auffälligen Personen als „eher schwierig bis sehr schwierig“ ein. 

Dieses Ergebnis stellt den höchsten Wert innerhalb des Fragekomplexes 

„Soziales / Konflikthandhabung“ dar, in dem insgesamt 35 polizeitypische 

Tätigkeiten u.a. hinsichtlich ihrer Schwierigkeit beurteilt werden sollten.    

Was die emotionalen Auswirkungen anbelangt, empfanden 75 % der Beam-

ten Einsätze mit psychisch Kranken als „eher hoch bis sehr hoch“ belastend. 

Nur der „Umgang mit Angehörigen von Verletzten oder Getöteten“ wirkte auf 

die Beamten noch beklemmender (80 % Zustimmung zur Kategorie „eher 

hohe bis sehr hohe Belastung“).50  

 

Nach LITZCKE haben Polizeibeamte im Vergleich zu Nichtpolizeibeamten  

sowohl häufiger als auch intensiver Kontakt zu psychisch Gestörten. Ein  

direkter Zusammenhang zwischen Kontaktquantität und -qualität ist demnach 

vorhanden, allerdings nur schwach ausgeprägt. Die Kontaktqualität steigt in 

einem geringeren, nichtproportionalen Ausmaß zur Anzahl der Kontakte an.51  

Im Rahmen seiner Studie befragte LITZCKE die teilnehmenden 105 Polizei-

beamten und 102 Nichtpolizeibeamten speziell hinsichtlich ihrer Gewalterfah-

rung mit psychisch gestörten Personen. Bezogen auf ihr bisheriges Leben 

gaben 82,1 % aller 207 Probanden an, bereits Aggressionen psychischer 

Kranker erlebt zu haben, sei es gegen Menschen (54,6 %), Sachen (10 %), 

durch Androhung von Gewalt (4,9 %) oder verbale Gewalt (12,6 %).52   

                                                
49 LITZCKE (2003), S. 254. 
50 Vgl. WÖSSNER / BINNINGER (1997), S. 16 f. 
51 Vgl. LITZCKE (2003), S. 258. 
52 Vgl. LITZCKE (2003), S. 258. 



 

 23 

 

Werden diese Angaben getrennt nach Befragungsgruppen betrachtet, offen-

baren sich jedoch deutliche Unterschiede im Antwortverhalten, wie nach-

folgende Abbildung verdeutlicht: 

 

 
Abbildung 1:  
Erlebte Aggressionen durch psychisch Kranke insgesamt in absoluten Werten. [N=207]53 
 

Im Verhältnis zur Vergleichsgruppe erlebten Polizeibeamte dreimal häufiger 

Gewalt, die von psychisch Gestörten gegenüber anderen Menschen ange-

wendet wurde. Auffällig ist zudem die Unterrepräsentation von Polizisten in 

der Kategorie „keine Aggression“, entgegen einer Überrepräsentation im 

Feld der „Aggression gegen Menschen“.54  

Die Unterschiede im Antwortverhalten blieben auch bestehen, als die Pro-

banden nach erlebten Aggressionen im Zeitraum der letzten zwölf Monate 

vor der Erhebung befragt wurden (siehe Abb. 2 auf nachfolgender Seite): 

  

                                                
53 Eigene Darstellung nach: LITZCKE (2003), S. 261. 
54 Vgl. LITZCKE (2003), S. 260. 

0"

20"

40"

60"

80"

100"

5" 7"
1"

7"

85"

32"
19"

9" 14"

28"

Ab
so
lu
te
)A
nz
ah

l)d
er
)N
en

nu
ng
en

)

Art)der)erlebten)Gewalt,)die)von)psychisch)Kranken)ausging)

Polizeibeamte"

Nichtpolizeibeamte"



 

 24 

 

 
Abbildung 2:  
Erlebte Aggressionen durch psychisch Kranke in den letzten zwölf Monaten in absoluten 
Werten. [N=207]55 
 

Die binnen Jahresfrist erlebten Aggressionen wurden von beiden Gruppen 

erheblich geringer eingeschätzt. Allerdings registrierten Polizeibeamte mehr 

als doppelt so oft Gewalt gegen Sachen und rund fünfmal häufiger Gewalt 

gegen Personen durch psychisch Kranke als die Gruppe der Nicht-

polizisten.56 

LITZCKE kommt im Ergebnis der Erhebungen zu dem Schluss, dass die    

Probanden umso häufiger Gewalt durch psychisch Kranke erlebt hatten, je 

öfter sie mit diesen in Kontakt getreten waren. Weil Polizeibeamte berufs-

bedingt ohnehin vergleichsweise häufig mit psychisch Gestörten zusammen-

treffen (vgl. Gliederungspunkt 2.2.1), ist die Gewalterfahrung entsprechend 

höher.57 Problemverschärfend dürfte sich zudem auswirken, dass Polizei, 

wie SCHMALZL zum Umgang mit psychisch Kranken ausführt,  

„[...] typischerweise dann in Kontakt mit einer psychisch auffälligen Person 
[kommt], wenn diese den Scheitelpunkt einer akuten Krise erreicht hat 
und dann besonders hilfsbedürftig, aber auch problematisch in ihrem Ver-
halten ist.“58  

  

                                                
55 Eigene Darstellung nach: LITZCKE (2003), S. 259. 
56 Vgl. LITZCKE (2003), S. 260. 
57 Vgl. LITZCKE (2004b), S. 403 f. 
58 SCHMALZL (2012), S. 347. 
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Bei summarischer Betrachtung der Untersuchungsergebnisse wird deutlich, 

dass der Umgang mit psychisch gestörten Personen von Seiten der Polizei-

beamten überwiegend negativ konnotiert ist. Entsprechende Einsätze wer-

den als schwierig und emotional belastend empfunden. Dies überrascht u.a. 

deshalb nicht, weil die Polizei mit einer selektierten Gruppe psychisch gestör-

ter Personen in Kontakt kommt, die sich aufgrund aktueller Krisen teils unan-

gepasst verhält.59 Laut einer repräsentativen Studie vermuten Polizeibeamte 

in der Konsequenz, dass psychisch Gestörte häufiger mit dem Gesetz in 

Konflikt geraten und insgesamt gefährlicher sind als psychisch gesunde 

Menschen.60 

 
 
2.3 Risiken im polizeilichen Umgang mit psychisch gestörten Personen 
 
Möchte man sich mit möglichen Risiken des polizeilichen Umgangs mit psy-

chisch gestörten Personen auseinandersetzen, stellt sich zunächst die 

grundlegende Frage, ob und ggf. in welchem Ausmaß psychisch gestörte 

Menschen überhaupt „gefährlicher“ sind als psychisch gesunde.  

 
2.3.1 Gefährlichkeit und Delinquenz psychisch gestörter Personen 
 
Die enge Verbindung zwischen psychischer Krankheit und Gefährlichkeit 

reicht bis in die Grundzüge der Menschheitsgeschichte zurück. Über Jahr-

hunderte war man der Auffassung, Betroffene wären von Dämonen oder 

dem Teufel besessen. Das soziale Umfeld mied Geisteskranke, weil sie als 

„unrein“ und „ansteckend“ galten.61 Im Verlauf der Zeit konnte der wissen-

schaftliche Fortschritt zur Entzauberung vieler Mythen beitragen. Mit Etablie-

rung der Psychiatrie als medizinisches Fachgebiet wurde der Zusammen-

hang zwischen Gefährlichkeit und psychischer Krankheit zunächst natur-

wissenschaftlich begründet. Damit blieben die alten Vorurteile von Gefahr, 

Unberechenbarkeit und Delinquenz faktisch bis in die Mitte des 20. Jahrhun-

derts bestehen. Dies änderte sich erst in den 1960er und 70er Jahren, als die 

klinische Psychiatrie Erfolge in der Behandlung insbesondere schizophrener 

                                                
59 Vgl. LITZCKE (2005), S. 350. 
60 Vgl. LITZCKE (2005), S. 353. 
61 Vgl. SCHOTT / TÖLLE (2006), S. 21 f. 
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Patienten vorweisen konnte. An diesen Erfolg anknüpfend machte es sich 

v.a. die Teildisziplin der Sozialpsychiatrie zur Aufgabe, die sog. Enthospitali-

sierung psychisch Kranker voranzutreiben. Betroffene sollten in die Gesell-

schaft integriert und das gemeindenahe Psychiatriewesen gestärkt werden. 

Die traditionelle Überzeugung, psychisch gestörte Menschen seien gefähr-

lich, stellte für diesen Reformprozess ein Hindernis dar. Eine Wiedereinglie-

derung in die Gesellschaft sollte nicht länger durch Stigmatisierungen er-

schwert werden. Allerdings mündete das Streben nach Umsetzung des  

Reintegrationsprozesses in dem Phänomen, dass Forschungsdaten stellen-

weise einseitig interpretiert wurden, um die „Ungefährlichkeit“ psychisch 

Kranker zu belegen.62 So führte TÖLLE in einem Zeitschriftenaufsatz bspw. 

aus: 

„Gewalttaten sind bei psychisch Kranken bekanntlich nicht häufiger als bei 
Gesunden. Speziell bei Schizophreniepatienten sind sie nur wenig häufi-
ger als im Bevölkerungsdurchschnitt. Impulshafte und unvorhersehbare 
Gewaltdelikte sind bei schizophrenen Patienten eher die Ausnahme.“63 

  
Tatsächlich aber lagen zu diesem Zeitpunkt bereits Studien vor, die bei diffe-

renzierter Auswertung ein deutlich erhöhtes Gewaltrisiko insbesondere schi-

zophrener Patienten erkennen ließen. NEDOPIL kritisiert rückblickend, dass 

die einseitige Interpretation von Forschungsergebnissen zur Entstehung 

neuer Mythen beigetragen hat.64  

 
Auch in gegenwärtigen Debatten herrscht keine Klarheit darüber, ob kriminel-

les Verhalten bei psychisch Gestörten insgesamt häufiger ist als in der 

Durchschnittsbevölkerung.65 LITZCKE fasst in Auswertung verschiedener Stu-

dien zusammen, dass psychisch Kranke häufiger Gewalt anwenden würden 

als psychisch gesunde Menschen, allerdings nicht mehr als bestimmte sozia-

le Gruppen, wie z.B. arbeitslose Jugendliche.66 SCHMALZL führt aus, dass 

psychisch Kranke grds. nicht anfälliger für Gewaltstraftaten seien als die  

Allgemeinbevölkerung.67 Einigkeit herrscht jedoch darüber, dass Pauschal-

aussagen über die (Un-)Gefährlichkeit psychisch gestörter Personen ohnehin 

                                                
62 Vgl. NEDOPIL (2003), S. 62 ff. 
63 TÖLLE (1991), zitiert nach: NEDOPIL (2003), S. 64.  
64 Vgl. NEDOPIL (2003), S. 64. 
65 Vgl. HERMANUTZ / HAMANN (2012), S. 237. 
66 Vgl. LITZCKE (2004a), S. 19. 
67 Vgl. SCHMALZL (2012), S. 348. 
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weder zielführend noch fachlich angemessen sind. Denn neben Störungen, 

für die eine erhöhte Aggressionsbereitschaft symptomatisch ist, existieren 

ebenso Krankheitsbilder, bei denen Betroffene ein reduziertes Gewaltrisiko 

aufweisen, etwa im Falle einiger depressiver Erkrankungen. Im Übrigen 

konnte schon früh nachgewiesen werden, dass krankheitsunabhängige Fak-

toren (z.B. bestimmte soziodemografische Variablen, Waffenbesitz, Sub-

stanzmissbrauch) oftmals ursächlich für deviantes Verhalten sind oder das 

krankheitsimmanente Risiko potenzieren.68 

Aus diesen Überlegungen leitete SCHMALZL folgende Gebote für die Bewer-

tung des Zusammenhangs zwischen Gefährlichkeit und psychischer Störung 

ab: 

„[...] erstens eine nach Diagnosegruppen differenzierende Betrachtung, 
zweitens eine Analyse der Entstehungs- und Förderfaktoren von Gewalt-
handlungen und drittens die Suche nach Wegen ihrer Verhinderung.“69 

 

Bei Sichtung der einschlägigen Literatur geraten vier Diagnosegruppen in 

den Fokus, die regelmäßig mit deutlich erhöhten Gewaltraten in Verbindung 

gebracht werden. Dabei handelt es sich um: 
 

! schizophrene Symptomatiken,  

! substanzinduzierte Störungen,  

! (dis- bzw. antisoziale) Persönlichkeitsstörungen sowie 

! affektive Störungen.70 
 

Die erhöhte Gewaltneigung von Personen, die an solchen Störungen er-

krankt sind, konnte in verschiedenen Studien gut belegt werden. Einer Un-

tersuchung ERONENs / HAKOLAs / TIIHONENs zufolge ist bspw. das Risiko, we-

gen eines Tötungsdelikts verurteilt zu werden, im Vergleich zur Allgemeinbe-

völkerung bei Schizophrenen um das Achtfache, bei Alkoholkranken um das 

Elffache und bei Personen mit antisozialer Persönlichkeitsstörung sogar um 

das Zwölffache erhöht.71 In einer repräsentativen Fallstudie analysierten 

WALLACE / MULLEN / BURGESS et al. das Delinquenzrisiko der o.g. psychiatri-

schen Erkrankungen differenziert nach Deliktsgruppen. In nachfolgender  

                                                
68 Vgl. TEPLIN (1985), S. 597; NEDOPIL (2003), S. 64; WALLACE / MULLEN / BURGESS (2004),  

S. 716 ff. 
69 SCHMALZL (2004), S. 24. 
70 Vgl. z.B.: SCHMALZL (2004), S. 24 f.; NEDOPIL (2007), S. 44 ff. 
71 Vgl. ERONEN / HAKOLA / TIIHONEN (1996), S. 499. 
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Tabelle (Tab. 2) sind zentrale Ergebnisse dieser Studie zusammengefasst. 

Die angegebenen Zahlenwerte stellen jeweils das Quotenverhältnis (sog. 

Odds Ratio) dar, welches in diesem Kontext ausweist, um welchen Faktor 

die Wahrscheinlichkeit bei psychisch gestörten Personen im Vergleich zur 

Allgemeinbevölkerung erhöht ist, eine der genannten Straftaten zu begehen. 
 
Tabelle 2:  
Delinquenzrisiko ausgewählter Diagnosegruppen.72 

 

Krimi-
nalität 
insg. 

Gewalt-
delikte 

Tötungs-
delikte 

Eigen-
tums-
delikte 

Sexual-
delikte 

Schizophrenie 3,2 4,4 10,1 2,8 2,7 

Affektive Störungen 3,4 4,1 5,4 2,9 4,0 

Persönlichkeitsstörun-

gen 
12,7 18,7 28,7 10,2 14,7 

Substanzmissbrauch 7,1 9,5 5,7 9,4 3,5 

Die angegebenen Zahlenwerte stellen jeweils dar, um welchen Faktor die Wahrscheinlich-
keit bei psychisch gestörten Personen im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung erhöht ist, 
eine der genannten Straftaten zu begehen. 
 

Die Kategorie der Persönlichkeitsstörungen tritt hier besonders negativ in 

Erscheinung. Auch Schizophrene sind mit einer zehnfach erhöhten Wahr-

scheinlichkeit, ein Tötungsdelikt zu begehen, deutlich überrepräsentiert.   

Insgesamt fällt auf, dass alle vier Diagnosegruppen in sämtlichen Delikts-

bereichen ein erhöhtes Kriminalitätsrisiko aufweisen. Diese Erkenntnis konn-

te im Rahmen einer jüngeren Untersuchung verifiziert werden: VINKERS / DE 

BEURS / BARENDREGT et al. analysierten den Zusammenhang zwischen psy-

chischen Störungen und verschiedenen Kriminalitätsformen. Die Autoren 

fanden heraus, dass psychisch Gestörte in allen Deliktsbereichen straffällig 

werden. Die stärksten Verknüpfungen bestehen zu Brandstiftungen, gefolgt 

von Raubstraftaten, tätlichen Angriffen sowie versuchten oder angedrohten 

Tötungsverbrechen. Am schwächsten nachweisbar, aber dennoch vorhan-

den, ist der Zusammenhang zwischen psychischer Störung und Delinquenz 

im Hinblick auf Sexual- und Eigentumsdelikte.73  

                                                
72 Eigene Darstellung nach: WALLACE / MULLEN / BURGESS et al. (1998), S. 479. 
73 Vgl. VINKERS / DE BEURS / BARENDREGT et al. (2011), S. 307 f.  
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Das Delinquenzrisiko steigt nochmals signifikant, wenn eine Komorbidität 

vorliegt, d.h., wenn neben der Grunderkrankung ein oder mehrere weitere 

(psychiatrisch relevante) Krankheitsbilder diagnostizierbar sind. Insbeson-

dere der Substanzmissbrauch wirkt sich als Begleiterkrankung deutlich    

kriminalitätssteigernd aus.74 Im Rahmen der oben angeführten Studie ermit-

telten WALLACE et al. das Delinquenzrisiko, welches sich aus einer Komorbi-

dität von Schizophrenie und Substanzmissbrauch sowie affektiven Störungen 

und Substanzmissbrauch ergibt (Tab. 3). 

 
Tabelle 3:  
Delinquenzrisiko ausgewählter Diagnosegruppen bei Komorbidität mit Substanzmiss-
brauch.75 

 

Krimi-
nalität 
insg. 

Gewalt-
delikte 

Tötungs-
delikte 

Eigen-
tums-
delikte 

Sexual-
delikte 

Schizophrenie mit 

Substanzmissbrauch 
12,4 18,8 28,8 13,4 7,4 

Affektive Störungen mit 

Substanzmissbrauch 
13,5 19,0 17,5 16,8 6,0 

Die angegebenen Zahlenwerte stellen jeweils dar, um welchen Faktor die Wahrscheinlich-
keit bei psychisch gestörten Personen im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung erhöht ist, 
eine der genannten Straftaten zu begehen. 
 

Im direkten Vergleich mit den in Tabelle 2 angegeben Quotenverhältnissen 

wird die kriminalitätssteigernde Wirkung des Substanzmissbrauchs unmittel-

bar deutlich. Bezogen auf die Gesamtkriminalität sowie nahezu alle Delikts-

bereiche ist eine Vervierfachung des Delinquenzrisikos unter dem Einfluss 

psychotroper Stoffe feststellbar. Damit reihen sich die Untersuchungsergeb-

nisse WALLACE’s et al. in die allgemeine kriminologische Erkenntnis ein,   

wonach Alkohol und andere Drogen speziell im Kontext von Gewaltan-

wendungen enthemmend wirken.76 Laut Polizeilicher Kriminalstatistik der 

Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 2012 standen in 11,5 % aller auf-

geklärten Fälle Tatverdächtige bei der Tatbegehung unter dem Einfluss von 

Alkohol; Gewaltdelikte wurden sogar zu rund einem Drittel durch alkoholi-

sierte Tatverdächtige begangen.77 Die gewaltbeschleunigende Wirkung des 

                                                
74 Vgl. NEDOPIL (2009), S. 95. 
75 Eigene Darstellung nach: WALLACE / MULLEN / BURGESS et al. (1998), S. 481.  
76 Vgl. z.B.: BRETTEL (2008), S. 465; SCHWIND (2010), S. 560 ff., 569 ff. 
77 Vgl. BUNDESKRIMINALAMT (2013), S. 38. 
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Substanzmissbrauchs ist demnach nicht zu unterschätzen. Dies trifft insbe-

sondere zu, wenn er sich als psychiatrisch relevantes Störungsbild manifes-

tiert hat und in Kombination mit einer weiteren psychischen Erkrankung    

auftritt. 

 

Im Hinblick auf die Frage, ob psychisch gestörte Personen im Vergleich zu 

psychisch gesunden Menschen ein besonderes Gefahrenpotenzial in sich 

bergen, wurde ersichtlich, dass eine pauschale Antwort aufgrund der Vielzahl 

psychiatrisch relevanter Krankheitsbilder nicht zielführend sein kann. Not-

wendig ist vielmehr eine nach Diagnosegruppen differenzierende Betrach-

tungsweise. Für schizophrene Symptomatiken, substanzinduzierte-, Persön-

lichkeits- sowie affektive Störungen wurden in Studien erhöhte Delinquenz- 

und Gewaltraten ermittelt. Allerdings darf nicht außer Acht gelassen werden, 

dass entsprechend erkrankte Personen nur einen geringen Teil der Gesamt-

bevölkerung ausmachen.78 Das (absolute) Risiko eines „Durchschnitts-

bürgers“, der Straftat eines psychisch Gestörten zum Opfer zu fallen, ist 

dementsprechend gering. Darüber hinaus bestehen meist gute Behand-

lungsmöglichkeiten für psychiatrische Erkrankungen, speziell in Fällen der 

Schizophrenie.79 Dass es dennoch berechtigt ist, sich im weiteren Verlauf mit 

den Risiken des polizeilichen Umgangs mit psychisch gestörten Personen zu 

befassen, kann mit NEDOPIL wie folgt begründet werden: 

„Es gibt eine Reihe von Risikofaktoren für Gewalttätigkeiten, die wesent-
lich gravierender sind als psychische Krankheiten. Gleichwohl ist es für 
Psychiater und andere Berufsgruppen, die mit psychisch Kranken oder ge-
fährlichen Menschen umgehen müssen, höchst wichtig, die Risiken von 
Psychosen im Auge zu behalten und nicht dem Mythos ihrer Ungefähr-
lichkeit zu verfallen.“80 

 

  

                                                
78 Vgl. NEDOPIL (2007), S. 50 f. 
79 Vgl. HERMANUTZ / HAMANN (2012), S. 237. 
80 NEDOPIL (2007), S. 51. 



 

 31 

2.3.2 Risikokonstellation und allgemeine Gefährdungsfaktoren in der 
Interaktion mit psychisch gestörten Personen 

 
Polizeibeamte treffen in der Regel mit einer selektierten, besonders proble-

matischen Gruppe psychisch Gestörter zusammen (vgl. Gliederungspunkt 

2.2.2). Das Risiko für Polizisten resultiert dabei nicht allein aus der psychi-

schen Störung des Gegenübers. Einsätze eskalieren häufig erst dann, wenn 

die im Einzelfall bestehenden akuten Krankheitssymptome in einen konflikt-

behafteten Handlungsrahmen eingebunden sind und ein auslösender Reiz 

schließlich zu selbst- oder fremdgefährdendem Verhalten der betroffenen 

Person führt.81 Dies könnte beispielhaft für eine Person mit paranoider Schi-

zophrenie (Symptomatik) gelten, die aufgrund ihres Verfolgungswahns mit 

Passanten in einen lautstarken Streit geraten ist (situative Rahmen-

bedingung) und durch die hinzugerufenen uniformierten Polizeibeamten in 

eine psychiatrische Klinik zwangseingewiesen werden soll (Stimulus bzw. 

Stimuli). Laut SCHMALZL resultieren Gewalttaten psychisch Gestörter dem-

nach 

„[...] aus einer fatalen Mischung von Symptom- und Befindlichkeitsmerk-
malen des Kranken, Merkmalen seiner Interaktionspartner und Merkmalen 
der Interaktionsdynamik einschließlich der situativen Gegebenheiten.“82 

 

Eine Betrachtung spezieller Risiken, die den (polizeilich relevanten) Krank-

heitsbildern immanent sind, erfolgt in Gliederungspunkt 2.4. Zuvor sollen  

einige allgemeine Risiken bzw. Gefährdungsfaktoren des polizeilichen Um-

gangs mit psychisch gestörten Personen skizziert werden: 

 

• Grundsätzlich problematisch ist der Umstand, dass sich psychisch gestörte 

Personen zum Zeitpunkt des polizeilichen Tätigwerdens häufig bereits in  

einem emotionalen Zustand befinden, in dem sie nicht mehr weiter wissen, 

Verfolgungsängste empfinden oder das Gefühl haben, in die Enge getrieben 

worden zu sein. Ein möglicher Konsum von Alkohol, illegalen Drogen oder 

Medikamenten sowie der Zugriff auf Waffen bzw. gefährliche (Alltags-)     

Gegenstände birgt weiteres Konfliktpotenzial. In solchen Momenten können 

geringste zusätzliche Reize zur Lageeskalation beitragen. Dazu zählen situative 

                                                
81 Vgl. SCHMALZL (2004), S. 25. 
82 SCHMALZL (2004), S. 25. 
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Faktoren wie Lärm oder räumliche Beengtheit. Aber auch das bloße Eintref-

fen der Polizeibeamten, ein Erscheinen in Uniform sowie unkoordiniertes, 

unaufmerksames oder verbal unangepasstes Verhalten der Einsatzkräfte 

können eine (aggressive) Reaktion des Gegenübers auslösen.83  

• Nicht immer liegen Polizeibeamten im Vorfeld eines Einsatzes Informationen 

über entsprechende Rahmenbedingungen vor, ganz abgesehen von Einsät-

zen, in denen Polizisten ohne jede Vorbereitungszeit einschreiten. In derarti-

gen Situationen besteht ein Informationsdefizit, welches Vorbereitungshand-

lungen (kurzfristige Absprachen zum taktischen Vorgehen etc.) erschwert 

oder gar verhindert. Dem Mangel an Information steht ein – manchmal auch 

nur subjektiv empfundener – Handlungsdruck entgegen. Das ambivalente 

Verhältnis von Informationsdefizit versus Handlungsdruck ist geeignet, 

Stress auszulösen. Im ungünstigen Fall mündet dieser in einer erhöhten  

Fehleranfälligkeit des polizeilichen Handelns.84 

• Nach Einschätzung BEHRs handeln Polizisten in akuten Einsatzsituationen 

oft reflexartig, indem sie antrainierte Automatismen abrufen.85 Das Reprodu-

zieren relativ starrer Denk- und Handlungsmuster kann im Umgang mit psy-

chisch gestörten Personen aber risikobehaftet sein. Denn gerade bei der 

Gruppe der psychisch Kranken handelt es sich SCHMALZL zufolge um „[...] 

exakt die Klientel, die sich ‚atypisch’, man könnte auch sagen schema-

diskrepant verhält.“86 

• Hinweise von Polizeiwissenschaftlern, Psychologen und Einsatzkräften 

selbst legen die Vermutung nahe, dass Polizisten im Rahmen der Aus- und 

Fortbildung nicht ausreichend auf den Umgang mit psychisch gestörten   

Personen vorbereitet werden. Es bestehen einerseits Wissensdefizite bzgl. 

relevanter Krankheitsbilder, andererseits fehlen Handlungskonzepte zum 

konkreten Umgang mit psychisch gestörten Personen.87  

  

                                                
83 Vgl. SCHMALZL (2012), S. 350. 
84 Vgl. MISTELE (2007), S. 124 ff. 
85 Vgl. BEHR (2008), S. 236. 
86 SCHMALZL (2004), S. 27. 
87 Vgl. z.B.: WÖSSNER / BINNINGER (1997), S. 16; LITZCKE (2003), S. 463 ff.; SCHMALZL (2004), 

S. 27. 



 

 33 

Über diese allgemeinen Risiken im polizeilichen Umgang mit psychisch    

gestörten Personen hinaus ergibt sich aus der individuellen Symptomatik 

einiger Störungsbilder weiteres Gefährdungspotenzial. Nachstehend sollen 

daher psychische Störungen betrachtet werden, die im Kontext des polizei-

lichen Einsatzgeschehens eine besondere Relevanz aufweisen. 

 
 
2.4 Störungsbilder mit besonderer polizeipraktischer Bedeutung 
 

Das Verzeichnis der im Kapitel F des ICD-10 erfassten Psychischen und 

Verhaltensstörungen ist umfangreich: Unter zehn Hauptgruppen subsumiert 

finden sich über 300 psychiatrisch relevante Krankheitsbilder wieder.88 Nicht 

alle dieser Störungen entfalten unmittelbare polizeiliche Relevanz. So dürften 

Einsätze im Zusammenhang mit Tic- oder Schlafstörungen wohl die absolute 

Ausnahme darstellen. Andererseits existieren Störungen, die im Hinblick auf 

die Polizeiarbeit von besonderer Bedeutung sind. Wie bereits angedeutet, 

können Gründe dafür ein gesteigertes Potenzial für eigen- oder fremdgefähr-

dendes Verhalten, ein erhöhtes Delinquenzrisiko sowie eine aus der Krank-

heit resultierende Häufung der polizeilichen Kontakte sein.89  

Im Folgenden sollen einige Störungsbilder betrachtet werden, die diese Krite-

rien erfüllen und auf deren polizeipraktische Bedeutung in themenbezogenen 

Aufsätzen wiederholt hingewiesen wurde.90 Aufgrund der Komplexität der 

einzelnen Störungen erfolgt dabei zunächst eine Konzentration auf zentrale 

psychopathologische Aspekte. Der polizeipraktische Umgang mit entspre-

chend erkrankten Personen soll im empirischen Teil der Arbeit reflektiert 

werden (vgl. Gliederungspunkt 4).  

                                                
88 Vgl. HAUTZINGER / THIES (2009), S. 15. 
89 Vgl. LITZCKE / HERMANUTZ (2004), S. 4. 
90 Vgl. z.B.: LITZCKE / HERMANUTZ (2004); NEDOPIL (2007); SCHMALZL (2012). 
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2.4.1 Schizophrene Symptomatiken 
 
Bei den Schizophrenien handelt es sich um schwerwiegende psychische  

Erkrankungen, bei denen Betroffene zumindest vorübergehend den Bezug 

zur Realität verlieren.91 Hinsichtlich des individuellen Verlaufs und der 

Krankheitszeichen weisen schizophrene Störungen allerdings eine große 

Heterogenität auf. So existiert weder die eine Schizophrenie noch gibt es ein 

spezifisches Symptom, das alle schizoiden Störungen kennzeichnet. Im 

Rahmen der Diagnose ist daher nicht ein einzelnes Krankheitszeichen aus-

schlaggebend, sondern der Nachweis einer „[...] weitreichende[n] Verände-

rung des Erlebens und Verhaltens, die auch als psychotisches Erleben be-

zeichnet wird.“92 Laut ICD-10 kommen als Anzeichen für psychotisches Erle-

ben u.a. in Betracht: Gedankenlautwerden, Gedankeneingebung oder           

-entzug, Wahnwahrnehmung, Kontrollwahn, Beeinflussungswahn, kommen-

tierende Stimmen und Denkstörungen.93 

Von besonderer polizeilicher Relevanz ist der Subtyp der paranoiden Schi-

zophrenie.94 In akuten Phasen leiden betroffene Personen unter Verfol-

gungswahn, begleitet von Halluzinationen und Wahrnehmungsstörungen. 

Häufig kommt es zu einer krankheitsbedingten Auflösung der Ich-Grenzen, 

was bedeutet, dass Betroffene nicht mehr zwischen Innen- und Außenwelt 

unterscheiden können. Reize werden ungefiltert und gleich stark wahrge-

nommen. Dies führt zu einer Reizüberflutung und einem damit einhergehen-

den extremen Erregungszustand, der sich in aggressivem Verhalten äußern 

kann. Eine mögliche Gewalttätigkeit paranoid Schizophrener ist Ausdruck 

ihres psychotischen Erlebens.95 Der Umgang mit an (paranoider) Schizo-

phrenie erkrankten Personen kann demzufolge mit besonderen Risiken ver-

bunden sein. Gleichwohl muss betont werden, dass es sich um ein          

vergleichsweise seltenes Leiden handelt, denn die Wahrscheinlichkeit, im 

Verlauf eines Lebens an einer schizophrenen Störung zu erkranken, liegt für 

beide Geschlechter bei etwa 1 %.96   

                                                
91 Vgl. PETERMANN / MAERCKER / LUTZ et al. (2011), S. 215. 
92 HELL / ENDRASS / VONTOBEL et al. (2007), S. 100. 
93 Vgl. DEUTSCHES INSTITUT FÜR MEDIZINISCHE DOKUMENTATION UND INFORMATION (2013), S. 

185. 
94 Vgl. LITZCKE / HERMANUTZ (2004), S. 3. 
95 Vgl. KÖNIG / PEDROSA GIL (2002a), S. 93 f. 
96 Vgl. HELL / ENDRASS / VONTOBEL et al. (2007), S. 100. 
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2.4.2 Substanzinduzierte Störungen 
 

Als substanzinduziert werden psychische Störungen bezeichnet, die sich 

unmittelbar aus dem Konsum psychotroper Substanzen ergeben. Nach BÜH-

RINGER / BEHRENDT handelt es sich dabei um „[...] natürliche, chemisch auf-

bereitete oder synthetische Stoffe, die zentralnervös auf den Organismus 

einwirken und Wahrnehmung, Denken, Fühlen und Handeln beeinflussen.“97  

Ist die psychische Störung Folge einer (übermäßigen) Einnahme entspre-

chender Substanzen und dauert sie nur vorübergehend an, spricht man von 

akuter Substanzintoxikation bzw. einem akuten Rauschzustand. Mit dem  

Begriff des Substanzentzugs werden hingegen psychosomatische Ein-

schränkungen bezeichnet, die durch Unterdosierung eines Stoffs hervor-

gerufen werden, für den sich bereits eine Gewöhnung eingestellt hat. Die 

Diagnose des Substanzmissbrauchs bzw. schädlichen Gebrauchs wird    

gestellt, wenn die unangemessene Einnahme psychotroper Substanzen kör-

perliche oder psychische Gesundheitsschäden verursacht. Nimmt das Be-

dürfnis nach Substanzkonsum schließlich eine zentrale Rolle im Tagesver-

lauf ein, verbunden mit einem Kontrollverlust in wesentlichen Lebensberei-

chen, liegt eine (psychische und / oder physische) Substanzabhängigkeit 

bzw. Sucht vor.98 

Im Hinblick auf die Polizeirelevanz substanzinduzierter Störungen rückt    

insbesondere der Konsum von Alkohol und illegalen Drogen in den Fokus. 

Der negative Einfluss dieser Substanzgruppen auf Kriminalitäts- und Rück-

fallprognosen konnte wiederholt nachgewiesen werden und gilt als nahezu 

unstrittig.99 Gerade der übermäßige Konsum von Alkohol ist zudem weit  

verbreitet: Laut aktuellem Drogen- und Suchtbericht der Bundesregierung 

überschreiten 9,5 Millionen Deutsche die empfohlenen Trinkmengen. Bei 1,3 

Millionen Bürgern besteht eine Alkoholabhängigkeit; circa 74.000 Betroffene 

sterben jährlich an den (un-)mittelbaren Folgen ihres unangepassten Kon-

sums.100 

  

                                                
97 BÜHRINGER / BEHRENDT (2011), S. 698. 
98 Vgl. HELL / ENDRASS / VONTOBEL et al. (2007), S. 78 f. 
99 Vgl. NEDOPIl (2009), S. 92 ff.; Schwind (2010), S. 555, 562, 577 ff. 
100 Vgl. DIE DROGENBEAUFTRAGTE DER BUNDESREGIERUNG (2013), S. 17. 
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2.4.3 Persönlichkeitsstörungen 
 

Unter dem Begriff Persönlichkeit kann die individuelle Ausprägung von     

Gedanken-, Gefühls- und Verhaltensmustern verstanden werden, die eine 

Person auf Dauer beibehält und die es ihr erlaubt, sich von anderen Men-

schen abzugrenzen.101 Die Entscheidung, ab welchem Ausprägungsgrad ein 

Persönlichkeitsstil als gestört gilt, ist wissenschaftlich umstritten. Um     

ausufernden Diagnosestellungen entgegenzuwirken, sollen nur extreme 

Charakterzüge erfasst werden. Persönlichkeitsstörungen markieren insofern 

„[...] sozial unflexible, wenig angepasste und im Extremfall normabweichende 

Verhaltensauffälligkeiten [...]“102. Nach epidemiologischen103 Erkenntnissen 

ist davon auszugehen, dass circa 10 % der Allgemeinbevölkerung und bis zu 

50 % aller psychiatrischen Patienten die diagnostischen Kriterien einer    

Persönlichkeitsstörung erfüllen.104 Bei den im Kapitel F des ICD-10 erfassten 

„Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen“ handelt es sich allerdings um 

eine äußerst heterogene Gruppe psychischer Störungen. Aufgrund ihrer 

spezifischen Symptomatik sind v.a. die Subtypen der paranoiden und disso-

zialen Persönlichkeitsstörungen polizeilich relevant.105  

Betroffene einer paranoiden Persönlichkeitsstörung empfinden tiefes Miss-

trauen gegenüber ihrer Außenwelt und deuten Handlungen anderer fehl,  

indem sie diese grds. als feindlich oder missgünstig einordnen. Typisch sind 

zudem übertriebene Eifersucht und große Empfindlichkeit bei Zurückweisun-

gen, allgemeine Streitsucht sowie das Bestehen auf eigene Rechte.106  

Besonders problematisch verhalten sich Menschen, die eine dissoziale   

Persönlichkeit aufweisen. Die Unfähigkeit empathischen Empfindens sowie 

die Missachtung sozialer Normen kennzeichnen dieses Störungsbild.       

Betroffene zeigen sich schnell frustriert, was seinen Niederschlag in aggres-

sivem und gewalttätigem Verhalten finden kann. Sanktionen scheinen nicht 

                                                
101 Vgl. DEISTER (2013), S. 378. 
102 FIEDLER (2011), S. 1102. 
103 „Die Epidemiologie befasst sich mit der Häufigkeit, Verteilung und dem Verlauf von Stö-

rungen in der Bevölkerung.“ HAUTZINGER / THIES (2009), S. 40. 
104 Vgl. SCHNEIDER / WEBER-PAPEN (2010), S. 179. 
105 Vgl. LITZCKE / HERMANUTZ (2004), S. 3. 
106 Vgl. DEUTSCHES INSTITUT FÜR MEDIZINISCHE DOKUMENTATION UND INFORMATION (DIMD) 

(2013), S. 210. 
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geeignet, Einsicht oder Besserung herbeizuführen. Stattdessen werden ei-

gene Handlungen gerechtfertigt und Fehler auf andere projiziert.107  

 

2.4.4 Affektive Störungen 
 

Affektive Störungen gehen mit Beeinträchtigungen der individuellen Stim-

mungslage und des Aktivitätsniveaus einher. Tendenziell sind zwei gegen-

läufige Krankheitsverläufe möglich: 

Im Falle depressiver Störungen leiden Betroffene an einer ungewöhnlichen 

Niedergeschlagenheit. Der innere Antrieb sowie die Fähigkeit, Freude zu 

empfinden, sind deutlich reduziert. Zusätzlich können somatische Begleiter-

scheinungen wie Schlafstörungen, Appetitlosigkeit und Libidoverlust auftre-

ten.108  

Im Gegensatz dazu zeichnen sich manische Störungen durch eine unange-

messen gehobene Stimmungslage aus, verbunden mit erhöhter Aktivität und 

dem Gefühl physischer und psychischer Leistungsfähigkeit. Im Umgang mit 

anderen Personen sind Betroffene (übermäßig) gesellig und redselig. Eben-

falls konträr zur depressiven Symptomatik ist das Schlafbedürfnis bei mani-

schen Patienten oft reduziert, der Sexualtrieb hingegen gesteigert.109 

Leiden Betroffene ausschließlich an depressiven oder manischen Sympto-

men, handelt es sich um einen unipolaren Krankheitsverlauf. Bei einem 

Wechsel von depressiven und manischen Phasen liegt eine bipolare affekti-

ve Störung vor.110 

Die polizeiliche Relevanz affektiver Störungen resultiert v.a. aus einem deut-

lich erhöhten Suizidrisiko depressiver Patienten: 15 % der Erkrankten ster-

ben durch Selbsttötung, ungefähr ein Drittel der Patientengruppe unternimmt 

einen Suizidversuch.111 Bei Personen mit (unipolaren) manischen Störungen 

sind Suizidgedanken zwar nicht symptomatisch, jedoch korreliert ihr über-

steigertes Selbstbewusstsein mit risikoaffinem, selbst- oder fremdgefährden-

dem Verhalten, was sich bspw. im Straßenverkehr negativ auswirken kann. 

                                                
107 Vgl. DEUTSCHES INSTITUT FÜR MEDIZINISCHE DOKUMENTATION UND INFORMATION (2013), S. 211. 
108 Vgl. DEUTSCHES INSTITUT FÜR MEDIZINISCHE DOKUMENTATION UND INFORMATION (2013), S. 192. 
109 Vgl. DEUTSCHES INSTITUT FÜR MEDIZINISCHE DOKUMENTATION UND INFORMATION (2013), S. 190. 
110 Vgl. BANDELOW / GRUBER / FALKAI (2013), S. 80. 
111 Vgl. SCHNEIDER / WEBER-PAPEN (2010), S. 118. 
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Gelegentlich kulminiert die euphorisch-berauschte Stimmung zudem in Reiz-

barkeit und Aggressivität.112 

 

2.4.5 Suizidalität  
 

Die Psychologen SCHNEIDER / WEBER-PAPEN beschreiben Suizidalität als  

einen „[p]sychische[n] Zustand, bei dem Gedanken, Pläne und Verhaltens-

weisen auf die Herbeiführung des eigenen Todes gerichtet sind.“113 Die    

Absicht zur Selbsttötung stellt allerdings kein eigenständiges psychopatholo-

gisches Krankheitsbild im Sinne des ICD-10, Kapitel F dar. Vielmehr handelt 

es sich um ein Syndrom114, das entweder auf eine extreme, als ausweglos 

empfundene Lebenssituation zurückzuführen ist (Erklärungsansatz: Krisen-

modell) oder dem psychiatrische Grunderkrankungen vorausgehen (Erklä-

rungsansatz: Krankheitsmodell).115 In Studien konnte v.a. der deutliche    

Zusammenhang zwischen psychischer Störungen und Selbsttötung belegt 

werden. Nach heutigen Erkenntnissen liegt bei circa 90 % der Suizidenten 

eine psychiatrische Grunderkrankung vor.116 ARSENAULT-LAPIERRE / KIM / 

TURECKI werteten in einer Metaanalyse 3275 Suizide aus 27 Einzelstudien 

aus. Ihren Untersuchungen zufolge litten 43,2 % der Verstorbenen im Vorfeld 

der Selbsttötung an affektiven Störungen (inklusive depressiver und bipolarer 

Störungen), 25,7 % an substanzinduzierten Störungen, 16,2 % an Persön-

lichkeitsstörungen und 9,2 % an psychotischen Symptomatiken (einschließ-

lich der Schizophrenien).117 Nach TEISMANN / DORRMANN kommen als weitere 

Risikofaktoren für vollendete Suizidhandlungen in Betracht: höheres Lebens-

alter, männliches Geschlecht, lediger oder geschiedener Familienstand, 

niedriger sozioökonomischer Status sowie Arbeitslosigkeit.118  

Im Jahr 2011 verstarben den Erhebungen des Statistischen Bundesamts 

zufolge 10.144 Menschen durch Suizid. Bezogen auf die Gesamtzahl der 

nichtnatürlichen Todesfälle in Deutschland entspricht dies einem Anteil von 

                                                
112 Vgl. BANDELOW / GRUBER / FALKAI (2013), S. 77 f. 
113 SCHNEIDER / WEBER-PAPEN (2010), S. 264. 
114 Mit dem Begriff Syndrom wird das „[...] überzufällige bzw. gehäufte Zusammentreffen von 

typischen Symptomen [...]“ bezeichnet. PETERMANN / MAERCKER / LUTZ et al. (2011), S. 162. 
115 Vgl. SCHNEIDER / WEBER-PAPEN (2010), S. 264. 
116 Vgl. TEISMANN / DORRMANN (2013), S. 300. 
117 Vgl. ARSENAULT-LAPIERRE / KIM / TURECKI (2004), S. 3. 
118 Vgl. TEISMANN / DORRMANN (2013), S. 300. 
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31 %. Dreiviertel der Selbsttötungen wurden von Männern, ein Viertel von 

Frauen begangen.119  

Die Polizeirelevanz des suizidalen Syndroms leitet sich bereits aus der ge-

setzlichen Aufgabe ab, die allgemein oder im Einzelfall bestehenden Gefah-

ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung – mithin für Leib und Leben – 

abzuwehren.120 Weil durch Selbsttötungshandlungen mitunter fremde Perso-

nen Gefahren ausgesetzt sind, können polizeiliche Interventionen auch zum 

Schutz Dritter notwendig sein (z.B.: „Geisterfahrt“ auf Autobahn, Herbeifüh-

ren einer Gasexplosion etc.). 

 

2.4.6 Demenz 
 

Demenzen sind organisch bedingte psychische Störungen, bei denen    

chronische oder fortschreitende Erkrankungen des Gehirns zu einem Abbau 

intellektueller und kognitiver Fähigkeiten führen, die vormals vorhanden    

waren.121 Laut ICD-10 sind typischerweise Funktionen von Gedächtnis, Den-

ken, Orientierung, Auffassung, Rechnen, Lernfähigkeit, Sprache und Urteils-

vermögen betroffen.122 Gleichwohl existieren verschiedene Formen des  

Demenzsyndroms, die wiederum mit spezifischen Symptomkonstellationen, 

Krankheitsverläufen und Therapiemöglichkeiten einhergehen. Bei der sog. 

Alzheimer-Krankheit handelt es sich um die am häufigsten diagnostizierte 

Demenzform. Zwischen 5 und 10 % der über 65-jährigen leiden an dieser 

Störung; mindestens 50 % aller Demenzdiagnosen werden für den Alzhei-

mer-Typus gestellt.123  

Die Anlässe, in denen Polizeibeamte mit an Demenz erkrankten Personen in 

Kontakt treten können, sind vielfältig. Mit Voranschreiten der Krankheit ist 

das räumliche Orientierungsvermögen oft stark beeinträchtigt. Infolgedessen 

verlaufen sich Betroffene gelegentlich und erinnern zurückgelegte Wege 

nicht. Angehörige oder Mitarbeiter von Pflegeheimen erstatten sodann   

Vermisstenanzeigen, die teils umfangreiche polizeiliche Suchmaßnahmen 

                                                
119 Vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT (2012), S. 1. 
120 Vgl. z.B.: § 2 Abs. 1 S. 1 des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse der 

Polizei (PAG) vom 04.06.1992, zuletzt geändert am 19.09.2013. 
121 Vgl. SCHNEIDER / WEBER-PAPEN (2010), S. 246. 
122 Vgl. DEUTSCHES INSTITUT FÜR MEDIZINISCHE DOKUMENTATION UND INFORMATION (2013), S. 190. 
123 Vgl. BERLIT (2014), S. 234. 
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auslösen. Darüber hinaus wird in medizinischen Fachkreisen ein erhöhtes 

Suizidrisiko für die Fälle diskutiert, in denen Betroffene in einem anfänglichen 

Krankheitsstadium von ihrer Demenz erfahren und sich aus Verzweiflung 

darüber oder angesichts bereits zunehmender psychosomatischer Leiden 

das Leben nehmen.124 Weiterhin können krankheitsbedingte Wesensände-

rungen polizeilich relevant sein, wenn diese sozial abweichendes, norm-

verletzendes Handeln begünstigen. Für bestimmte Subtypen demenzieller 

Störungen ist deviantes Verhalten symptomatisch. Dies gilt insbesondere für 

Demenzen, die mit einer Schädigung des Vorderhirns einhergehen, wie in 

Fällen einer sog. frontotemporalen Demenz.125 

 

  

                                                
124 Vgl. dazu z.B.: HARTMANN / FÖRSTL / KURZ (2009), S. 343 ff.; RAINER / KRÜGER-RAINER 

(2013), S. 12 ff. 
125 Vgl. BERLIT (2014), S. 236 f. 
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3 Zum Umgang der Thüringer Polizei mit psychisch gestörten Personen – 

Bestandsaufnahme anhand öffentlich zugänglicher Informationen 
3.1 Vorschriftenlage  
 

Die Kernaufgaben polizeilicher Arbeit liegen in der Abwehr von Gefahren 

(„Prävention“) und der Verfolgung von Straftaten („Repression“). Kommen 

Thüringer Polizisten gefahrenabwehrend zum Einsatz, stützen sie ihr     

Handeln im Wesentlichen auf das Thüringer Gesetz über die Aufgaben und 

Befugnisse der Thüringer Polizei (PAG). Die Aufgaben und Befugnisse im 

Bereich der Strafverfolgung sind überwiegend in der Strafprozessordnung 

(StPO) geregelt. Im (gewöhnlichen) Kontakt mit psychisch gestörten Perso-

nen können die Regelungen aus PAG und StPO gleichermaßen angewendet 

werden wie beim Umgang mit psychisch gesunden Personen. Sollen polizei-

liche Maßnahmen also gegenüber einer Person getroffen werden, die zwar 

an einer psychischen Krankheit leidet, tritt die Störung aber in den Hinter-

grund, dann verfahren die Beamten grds. nach den Vorschriften aus PAG 

und StPO. Geht mit der psychischen Störung allerdings eine Eigen- oder 

Fremdgefährdung einher, z.B., weil ein Suizidversuch unternommen wird, 

finden zusätzlich oder teils in Abgrenzung zu den allgemeinen Regelungen 

spezifische Rechtsvorschriften Anwendung.  

Nachfolgend sollen einige Normen betrachtet werden, die auf den polizei-

lichen Umgang mit psychisch gestörten Personen rekurrieren. Die Darstel-

lung verfolgt nicht das Ziel, die mitunter komplexen rechtlichen Rahmen-

bedingungen zu beschreiben. Vielmehr soll ein Überblick über Vorschriften 

ermöglicht werden, die v.a. im gefahrenabwehrenden polizeilichen Umgang 

mit psychisch gestörten Menschen bedeutsam sind. 
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Spezifische Regelung im Thüringer Gesetz über die Aufgaben und Befug-

nisse der Thüringer Polizei (PAG) 

• In den §§ 7 ff. PAG ist geregelt, gegenüber welchen Personen die Thüringer 

Polizei gefahrenabwehrend tätig werden darf, d.h., wer Adressat polizeilicher 

Maßnahmen sein kann. Verursacht eine Person durch ihr Verhalten eine  

Gefahr, so sind laut § 7 Abs. 1 PAG Maßnahmen auch gegen diese zu rich-

ten. Steht die Person aber unter (vorläufiger) Betreuung, weil sie z.B. an  

einer schwerwiegenden psychischen Krankheit leidet, so können die polizei-

lichen Maßnahmen nach § 7 Abs. 2 PAG auch gegen diejenigen gerichtet 

werden, die zur Aufsicht über die betroffene Person verpflichtet sind, z.B. die 

Eltern oder der gesetzlich bestellte Betreuer.  

• Nach § 19 Abs. 1 PAG besteht die Möglichkeit, eine Person zu ihrem   

eigenen Schutz in Gewahrsam zu nehmen, wenn damit eine Gefahr für Leib 

und Leben von der Person abgewendet werden kann (sog. Schutzgewahr-

sam). Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn sich die Person in einer 

hilflosen Lage oder in einem Zustand befindet, in dem die freie Willens-

bestimmung erkennbar ausgeschlossen ist. Über die Zulässigkeit und Fort-

dauer der Gewahrsamnahme hat grds. ein Richter zu entscheiden (§ 20 

PAG). 

• Unter den gleichen Voraussetzungen ist die Durchsuchung der betroffenen 

Person selbst (§ 23 Abs. 1 Nr. 3 PAG) sowie mitgeführter Sachen zulässig (§ 

24 Abs. 1 Nr. 1 PAG); ein Richtervorbehalt ist allerdings nicht vorgesehen. 

• In den §§ 25 f. PAG ist das Betreten und Durchsuchen von Wohnungen 

geregelt. Im Hinblick auf den Umgang mit psychisch Gestörten hat insbeson-

dere § 25 Abs. 1 Nr. 1 Relevanz. Demnach kann die Polizei eine Wohnung 

betreten und durchsuchen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 

sich in ihr eine Person befindet, die nach § 19 PAG in Gewahrsam genom-

men werden darf. Gleiches ist laut § 25 Abs. 1 Nr. 3 PAG möglich, wenn dies 

zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer 

Person erforderlich ist. Eine gegenwärtige Gefahr für Sachen oder Tiere von 

bedeutendem Wert können das Betreten und Durchsuchen von Wohnungen 

ebenfalls rechtfertigen. Die Anordnung zur Wohnungsdurchsuchung hat 

grds. ein Richter zu treffen (§ 26 Abs. 1 PAG).  
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Gewahrsamsordnung für die Thüringer Polizei (PolGewO, TH126) 

• Bei der GewO handelt es sich um eine vom Thüringer Innenministerium 

(TIM) erlassene Verwaltungsvorschrift, die der Polizei Vorgaben zur konkre-

ten Ausführung des Vollzugs von Freiheitsentziehungen macht. Sie bezieht 

sich auf alle Personen, denen die Freiheit auf gesetzlicher Grundlage entzo-

gen ist und die vorübergehend in polizeilichen Gewahrsamsräumen unterge-

bracht werden (Ziff. 1 GewO).  

• Letztmalig wurde die GewO zum 01. Januar 2010 umfassend überarbeitet 

und ergänzt. Insbesondere hinsichtlich des Umgangs mit (psychisch) gestör-

ten Personen im Polizeigewahrsam ergaben sich zahlreiche Änderungen. 

Hintergrund dieser Entwicklungen war der Tod eines 28-jährigen Mannes, 

der im Jahr 2009 in einer Gewahrsamszelle der Polizeiinspektion Ilmenau an 

den Folgen einer Atemlähmung verstarb. Der Betroffene war trotz einer    

Alkoholisierung von über drei Promille in eine Zelle eingeliefert worden. Die 

Konsultation eines Arztes blieb aus; die zuständigen Beamten führten die 

vorgeschriebenen Kontrollgänge nicht oder in nicht ausreichender Weise 

durch. Im späteren Gerichtsverfahren wurde festgestellt, dass der Betroffene 

überlebt hätte, wenn rechtzeitig Rettungsmaßnahmen eingeleitet und er in 

ein Krankenhaus eingeliefert worden wäre.127 

• In der aktuell gültigen Fassung der GewO sind in Ziff. 8 Handlungsanwei-

sungen bei Krankheitsfällen oder hilflosen Personen im Polizeigewahrsam 

fixiert. Demnach ist unverzüglich eine (not-)ärztliche Versorgung zu veran-

lassen, wenn Anzeichen für eine physische oder psychische Erkrankung vor-

liegen. Ein notwendiger Transport zum Krankenhaus hat primär durch den 

Rettungsdienst zu erfolgen. Der Gewahrsam soll grds. nur aufrechterhalten 

werden, wenn der hinzugerufene Arzt eine Einweisung oder Folgebehand-

lungen für nicht erforderlich hält. Kann die Gefahr, die zur Anordnung des 

Schutzgewahrsams führte, durch Übergabe an einen Arzt oder Angehörige 

des Betroffenen abgewendet werden, so ist dies dem polizeilichen Gewahr-

sam vorzuziehen.  

  

                                                
126 Im Folgenden wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit die Abkürzung „GewO“ ver-

wendet. 
127 Vgl. DIE WELT (2010); THÜSING (2010); WICKING (2010). 
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• Nach Ziff. 3 GewO ist ein Gewahrsamsnachweis zu führen, in dem sämtli-

che Feststellungen und eingeleitete Maßnahmen dokumentiert werden. 

Anzeichen, die auf eine Erkrankung hindeuten, sind im Gewahrsamsbuch 

ebenso zu dokumentieren, wie die Indikationen eines hinzugerufenen Arztes. 

Es ist zu gewährleisten, dass der Verfasser des jeweiligen Eintrags als sol-

cher feststellbar ist.  

• In Gewahrsam Genommene sind gem. Ziff. 6 Abs. 6 GewO mehrmals am 

Tag zu kontrollieren. Für kranke, betrunkene und sonstige hilflose Personen 

gilt ein mindestens halbstündlicher Kontrollrhythmus, wobei ggf. darüber  

hinausgehende Empfehlungen eines Arztes berücksichtigt werden sollen.  

• Die Gewahrsamsräume sind einmal jährlich durch einen Arzt hinsichtlich 

ihrer Geeignetheit überprüfen zu lassen; ein Notarzt kommt für diese Begut-

achtung nicht in Betracht (Ziff. 15 Abs. 3 GewO).  

 

Leitfaden 371 – „Eigensicherung“ (LF 371) 

• Der LF 371 richtet sich an Polizeibeamte. Er gibt Handlungsempfehlungen 

zur Eigensicherung in verschiedenen Einsatzsituationen. Im Gegensatz zu 

Polizeidienstvorschriften, denen Polizisten aufgrund ihres Weisungscharak-

ters Folge leisten müssen, haben Leitfäden grds. empfehlenden Charakter. 

Der LF 371 liegt aktuell in der Ausgabe von 2012 vor.  

• Im vierten Kapitel des LFs wird der Umgang mit psychisch Kranken und 

suizidgefährdeten Personen thematisiert und auf die Unberechenbarkeit die-

ser Personengruppen hingewiesen. Außerdem erfolgt ein Verweis auf den 

Gliederungspunkt 2.2.2, in dem Möglichkeiten einer deeskalierenden        

Gesprächsführung aufgezeigt werden.128 

• Da der LF 371 ausschließlich für den polizeilichen Dienstgebrauch bestimmt 

ist, kann auf einzelne Aspekte des LFs an dieser Stelle nicht eingegangen 

werden. Im Hinblick auf die konzeptionelle Ausgestaltung des LF ist aller-

dings anzumerken, dass er überwiegend nur als stichpunktartige Aufzählung 

von (vermeintlich) korrekten Verhaltensweisen angelegt ist. Ein Begründen 

der empfohlenen Handlungsschritte oder die Vermittlung von Basiswissen zu 

                                                
128 Vgl. LEINER (2013), 14. 
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spezifischen Themenfeldern findet hingegen nicht statt. SCHMALZL kritisiert in 

diesem Zusammenhang, dass die 

„Konzepte der Eigensicherung [...] (vgl. den Leitfaden 371 ‚Eigensiche-
rung’) [...] im Wesentlichen aus Handlungsanweisungen [bestehen], ohne 
dass erklärt würde, woraus sich korrektes Einschreitverhalten ergibt, d.h. 
welche psychologisch, physiologisch, soziologisch usw. beschreibbaren 
Wirkmechanismen das Einsatzhandeln determinieren.“129 

 

Thüringer Gesetz zur Hilfe und Unterbringung psychisch kranker Menschen 

(ThürPsychKG) 

• Die verschiedenen Unterbringungsgesetze der Bundesländer – für den 

Freistaat Thüringen in Gestalt des ThürPsychKG – stellen die Rechtsgrund-

lage u.a. für diejenigen Fälle dar, in denen eine Person ggf. gegen ihren   

Willen in einer psychiatrischen Einrichtung untergebracht werden soll, weil 

sie infolge einer psychischen Erkrankung eine Gefahr für sich selbst oder die 

öffentliche Sicherheit oder Ordnung darstellt.130 

• Das ThürPsychKG regelt nach § 1 Abs. 1 „[...] Hilfen und Schutzmaßnahmen 

für psychisch kranke Menschen einschließlich der Unterbringung in Einrich-

tungen [...]“131. Zuständig für die Durchführung von Maßnahmen nach      

diesem Gesetz sind grds. die Sozialpsychiatrischen Dienste (SPDi), die bei 

den Gesundheitsämtern eingerichtet werden (§ 4 Abs. 1 S. 1 ThürPsychKG). 

Mit der Leitung eines SPDi ist in der Regel ein Facharzt für Psychiatrie und 

Psychotherapie, zumindest aber ein in der Psychiatrie erfahrener Arzt betraut 

(§ 4 Abs. 1 S. 3 ThürPsychKG). 

• Weil Polizeibeamte einsatzbedingt häufig mit psychisch gestörten Personen 

in Kontakt treten, die sich in einer akuten Krankheitsphase befinden, wird ein 

ordentliches Unterbringungsverfahren nach § 8 ThürPsychKG aus Zeit-

gründen oft nicht möglich sein. Für die Fälle, in denen eine sofortige psychi-

atrische Einweisung notwendig wird, kann eine „vorläufige Unterbringung 

durch den Sozialpsychiatrischen Dienst“ gem. § 9 ThürPsychKG vorgenom-

men werden: 

„Bestehen dringende Anhaltspunkte für die Annahme, dass die Voraus-
setzungen für die Unterbringung vorliegen und kann eine gerichtliche 

                                                
129 SCHMALZL (2005), S. 97. 
130 Vgl. MÖLLER / LAUX (2013), S. 614. 
131 § 1 Abs. 1 ThürPsychKG. 
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Entscheidung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, kann der Sozialpsy-
chiatrische Dienst die vorläufige Unterbringung längstens für 24 Stunden 
ab dem Beginn der Unterbringung anordnen. Er hat unverzüglich beim zu-
ständigen Gericht einen Antrag auf Unterbringung nach § 8 zu stellen.“132 
 

Im Unterschied zu einigen anderen Bundesländern, in denen die Polizei oder 

die kommunalen Ordnungsbehörden eine vorläufige Unterbringung anordnen 

können,133 ist in Thüringen (primär) der SPDi zu dieser Maßnahme befugt. 

Um in der Praxis eine durchgehende Erreichbarkeit zu gewährleisten, haben 

20 Gesundheitsämter telefonische Not- bzw. Bereitschaftsdienste eingerich-

tet; 14 von ihnen sind 24 Stunden am Tag erreichbar.134 Dementsprechend 

müssen Einsatzkräfte von Polizei oder Rettungsdienst den zuständigen SPDi 

im Bedarfsfall anfordern. Nur ausnahmsweise können Polizeibeamte eine 

zwangsweise Verbringung in eine psychiatrische Einrichtung selbst anord-

nen: Kann der SPDi die Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig abwehren, so wird 

die Polizei gem. § 3 PAG135 im Rahmen ihrer Eilzuständigkeit tätig. 

 

Hinsichtlich des polizeipraktischen Vorgehens wird in der Gesamtschau der 

skizzierten Rechtsvorschriften folgende Systematik deutlich:  

Polizeibeamte verfahren im (gefahrenabwehrenden) Umgang mit psychisch 

gestörten Personen grds. nach den Vorschriften des PAG. Müssen die     

Beamten unverzüglich tätig werden, weil von der betroffenen Person eine 

erhebliche Eigen- und / oder Fremdgefährdung ausgeht, kann unter Umstän-

den eine Gewahrsamnahme notwendig sein. In diesem Fall sind die Beam-

ten zusätzlich zu den Vorschriften aus dem PAG auch zur Beachtung der 

GewO verpflichtet. Besteht die Vermutung, dass die Person an einer psychi-

schen Störung leidet und kommt eine Einweisung in eine psychiatrische   

Einrichtung in Betracht, so ist der SPDi beizuziehen, damit Maßnahmen im 

Sinne des ThürPsychKG eingeleitet werden können. Die Empfehlungen des 

LFs 371 sollen die Beamten in die Lage versetzen, den gesamten Einsatz 

unter Wahrung einer bestmöglichen Eigensicherung zu bewältigen.   

                                                
132 § 9 Abs. 1 ThürPsychKG. 
133 Vgl. bspw.: § 14 PsychKG des Landes Nordrhein-Westfalen; Art. 10 des Gesetzes über 

die Unterbringung psychisch Kranker und deren Betreuung (UnterbrG) des Freistaats 
Bayern. 

134 Vgl. THÜRINGER MINISTERIUM FÜR SOZIALES, FAMILIE UND GESUNDHEIT (2012), S. 43, 46. 
135 Über ihre originären Aufgaben hinaus wird die Polizei gem. § 3 S. 1 PAG auch in Fällen 

tätig, in denen „[...] die Abwehr der Gefahr durch eine andere Behörde nicht oder nicht 
rechtzeitig möglich erscheint.“  
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3.2 Aus- und Fortbildungssituation  
 

Der Polizeivollzugsdienst des Freistaats Thüringen ist in die Laufbahnen des 

mittleren, gehobenen und höheren Dienstes gegliedert.136 Die Ausbildung 

von Anwärtern des mittleren und gehobenen Polizeivollzugsdienstes erfolgt 

unmittelbar in Thüringen. Es sind ebenfalls Angehörige dieser beiden Lauf-

bahngruppen, die nach ihrer Ausbildung vorwiegend im Streifendienst der 

schutzpolizeilichen Dienststellen oder in geschlossenen Einheiten eingesetzt 

werden. Für die Beamten des mittleren und gehobenen Dienstes besteht 

somit eine erhöhte Wahrscheinlichkeit, im Rahmen ihrer Tätigkeit mit psy-

chisch gestörten Personen in Kontakt zu treten. Dementsprechend stellt sich 

die Frage, ob und ggf. in welcher Form die Thematik des Umgangs mit psy-

chisch Gestörten Gegenstand einschlägiger Lehr- bzw. Studienpläne ist.  

 

Ausbildung zum mittleren Polizeivollzugsdienst 

Die Ausbildung zum mittleren Polizeivollzugsdienst erfolgt am Bildungszent-

rum der Thüringer Polizei in Meiningen.137 In „Grundkursen“ wird zunächst 

fachspezifisches Basiswissen vermittelt, bspw. in den Fächern Dienst- und 

Einsatzlehre, Eingriffsrecht oder Psychologie. Das erworbene Wissen soll 

anschließend innerhalb sog. „Leitthemen“ (z.B. „Streife“, „Verkehrsüber-

wachung“, „Kriminalitätsbekämpfung“) fächerübergreifend vertieft und im 

Rahmen von praktischen Elementen, wie Einsatzübungen, angewendet  

werden. Das methodische Konzept dieser Lehrform wird im Ausbildungsplan 

als „Integrative Ausbildung“ bezeichnet, die sich  

„[...] als themenzentrierter, fächerübergreifender Lernprozess dar[stellt], in 
dem an verschiedenen Leitthemen orientiert alle für die konkrete Ein-
schreitsituation zu vermittelnden Ausbildungsinhalte einschließlich der ver-
haltensorientierten Anteile in Unterweisungen, Rollenspielen und Übungen 
zusammengeführt und verknüpft werden.“138 

   

                                                
136 Vgl. § 2 Thüringer Laufbahnverordnung für den Polizeivollzugsdienst (ThürLbVOPol) vom 

04.06.1998, zuletzt geändert am 26.07.2012. 
137 Vgl. § 7 Abs. 3 S. 1 Thüringer Gesetz über die Organisation der Polizei (ThürPOG) vom 

25.10.2011. 
138 N. N. (2003), S. 5. 
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Das erste zu behandelnde Leitthema („Streife I“) setzt sich aus vier Übungs-

komplexen zusammen, die jeweils einen bestimmten Einsatzanlass aufgrei-

fen. Ein Übungskomplex ist der Thematik „Hilflose Personen“ gewidmet.   

Anhand des Ausbildungsplans ist für den außenstehenden Betrachter aller-

dings nicht ersichtlich, welche konkreten Themen die Verfasser unter den 

relativ unbestimmten Begriff „Hilflose Personen“ subsumieren. Ob und ggf. in 

welchem Umfang Kenntnisse zu psychischen Störungen vermittelt werden 

sollen, bleibt offen. In Stichpunkten werden u.a. folgende Ausbildungsinhalte 

des Übungskomplexes angeführt: Ursachen und Formen der Hilflosigkeit von 

Personen, Ziele polizeilichen Einsatzhandelns bei hilflosen Personen,      

Einsatzmaßnahmen, Zusammenarbeit mit Rettungs- und Hilfskräften, Veran-

lassung Transport ins Krankenhaus, Benachrichtigung Angehöriger,       

Streifenbeleg, Komplexes Übungshandeln zum Einsatzanlass „Hilflose    

Person“.139 Die einzelnen Aspekte werden nicht näher erläutert. Ebenfalls 

unbestimmt bleibt der Zeitansatz, der zur Durchführung dieses Übungskom-

plexes vorgesehen ist. Für das gesamte Leitthema „Streife I“ – einschließlich 

aller vier Übungskomplexe – sind 104 Unterrichtseinheiten kalkuliert.140   

Weitere Hinweise auf eine gezielte Wissensvermittlung zur Thematik psychi-

scher Erkrankungen finden sich im Ausbildungsplan des mittleren Dienstes 

nicht. 

 

Ausbildung zum gehobenen Polizeivollzugsdienst 

Das Studium zum gehobenen Polizeivollzugsdienst findet am Fachbereich 

Polizei der Thüringer Fachhochschule für öffentliche Verwaltung statt, der 

sich ebenfalls in Meiningen befindet.141 Im Jahr 2009 wurde der ursprüng-

liche Diplomstudiengang durch einen modularisierten Bachelorstudiengang 

abgelöst. Die Studiendauer beträgt grds. drei Jahre. Für Beamte, die zuvor 

bereits im mittleren Polizeivollzugsdienst tätig waren und in den gehobenen 

Dienst aufsteigen wollen (sog. „Aufstiegsbewerber“), ist unter bestimmten 

Voraussetzungen eine Studienzeitverkürzung auf zwei Jahre möglich. 

  

                                                
139 Vgl. N. N. (2003), S. 78. 
140 Vgl. N. N. (2003), S. 74. 
141 Vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 3 Thüringer Gesetz über die Verwaltungsfachhochschule (ThürVFHG) 

vom 23.03.1994, zuletzt geändert am 20.12.2010. 
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In diesen Fällen soll die Ausbildung zum mittleren Polizeivollzugsdienst sowie 

die Berufserfahrung auf die ersten zwei Semester angerechnet werden.142 

Im Modulkatalog des Studiengangs findet sich kein Hinweis darauf, dass das 

Thema „psychische Störungen“ bzw. der Umgang mit entsprechend erkrank-

ten Personen ein eigenständiges Studienelement oder Teil einer Lerneinheit 

ist. Auch existiert kein Modul, welches, vergleichbar mit dem Ausbildungs-

plan des mittleren Dienstes, die Problematik der „hilflosen Personen“       

aufgreift. Allerdings werden in einigen Lerneinheiten Kompetenzen vermittelt, 

die diese Themenfelder tangieren. Dazu zählen z.B. die Module „Kommuni-

kation und Deeskalation“, „Einsatzspezifische Stress- und Konfliktkonstellati-

onen“ sowie „Interventionstools zur Deeskalation“.143 

 

Fortbildung von Polizeivollzugsbeamten 

Neben der Ausbildung des mittleren Polizeivollzugsdienstes obliegt dem  

Bildungszentrum der Thüringer Polizei die Fortbildung von Polizeibeamten 

aller Laufbahngruppen, sofern im Einzelfall nicht andere Institutionen mit  

dieser Aufgabe betraut sind.144 Laut Webpräsenz des Bildungszentrums   

erfolgt die Fortbildungstätigkeit in den Bereichen „Einsatz und Führung“, 

„Kriminalitätsbekämpfung“ und „Verkehr“.145 Die konkreten Fortbildungs-

inhalte sind nicht veröffentlicht.  

Für Führungskräfte des höheren, teilweise aber auch des gehobenen Diens-

tes bietet die Deutsche Hochschule der Polizei (DHPol) ebenfalls Fort-

bildungsveranstaltungen an. Eine gezielte Weiterbildung zum Thema psychi-

atrisch relevanter Krankheitsbilder o.ä. ist weder im Fortbildungskatalog des 

Jahres 2013146 noch im Jahresfortbildungsprogramm 2014147 vorgesehen. 

Möglicherweise wird die Thematik auszugsweise in bestimmten Veranstal-

tungen aufgegriffen, bspw. im Seminar „Polizeidienst und Gewalt“. Laut   

Seminarbeschreibung soll hier u.a. der „Einfluss der Alkoholisierung auf das 

Phänomen ‚Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte’“148 reflektiert werden.   

                                                
142 Vgl. THÜRINGER POLIZEI, VERWALTUNGSFACHHOCHSCHULE FACHBEREICH POLIZEI (2010), S. 2. 
143 Vgl. THÜRINGER POLIZEI, VERWALTUNGSFACHHOCHSCHULE FACHBEREICH POLIZEI (2010), S. 

137, 140 f. 
144 Vgl. § 7 Abs. 3 S. 2 ThürPOG.  
145 <http://www.thueringen.de/th3/polizei/bildungszentrum/fortbildung/>. 
146 Vgl. DEUTSCHE HOCHSCHULE DER POLIZEI (2012), S. 16 ff. 
147 Vgl. DEUTSCHE HOCHSCHULE DER POLIZEI (2013), S. 16 ff. 
148 DEUTSCHE HOCHSCHULE DER POLIZEI (2013), S. 46. 
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Bei Betrachtung der öffentlich zugänglichen Aus- und Fortbildungsunterlagen 

wird ersichtlich, dass eine gezielte Wissensvermittlung zur Thematik des  

polizeilichen Umgangs mit psychisch gestörten Personen offenbar nicht statt-

findet. Lediglich in der Ausbildung zum mittleren Polizeivollzugsdienst müs-

sen sich die Anwärter im Übungskomplex „Hilflose Personen“ bewähren. Der 

Ausbildungsplan lässt allerdings offen, in welchem Umfang in dieser 

Lerneinheit auf psychische Erkrankungen rekurriert wird. Weil der Modul-

katalog des Studiums zum gehobenen Polizeivollzugsdienst keinen Hinweis 

auf eine gezielte Behandlung der Thematik enthält, besteht die Gefahr, dass 

zwischen Beamten des mittleren und gehobenen Dienstes eine Differenz 

sowohl im theoretischen als auch im praktisch eingeübten Handlungswissen 

bestehen kann. Im Ergebnis scheint fraglich, wie Einsätze, an denen Beamte 

beider Laufbahngruppen beteiligt sind, in der polizeilichen Praxis verlaufen 

und wie sich ein möglicherweise divergierender Wissensstand auf die      

Einsatzbewältigung auswirkt. 

 

3.3 Zusammenarbeit mit externen Akteuren 
 
Statistische Angaben der Thüringer Polizei, wie häufig und in Zusammen-

arbeit mit welchen externen Akteuren Einsätze unter Beteiligung psychisch 

gestörter Personen bewältigt werden, liegen nicht vor. Bereits die gesetzlich 

normierten Aufgaben von Polizei, Rettungsdienst149 und SPDi legen aber die 

Vermutung nahe, dass eine unmittelbare Zusammenarbeit in diesem Bereich 

regelmäßig erfolgt. Ein Anhaltspunkt dafür findet sich auch im 3. Thüringer 

Psychiatriebericht des Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie und    

Gesundheit: Im Rahmen einer Erhebung wurden 21 regionale SPDis schrift-

lich befragt, mit welchen Partnern eine Zusammenarbeit erfolgt und wie die 

Kooperation in Schulnoten zu bewerten sei. Letztlich gaben alle teilneh-

menden Einrichtungen an, mit der Polizei zusammenzuarbeiten; die Koope-

ration wurde durchschnittlich mit der Note 1,7 bewertet.150 Dieselben Fragen 

wurden ebenfalls an die psychiatrisch akut versorgenden stationären        

                                                
149 § 4 Abs. 1 Thüringer Rettungsdienstgesetz (ThürRettG) vom 16.08.2008: „Der Rettungs-

dienst führt die Notfallrettung und den Krankentransport durch [...]“. 
150 Vgl. THÜRINGER MINISTERIUM FÜR SOZIALES, FAMILIE UND GESUNDHEIT (2012), S. 47 f. 
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Behandlungseinrichtungen151 in Thüringen gestellt. Von den 25 teilnehmen-

den psychiatrischen Fachabteilungen gaben 63 % an, bereits mit der Polizei 

zusammengearbeitet zu haben, wobei für die Qualität der Kooperation im 

Mittel die Note 1,9 vergeben wurde.152 

Neben Rettungsdiensten und SPDis erfolgt zudem anlassbezogen eine    

Zusammenarbeit mit Rettungshundestaffeln153, z.B. im Rahmen der Vermiss-

tensuche, sowie regionalen Notfallseelsorge- bzw. Kriseninterventions-

teams154.  

                                                
151 THÜRINGER MINISTERIUM FÜR SOZIALES, FAMILIE UND GESUNDHEIT (2012), S. 67. 
152 Vgl. THÜRINGER MINISTERIUM FÜR SOZIALES, FAMILIE UND GESUNDHEIT (2012), S. 74. 
153 Vgl. z.B. die Einsatzübersicht 2013 der FEUERWEHR FACHEINHEIT RETTUNGSHUNDE / OR-

TUNGSTECHNIK THÜRINGEN: <http://www.rhot.de/index.php/einsaetze/einsaetze-
2013.html>. 

154 Eine Übersicht über die in Thüringen tätigen Dienste findet sich auf der Seite des FACH-
VERBANDS NOTFALLSEELSORGE UND KRISENINTERVENTION IN MITTELDEUTSCHLAND E.V.: 
<http://fachverband-nkm.de/thueringen/>. 
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4 Empirischer Teil – Fokusgruppenstudie zum Umgang von Thüringer 
Polizeibeamten mit psychisch gestörten Personen im Einsatz 

4.1 Erkenntnisinteresse und untersuchungsleitende Frage 
 

Im Rahmen der vorangegangenen Literaturauswertung wurde deutlich, dass 

die Thematik des Umgangs mit psychisch gestörten Personen für die polizei-

liche Praxis von Relevanz sein dürfte. Denn zum einen kommen Polizei-

beamte häufiger mit psychisch Gestörten in Kontakt als Nichtpolizisten, zum 

anderen sind diese Kontakte auch qualitativ hochwertiger bzw. intensiver 

ausgeprägt (vgl. Gliederungspunkt 2.2). Darüber hinaus kann der Umgang 

mit betroffenen Personen, v.a. wenn diese an bestimmten psychischen    

Störungen leiden, mit besonderen Risiken verbunden sein (vgl. Gliederungs-

punkt 2.3 und 2.4). Dass es sich bei diesen Erkenntnissen keineswegs „nur“ 

um abstrakt-theoretische Postulate handelt, lässt sich an zahlreichen Pres-

semeldungen des Jahres 2013 nachvollziehen.155 Wiederholt wurde in regio-

nalen und überregionalen Medien über brisante Polizeieinsätze im Zusam-

menhang mit psychisch gestörten Personen berichtet. Dazu zählen z.B. das 

vielfach diskutierte Vorgehen der Polizei am Berliner Neptunbrunnen, wo ein 

psychisch gestörter Mann von Einsatzkräften erschossen wurde,156 oder ein 

Einsatz im Offenburger Bahnhof, in dessen Verlauf ein an Schizophrenie  

Erkrankter versuchte, zwei Polizisten vor einen durchfahrenden Zug zu    

ziehen.157 

In deutlichem Kontrast zu dieser sowohl aus wissenschaftlicher als auch  

alltagspraktischer Perspektive begründbaren Bedeutsamkeit der Thematik 

steht die Feststellung, dass die analysierten Aus- und Fortbildungsunterlagen 

nur vereinzelt Hinweise auf eine gezielte Wissensvermittlung enthalten (vgl. 

Gliederungspunkt 3.3). Öffentlich zugängliche Statistiken oder Einsatzberich-

te, aus denen weitergehende Informationen entnommen werden könnten, 

liegen ebenfalls nicht vor. Ferner war die konkrete Art und Weise des polizei-

lichen Handelns im Umgang mit psychisch gestörten Personen bislang nur 

vereinzelt Gegenstand empirischer Untersuchungen. Die wenigen Studien, 
                                                
155 Ein Überblick kann über die Google-Suche gewonnen werden (www.google.de). Für die 

Suchkombination: „polizei + einsatz + psychisch krank + deutschland“ werden für den 
Suchzeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 auf über zehn Seiten Schlagzeilen 
entsprechender Online-Meldungen ausgegeben (Stand: 15. Februar 2014).  

156 Vgl. z.B.: AHR (2013). 
157 Vgl. z.B.: SELLER (2013). 
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die im Kontext „Polizei und psychisch Kranke“ in Deutschland durchgeführt 

wurden, basierten meist auf quantitativ-deduktiven Forschungsdesigns unter 

Nutzung standardisierter Fragebögen. Im Gegensatz dazu mangelt es an 

Erhebungen, die nicht allein auf statistische Auswertungen einzelner Variab-

len fokussieren, sondern das polizeiliche Vorgehen induktiv, bspw. aus     

einem konkreten Fall heraus, untersuchen.  

Im Ergebnis einer insgesamt mangelhaften Informations- und Datenlage ist 

für den außenstehenden Betrachter weitestgehend unklar, 

 

! wie Polizeibeamte Einsätze, in denen psychisch gestörte Personen    

involviert sind, handlungspraktisch bewältigen und 

! auf welchen (wissensbasierten, emotionalen etc.) Grundlagen dieses 

Handeln basiert. 

 

Die empirische Untersuchung, die im Rahmen der vorliegenden Masterarbeit 

durchgeführt wurde, knüpft an diese Fragen an. Sie möchte einen Beitrag 

leisten, das Wissen um die polizeiliche Handlungspraxis im Umgang mit  

psychisch gestörten Personen zu erweitern. Im Zentrum der Auseinander-

setzung steht die untersuchungsleitende Frage, welche kollektiven Wissens-

bestände und Orientierungen dem Handeln von Thüringer Polizeibeamten im 

Umgang mit psychisch gestörten Personen zu Grunde liegen. Diese Frage-

stellung impliziert folgende Teilfragen: 

 

1.  Wie handeln Thüringer Polizeibeamte im Umgang mit psychisch       
gestörten Personen?  

! betrifft polizeiliche Maßnahmen sowie die Art und Weise der Interaktion 

2. Welche kollektiven Wissensbestände liegen diesem Handeln zu    
Grunde?  

! betrifft handlungsleitendes implizites und explizites Wissen 

3. Welche kollektiven Orientierungen liegen diesem Handeln zu Grunde? 
! betrifft handlungsleitende Emotionen, Einstellungen und Wahrneh-

mungen  
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Die Beantwortung dieser Leitfrage soll auch dazu dienen, evtl. vorhandenes 

Konfliktpotenzial zu identifizieren sowie ggf. Möglichkeiten zur Professionali-

sierung polizeilichen Handelns abzuleiten.  
 

 

4.2 Methodisches Vorgehen 
 

Am Untersuchungsgegenstand orientiert wurde ein qualitatives Forschungs-

design für den empirischen Teil der Masterarbeit gewählt. Die qualitative 

Ausrichtung basiert auf folgenden Überlegungen: 

• Bezogen auf die Bundesrepublik Deutschland liegen nur in begrenztem 

Umfang wissenschaftliche Erkenntnisse darüber vor, wie Polizeibeamte im 

Umgang mit psychisch gestörten Personen handeln. Ferner ist das empiri-

sche Material, das in diesem Kontext erhoben wurde, überwiegend nicht 

mehr aktuell. Zuletzt setzte sich LITZCKE dezidiert mit der Thematik „Polizei-

beamte und psychisch Kranke“ auseinander. Diese Studie wurde vor     

nunmehr zehn Jahren publiziert.158 Indessen war die Situation im Freistaat 

Thüringen offenbar noch nicht Gegenstand entsprechender Analysen. Ein 

Ziel der vorliegenden Untersuchung ist es daher, diesen Aspekt polizeilicher 

Tätigkeit explorativ zu erforschen. Nach DIEKMANN kommen im Rahmen von 

explorativen Studien vorrangig qualitative Verfahren zur Anwendung.159 

• Das Handeln der Polizeibeamten soll nicht statistisch-abstrakt, sondern aus 

konkretem Fallmaterial heraus erfasst und beschrieben werden. Insofern 

folgt die Untersuchung einem induktiven Forschungsansatz. Induktive      

Verfahren kommen v.a. in der qualitativ-empirischen Sozialforschung zum 

Einsatz.160 

• Auf Grundlage des gewonnenen Materials sollen im Ergebnis der Unter-

suchung Hypothesen generiert werden, die in separaten Anschlussuntersu-

chungen ggf. statistischen Prüfungen unterzogen werden können. Die Hypo-

thesenentwicklung ist wiederum eine typische Aufgabe in der qualitativen 

                                                
158 Vgl. LITZCKE (2003). 
159 Vgl. DIEKMANN (2011), S. 34, 188. 
160 Vgl. LAMNEK (2010), S. 222 ff. 
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Sozialforschung, wohingegen hypothesentestende Verfahren regelmäßig im 

quantitativen Forschungskontext angewandt werden.161 

 

Im Folgenden soll der Ablauf der Untersuchung zusammenfassend be-

schrieben werden. 

 

4.2.1 Erhebungsverfahren 
 

Im Hinblick auf die untersuchungsleitende Frage wurde das Gruppendiskus-

sionsverfahren mittels Fokusgruppen als geeignete Methode zur Daten- bzw. 

Materialerhebung ausgewählt und forschungspraktisch angewandt. Nach 

SCHULZ handelt es sich bei einer Fokusgruppe um „[...] ein moderiertes    

Diskursverfahren, bei dem eine Kleingruppe durch einen Informationsinput 

zur Diskussion über ein bestimmtes Thema angeregt wird.“162 Der Begriff 

Fokusgruppe deutet bereits darauf hin, dass sich der Teilnehmerkreis aus 

Personen zusammensetzt, von denen angenommen wird, bzgl. einer        

bestimmten Fragestellung aufschlussreiche Informationen beitragen zu   

können.163 Dabei liegt das Ziel der Durchführung von Fokusgruppen nicht in 

der Identifizierung individueller Meinungen, Erfahrungen o.ä. Die Stärke von 

Gruppendiskussionsverfahren liegt BOHNSACK / PRZYBORSKI / SCHÄFFER     

zufolge vielmehr 

„[...] in der Möglichkeit der Rekonstruktion kollektiver Orientierungen, also 
des milieu- und kulturspezifischen Orientierungswissens innerhalb und au-
ßerhalb von Organisationen und Institutionen. Die handlungsleitende Quali-
tät dieses Orientierungswissens eröffnet den Zugang zur Handlungspra-
xis.“164 

 

Weil gerade die Handlungspraxis der Thüringer Polizeibeamten sowie zu 

Grunde liegende kollektive Wissensbestände und Orientierungen im        

Forschungsinteresse der vorliegenden Untersuchung stehen, erschien die 

Durchführung von Fokusgruppen für diese Arbeit besonders zielführend.  

Die konkrete Ausgestaltung des Forschungsdesigns orientierte sich an einer 

Studie von FELTES / KLUKKERT / OHLEMACHER, die „[...] 2004 im Rahmen eines 

                                                
161 Vgl. LAMNEK (2010), S. 222 ff. 
162 Schulz (2012), S. 9. 
163 Vgl. ZWICK / SCHRÖTER (2012), S. 25. 
164 BOHNSACK / PRZYBORSKI / SCHÄFFER (2010), S. 7. 
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Projektes zur individuellen Legitimation polizeilicher Gewaltanwendung 

Gruppendiskussionen mit Polizeibeamten [durchführten].“165 In diesem Zu-

sammenhang entwarfen sie ein fiktives Einsatzszenario, das als Stimulus-

material in die Fokusgruppen eingebracht wurde. Das Szenario wies eine 

kaskadenförmige Struktur auf, bestand aus mehreren „Eskalationsstufen“, 

die der Gruppe schrittweise präsentiert und sodann diskutiert wurden. Die 

Forscher bedienten sich zudem eines vorbereiteten Fragepools, aus dem sie 

Fragen situationsbedingt in die Gruppen eingebrachten, um Debatten anzu-

regen oder thematisch zu forcieren.166 

 

In Vorbereitung der vorliegenden Untersuchung wurden insgesamt vier hypo-

thetische Einsatzszenarien entwickelt, die jeweils ein oder mehrere, beson-

ders polizeirelevante psychische Störungsbilder aufgreifen (vgl. Gliede-

rungspunkt 2.4). Im Rahmen eines durchgeführten Pretests stellte sich    

heraus, dass bei einer avisierten Diskussionsdauer von mindestens 30 und   

maximal 90 Minuten167 aus Zeitgründen höchstens drei Szenarien bespro-

chen werden sollten. In der Konsequenz fanden drei Einsatzszenarien     

Eingang in die Erhebungsphase, die dieser Arbeit als Anlagen 2 bis 4 beige-

fügt sind. Die Konstruktion der Einsatzszenarien 1 („Suizidlage“) und 3 

(„Zwangseinweisung“) wurde in Anlehnung an Echtfälle vorgenommen, die 

sich in der Vergangenheit in Thüringen ereigneten und zu denen entspre-

chende Pressemeldungen verfügbar waren.168 Der Entwurf des zweiten  

Szenarios („Vermisstensachverhalt“) erfolgte gänzlich nach eigenen Vorstel-

lungen, wobei ähnlich gelagerte Sachverhalte in der themenbezogenen Lite-

ratur beschrieben sind.169 Die Einsatzszenarien bestehen jeweils aus einem 

Grundsachverhalt (sog. Ausgangslage) und mehreren Aufbaustufen (sog. 

Lagefortschreibungen). Bei den Grundsachverhalten handelt es sich um   

„typische“ polizeiliche Einsatzanlässe im Umgang mit psychisch gestörten 

Personen. Mit den sukzessiv in die Diskussion eingebrachten Lagefort-
                                                
165 FELTES / KLUKKERT / OHLEMACHER (2007), S. 290. 
166 Vgl. FELTES / KLUKKERT / OHLEMACHER (2007), S. 292. 
167 In der Literatur finden sich unterschiedliche Angaben zur empfohlenen Dauer von Fokus-

gruppen. Die hier angenommen Werte orientierten sich einerseits an den Ausführungen 
von ZWICK / SCHRÖTER, die einen zeitlichen Rahmen von mindestens 30 Minuten pro Dis-
kussionsrunde einkalkulieren (vgl. ZWICK / SCHRÖTER (2012), S. 27), und andererseits an 
Aspekten der Konzentrationsfähigkeit. 

168 Bzgl. Szenario 1: vgl. HENZE (2012); bzgl. Szenario 3: vgl. MUDRA (2010). 
169 Vgl. z.B.: HERMANUTZ (2012), S. 230 f.  
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schreibungen spitzt sich die Lage jedoch fortwährend zu, was die potenziell 

handelnden Polizeibeamten in eine Konfliktsituation bringen kann.  

Um die Gespräche anzustoßen und thematisch zu strukturieren griff der   

Autor in Anlehnung an FELTES / KLUKKERT / OHLEMACHER situationsangepasst 

auf folgende Fragen zurück:  

 - Was würden Sie in dieser Situation tun? 
 - Warum würden Sie in dieser Situation so handeln, wie beschrieben? 
 - Welche anderen Möglichkeiten wären denkbar? 
 - Was würden Sie auf keinen Fall tun und warum? 
 - Wovon hängt es ab, wie Sie sich in diesem Moment entscheiden? 
 - Wie schätzen Sie diesen Einsatz grundsätzlich ein?170 

 

In Auswertung des Pretests fiel auf, dass der Autor die Fragen im Diskussi-

onsverlauf mitunter zu beliebig ausgewählt hatte. Mit Blick auf das           

Forschungsinteresse sowie zur Wahrung einer grds. Vergleichbarkeit der 

Fokusgruppen wurden daher nochmals Überlegungen angestellt, welche 

dieser Fragen je Grundsachverhalt und Aufbaustufe tatsächlich gestellt wer-

den sollten. Im Ergebnis entstand ein Leitfaden, der dem Autor zur Orientie-

rung, nicht jedoch als starres Dogma diente. Ein flexibler Rückgriff auf die 

o.g. sowie weitere, sich spontan ergebende Fragen war somit jederzeit mög-

lich.171  

 

Bevor die Gruppendiskussionen mit Thüringer Polizeibeamten praktisch 

durchgeführt werden konnten, musste das Vorhaben durch die zuständigen 

Behörden genehmigt werden. Diesbezüglich ergingen schriftliche Anträge an 

das Thüringer Innenministerium sowie die Landespolizeidirektion. Dem    

Anliegen wurde durch den Polizeipräsident schließlich stattgegeben (vgl.  

Anhang 1). Zugleich teilte man mit, dass die nachgeordneten Polizeibehör-

den über das Vorhaben informiert würden, sodass in der Folge eine selbst-

ständige Kontaktaufnahme mit diesen möglich sei. Eine Entsendung von Be-

amten durch die Polizeibehörden erfolgte nicht; der Verfasser führte die Su-

che nach freiwilligen Teilnehmern eigenständig durch.   

                                                
170 Vgl. FELTES / KLUKKERT / OHLEMACHER (2007), S. 293. 
171 Die Nutzung eines solchen „flexiblen“ Leitfadens im Rahmen von explorativen Fokus-

gruppen wird z.B. von MACK / TAMPE-MAI empfohlen. Vgl. MACK / TAMPE-MAI (2012),       
S. 67. 
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Zunächst stellte sich die Frage, wie viele Probanden für die Studie rekrutiert 

werden sollten. Hinsichtlich der geeigneten Anzahl von 

 (1) Teilnehmern an einer Fokusgruppenstudie insgesamt,  

 (2) Teilnehmern je Fokusgruppe sowie 

 (3) Fokusgruppen, die pro Studie durchgeführt werden sollen.  

liegen in der Literatur unterschiedliche Angaben vor.172 LAMNEK empfiehlt 

nach Abwägung der Vor- und Nachteile verschiedener Gruppenstärken eine 

Teilnehmerzahl von fünf bis zwölf Personen je Fokusgruppe.173 MORGAN  

zufolge sollten pro Studie drei bis fünf Gruppendiskussionen eingeplant  

werden.174 Unter Berücksichtigung dieser Anhaltspunkte wurden für die vor-

liegende Studie vier bis fünf Fokusgruppen mit einer Gesamtteilnehmerzahl 

von circa 30 Personen angestrebt. Als Teilnahmevoraussetzung galt eine 

aktuelle Tätigkeit im Einsatz- und Streifendienst einschließlich einer mehrjäh-

rigen Berufspraxis in diesem Bereich. Somit wurde die Auswahl der Ziel-

gruppe im Sinne des theoretical sampling bewusst nach theoretischen     

Gesichtspunkten vollzogen,175 nämlich einer erhöhten Kontaktquantität und        

-qualität von Einsatzbeamten mit psychisch gestörten Personen. Im Hinblick 

auf die konkrete Zusammensetzung der einzelnen Fokusgruppen wurde 

nicht auf die Rekrutierung realer (Dienst-)Gruppen gezielt, wenngleich dies 

nicht explizit ausgeschlossen war. Von Relevanz war vielmehr die strukturel-

le Gleichheit des Teilnehmerkreises – hier in Gestalt einer mehrjährigen   

Tätigkeit im Einsatz- und Streifendienst.176  

Für die praktische Teilnehmerwerbung wurden Plakate gefertigt, aus denen 

Forschungsthema, -ziel und -design sowie Teilnahmekriterien und die      

Erreichbarkeit des Autors hervorgingen. Obwohl mit der Durchführung von 

Gruppendiskussionen im qualitativen Forschungskontext grds. kein Anspruch 

auf Repräsentativität verbunden ist, wurde darauf geachtet, sowohl Behör-

den aus verschiedenen Regionen als auch unterschiedlich große Dienst-

                                                
172 LAMNEK stellt diesbezüglich die Empfehlungen einiger Autoren gegenüber. Vgl. LAMNEK 

(2010), S. 396. 
173  Vgl. LAMNEK (2010), S. 396. 
174 Vgl. MORGAN (1997), S. 34. 
175 Vgl. LAMNEK (2010), S. 396 ff.  
176 Das Für und Wider von „realen“ vs. „nicht-realen“ Diskussionsgruppen mit Polizeibeam-

ten reflektierten FELTES / KLUKKERT / OHLEMACHER unter Bezugnahme auf verschiedene 
Positionen, die in der themenbezogenen Literatur beschrieben sind. Im Ergebnis präfe-
rierten sie strukturgleiche, nicht-reale Fokusgruppen, die in ihrer Studie schließlich zum 
Einsatz kamen. Vgl. FELTES / KLUKKERT / OHLEMACHER (2007), S. 291. 
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stellen in die Teilnehmersuche einzubeziehen. Vor Veröffentlichung der   

Plakate hielt der Autor mit den Dienststellenleitern persönlich Rücksprache, 

um das Projekt vorzustellen und eine Genehmigung für den Aushang einzu-

holen. In allen Fällen wurde das Vorhaben durch die Leitung der örtlichen 

Dienststellen unterstützt. Trotzdem gestaltete sich die Suche nach Teilneh-

mern in der Folge schwierig, weil nur vereinzelt Freiwillige Kontakt mit dem 

Autor aufnahmen. An dieser Stelle bestätigten sich die Erfahrungen, die 

ZWICK / SCHRÖTER in vorhergehenden Fokusgruppenprojekten gemacht    

hatten: 

„Die Teilnehmerrekrutierung erweist sich zumeist als der kritischste Punkt 
bei Fokusgruppen. Geeignete Teilnehmer zu finden und sie zur Mitwirkung 
zu verpflichten, gestaltet sich erfahrungsgemäß langwierig, aufwendig und 
übermäßig ressourcenbindend, weswegen wir dringend raten, die erforder-
lichen Mittel bereits bei der Projektkonzeption einzuplanen und Rekrutie-
rungsarbeiten extern zu vergeben.“177 
 

Da entsprechende Zeit- und Geldmittel im Rahmen der vorliegenden Studie 

nur begrenzt zur Verfügung standen, musste eine andere Strategie verfolgt 

werden, um noch ausbleibende Teilnehmer zu gewinnen. In Anlehnung an 

SCHULZ erfolgte sodann die Kontaktaufnahme zu sog. Gatekeepern.178 In 

zahlreichen Telefonaten und E-Mails wurde das Projekt insbesondere 

Dienstschichtleitern vorgestellt, ggf. aufkommende Fragen beantwortet und 

schließlich die Bitte vorgetragen, das Vorhaben in der jeweils eigenen 

Dienstgruppe zu erläutern. Dieses (tatsächlich ressourcenbindende) Vorge-

hen führte zum Erfolg, sodass die definierte Zielmarke mit letztlich 31       

teilnehmenden Polizeibeamten erreicht bzw. sogar leicht überschritten    

werden konnte. Darüber hinaus standen sechs weitere Beamte für einen 

Pretest zur Verfügung.  

 

Abzüglich des Pretests sollten insgesamt vier Gruppendiskussionen mit je 

sechs und eine Diskussion mit sieben Polizeibeamten in die Erhebungspha-

se eingehen. An einem Erhebungstag erschienen allerdings zwei Gruppen 

mit jeweils sechs Beamten zeitgleich, die eigentlich aufeinanderfolgend   

terminiert waren. Aufgrund interner Abläufe war es der „zweiten Gruppe“ 

                                                
177 ZWICK / SCHRÖTER (2012), S. 30. 
178 Vgl. SCHULZ (2012), S. 14. 
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nicht mehr möglich, den ursprünglich vereinbarten späteren Termin wahrzu-

nehmen, sodass die beiden Fokusgruppen ad hoc zu einer Diskussionsrunde 

mit zwölf Beamten zusammengefasst wurden. Im Ergebnis gingen somit 

zwei Gruppendiskussionen mit jeweils sechs, eine mit sieben und eine     

Fokusgruppe mit zwölf Beamten in die Erhebung ein. Hinsichtlich der prakti-

schen Durchführbarkeit ließ sich die Fokusgruppe, an denen zwölf Beamte 

teilnahmen, schwieriger moderieren, als diejenigen Gruppen, die aus sechs 

bzw. sieben Beamten zusammengesetzt waren. Denn einerseits verleitet 

eine größere Personengruppe einige Probanden scheinbar zu stärkerer   

Zurückhaltung. Andererseits kann es phasenweise zu einer hohen sprachli-

chen Interaktionsdichte kommen, die ohne rechtzeitige Intervention des   

Moderators ein späteres Verschriften dieser Audioaufzeichnung wesentlich 

erschwert. 

 

Der konkrete Ablauf der Gruppendiskussionen gliederte sich in vier Phasen: 

• Zunächst stellte der Autor sich selbst, die Studie und den Ablauf der anste-

henden Fokusgruppe vor. Darüber hinaus wurden Hinweise auf die Protokol-

lierung mittels eines digitalen Konferenzaufzeichnungsgeräts179 sowie auf die 

Wahrung einer größtmöglichen Anonymität180 der Teilnehmer gegeben. 

• In der zweiten Phase erfolgte die Vorstellung und Diskussion der Einsatz-

szenarien. Der Autor brachte die Fragen aus dem vorgestellten Fragepool 

grds. nur dann ein, wenn Dialoge initiiert oder forciert werden sollten. Im  

Wesentlichen wurde jedoch den Empfehlungen MENSCHINGs Folge geleistet. 

Demnach nutzen Gruppendiskussionen die  

„[...] Natürlichkeit kommunikativer Situationen und zielen daher auf Selbst-
läufigkeit, d.h. die weitestgehend selbständige Diskussion innerhalb der 
Gruppe ohne Interventionen durch den Diskussionsleiter bzw. Moderator 
[...], der erst im letzten Teil der Diskussion notwendige Nachfragen stellt.“181 
  

                                                
179  Zur Anwendung kam ein Olympus LS 11 – Linear PCM Recorder. 
180 Die hier durchgeführte Anonymisierung erfolgt in Anlehnung an die Kriterien der sog. 

faktischen Anonymität, die aus § 16 Abs. 6 des Bundesstatistikgesetzes (BStatG) herge-
leitet wird. Demnach ist die faktische Anonymität u.a. dann gewährleistet: „[...] wenn die 
Einzelangaben nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und 
Arbeitskraft zugeordnet werden können [...]“. 

181  MENSCHING (2010), S. 200. 
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Neben der Aufzeichnung mittels Konferenzaufzeichnungsgerät wurde ein 

Handprotokoll geführt, auf dem besonders interessante Diskussionsaspekte 

unter Angabe eines entsprechenden Schlagworts und einer Zeitmarke fixiert 

wurden. 

• Sofern im Rahmen der „offenen“ Diskussionsrunden bestimmte, aus     

Forscherperspektive interessante Aspekte der Thematik noch nicht erörtert 

wurden, folgte in der dritten Phase ein themenzentriertes Nachsteuern spezi-

fischer Fragen. Aus einem für diese Phase vorbereiteten Ideenpool konnte je 

nach Bedarf auf folgende Fragestellungen zurückgegriffen werden: 

-  Welche psychischen Störungen kennen Sie? 
-  Wie schätzen Sie Einsätze, bei denen psychisch gestörte Personen    

beteiligt sind, generell ein?  
-  Wie kompetent fühlen Sie sich persönlich im Umgang mit psychisch    

gestörten Personen?  
-  Wie schätzen Sie die Aus- und Fortbildungssituation der Thüringer Poli-

zei im Hinblick auf den Umgang mit psychisch gestörten Personen ein?  
-  Wie schätzen Sie die Ihnen zur Verfügung stehenden Einsatzmittel im 

Hinblick auf den Umgang mit psychisch gestörten Personen ein? 
-  Wie schätzen Sie die Arbeit anderer Behörden bzw. externer Einrichtun-

gen ein, die bei Einsätzen mit psychisch gestörten Personen beteiligt 
sind? 

-  Welche Verbesserungen würden Sie sich wünschen? 

• Abschließend erfolgte die Verabschiedung der Polizeibeamten verbunden 

mit einem Dank für die entgegengebrachte Teilnahmebereitschaft. 

 

4.2.2 Aufbereitungs- und Auswerteverfahren 
 
Wie SCHULZ in einem aktuellen Sammelband zu „Fokusgruppen in der empi-

rischen Sozialwissenschaft“ einleitend herausstellt, existiert bislang „[...] kein 

einheitliches Verfahren für die Auswertung von Fokusgruppen.“182 Prinzipiell 

kommen sämtliche in den Sozialwissenschaften bekannte Analyseverfahren 

in Betracht,183 wobei eine Auswahl stets unter Berücksichtigung des        

Forschungsziels, des verfügbaren empirischen Materials sowie zeitlicher, 

personeller und finanzieller Rahmenbedingungen erfolgen sollte.184 Je nach 

Ausrichtung besteht nach LAMNEK die Möglichkeit, das empirische Material 

                                                
182 SCHULZ (2012), S. 17. 
183 Vgl. SCHULZ (2012), S. 17. 
184 Vgl. RUDDAT (2012), S. 195. 
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unter inhaltlich-thematischen oder gruppendynamischen Gesichtspunkten 

auszuwerten.185 Dem qualitativen Paradigma folgend, nachdem das For-

schungsinteresse die Forschungsmethode bestimmt, wurde für die vorlie-

gende Untersuchung ein Aufbereitungs- und Auswerteverfahren zusammen-

gestellt, das im Forschungskontext besonders zielführend erscheint. Weil 

sowohl die Art und Weise des Diskurses in den Fokusgruppen als auch die 

Gesprächsinhalte im Zentrum der Betrachtung standen, erfolgte die Aufberei-

tung und Interpretation des sprachlichen Materials in Anlehnung an Kriterien 

der dokumentarischen Methode186 einerseits sowie der Methode der         

Zusammenfassung zentraler Diskussionsaspekte187 andererseits. Die we-

sentlichen Arbeitsschritte werden nachfolgend zusammengefasst beschrie-

ben.  

 

Aufbereitungsverfahren 

In einem ersten Arbeitsschritt wurden die Audioaufzeichnungen der Fokus-

gruppen vollständig abgehört und der Diskussionsverlauf stichpunktartig in 

ein Excel-basiertes Auswerteraster übertragen (vgl. Anhang 6). Prägnante 

Zitate, die einen Sachverhalt pointiert zum Ausdruck brachten, wurden     

bereits an dieser Stelle wörtlich transkribiert (zu den Transkriptionsregeln: 

vgl. Anhang 5). Der tabellarische Aufbau des Auswerterasters ermöglichte 

eine Kategorisierung der Gesprächsinhalte nach  

! polizeilichen Maßnahmen bzw. Handlungen, die von den Teilnehmern 

in Zusammenhang mit der Erörterung der Einsatzszenarien genannt 

wurden,  

! kollektiven Wissensbeständen zum Umgang mit psychisch gestörten 

Personen sowie 

! kollektiven Orientierungen im Umgang mit psychisch gestörten Perso-

nen. 

 
In einer weiteren Spalte konnten Besonderheiten im Diskursverlauf, wie 

bspw. eine hohe Interaktionsdichte innerhalb der Gruppe oder (spontane) 

Zwischenfragen des Moderators, notiert werden. Gesprächspassagen, die 

                                                
185 Vgl. LAMNEK (2010), S. 378. 
186 Vgl. z.B.: BOHNSACK / PRZYBORSKI (2010); PRZYBORSKI / WOHLRAB-SAHR (2014), S. 277 ff. 
187 Vgl. RUDDAT (2012); ZWICK / SCHRÖTER (2012), S. 42. 
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für eine ausführliche Transkription in Betracht kamen, wurden vorgemerkt. 

Zuletzt erfolgte eine Anreicherung der Protokolle mit Informationen, die sich 

aus den Handprotokollen ergaben. Im Ergebnis entstanden vier umfangrei-

che Diskursmanuskripte, die einen Überblick über Inhalt, Struktur und thema-

tischen Verlauf der Fokusgruppen ermöglichten. 

 

In einer zweiten Phase wurden die für jede Kategorie zentralen Diskussions-

aspekte identifiziert und sodann einer wörtlichen Transkription188 unterzogen. 

Die Auswahl der Passagen erfolgte in Anlehnung an die Methode der       

Zusammenfassung zentraler Diskussionsaspekte, die RUDDAT auf Basis der 

Methode der zentralen Aussagen189 (fort-)entwickelte. Ein Diskussionsaspekt 

gilt als zentral,  

„[...] wenn er wiederholt in der Gruppendiskussion und von den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern in einer gewissen Tiefe und Breite besprochen 
wird. Zentralität definiert sich somit durch die Verbindung von Häufigkeit 
und Relevanz.“190 

 

Da auch die Art und Weise des Gesprächsverlaufs von Interesse ist, wurden 

bei der Auswahl der zu transkribierenden Stellen ebenfalls Kriterien der    

dokumentarischen Methode herangezogen. Neben inhaltlichen sollen hier-

nach auch formale Aspekte des Diskursverlaufs Beachtung finden. In diesem 

Zusammenhang sind sog. Fokussierungsmethapern signifikant, die  

„[...] eine hohe interaktive und metaphorische Dichte (in Relation zu ande-
ren Passagen derselben Gruppendiskussion) auf[weisen]. Dazu zählen u.a. 
rasche Sprecherwechsel.“191

 
 

Im Hinblick auf das empirische Material, das mit Erörterung der Einsatz-

szenarien generiert wurde, erfolgte somit eine Transkription derjenigen 

Passagen, die hinsichtlich der genannten Auswahlkriterien von Relevanz 

waren. Demgegenüber wurde der separate Frageteil, der an die Erörterung 

der Szenarien anknüpfte, jeweils vollständig verschriftet, da es sich per se 

                                                
188 Die Verschriftung der Audioaufzeichnungen erfolgte unter Nutzung der „f5“-Transkrip-

tionssoftware. <www.audiotranskription.de/f5.htm>. 
189 Vgl. RUDDAT (2012), S. 200 ff.; ZWICK / SCHRÖTER (2012), S. 41 f.; ZWICK / SCHRÖTER 

(2011), S. 243.  
190 RUDDAT (2012), S. 200. In ähnlicher Form argumentieren auch ZWICK / SCHRÖTER, die 

Redebeiträge als ‚zentral’ definieren, „[...] die vom Plenum mehrmals aufgegriffen, mit 
Beispielen belegt, intensiv begründet und in der Gruppe stark unterstützt wurden.“ ZWICK 
/ SCHRÖTER (2012), S. 42. 

191 PRZYBORSKI (2014), S. 293. 
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um Fragestellungen handelte, deren Beantwortung (zumindest) in inhaltlicher 

Hinsicht bedeutsam war. Die entsprechenden Transkripte des Frageteils sind 

dieser Arbeit als Anhänge 8 bis 11 beigefügt. 

 

Auswerteverfahren 

Der Analyseprozess erfolgte stets im Hinblick auf die untersuchungsleitende 

Frage, welche kollektiven Wissensbestände und Orientierungen dem     

Handeln von Thüringer Polizeibeamten im Umgang mit psychisch gestörten 

Personen zu Grunde liegen. Demgemäß wurde das sprachliche Material 

nach Indizien untersucht, die einen Erkenntnisgewinn in Bezug auf mindes-

tens eine der genannten Kategorien (polizeiliches Handeln, Wissensbestän-

de, Orientierungen) vermuten ließen. Mögliche weitere Untergliederungen 

der Kategorien, bspw. in implizite und explizite Wissensbestände, erfolgten 

theoriegeleitet.192 Nach Zuordnung geeigneter Gesprächspassagen wurde 

das Material pro (Sub-)Kategorie fokussiert zusammengefasst, um es im   

Ergebnisabschnitt dieser Arbeit beschreiben und interpretieren zu können. 

Besonders prägnante Einzelzitate sowie Gesprächspassagen, die unter   

Angabe einer Zeitmarke angefügt sind, dienen in diesem Zusammenhang als 

Quellennachweis und repräsentieren zugleich den Diskurs innerhalb der   

Fokusgruppen.  

 

 

  

                                                
192 Der theoretische Hintergrund wird jeweils im betreffenden Abschnitt dieser Arbeit       

erläutert. 
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4.3 Ergebnisse 
4.3.1 Polizeiliche Maßnahmen im Umgang mit psychisch gestörten 

Personen 
 
Um zu eruieren, welche Orientierungen und Wissensbestände dem Handeln 

von Thüringer Polizeibeamten im Umgang mit psychisch gestörten Personen 

zu Grunde liegen, war es zunächst notwendig, das in den Gruppendiskus-

sionen „unmittelbar zugängliche“ polizeiliche Vorgehen selbst zu erfassen. 

Denn sowohl die getroffenen Maßnahmen an sich (z.B. Identitätsfeststellung, 

Festnahme, Zwangsmittelanwendung etc.) als auch die Art und Weise des 

Diskurses eröffnen den Zugang zu handlungsleitenden Wissensbeständen 

sowie Emotionen, Einstellungen und Wahrnehmungen der Beamten in     

diesem Handlungskontext. 

In die Fokusgruppen wurden dabei bewusst Szenarien eingebracht, die sich 

hinsichtlich ihrer Einsatzanlässe, der personellen und situationsbezogenen 

Rahmenbedingungen sowie den jeweils einschlägigen psychischen Störungs-

bildern voneinander unterscheiden. Im Ergebnis ermöglicht dieses Vorgehen 

die Identifizierung kollektiver und einzelne Sachverhalte übersteigender Wis-

sens- und Orientierungsstrukturen. Gleichzeitig verwundert es wenig, dass die 

konkreten Einsatzmaßnahmen je nach Szenario deutlich differieren. Im      

Folgenden sollen jedoch nicht die spezifischen (Einzel-)Maßnahmen im Mittel-

punkt der Betrachtung stehen – obgleich eine in Fokusgruppen untergliederte 

Gegenüberstellung jener Maßnahmen in Anhang 7 dieser Arbeit erfolgt.    

Vielmehr werden die übereinstimmend genannten polizeilichen Vorgehens-

weisen pro Szenario konzentriert zusammengefasst. Auf Basis der Gruppen-

diskussionen entsteht somit für jedes Einsatzszenario ein prototypisches    

Abbild des polizeilichen Handelns. Daran anknüpfend wird analysiert, welche 

Potenziale mit diesem Handeln verbunden sind (Schutz- vs. Risikofaktoren). 

 

  



 

 66 

4.3.1.1 Prototypisches Handlungsmuster – Szenario 1: „Suizidlage“ 
 

Nach Erhalt eines entsprechenden Einsatzauftrags (Gefahrenabwehr bei 

angekündigtem Suizid) fahren die Beamten schnellstmöglich, d.h. unter    

Nutzung von Sonder- und Wegerechten, zum Einsatzort. Der Funksprecher 

wird noch während der Anfahrt gebeten, weitere Informationen aus dem poli-

zeilichen Datensystem zu recherchieren. Das Streifenteam interessiert dabei 

vordergründig, ob es in der Vergangenheit bereits ähnliche Einsätze an der 

genannten Adresse gab und ob Informationen über die suizidgefährdete  

Person im polizeilichen Fahndungssystem verfügbar sind. In keiner der    

Fokusgruppen wird eine mögliche Absprache über das gemeinsame Vorge-

hen im Streifenteam thematisiert. Vielmehr scheinen die Beamten den  

Sachverhalt sofort in eine Kategorie einzuordnen. Ihr Handeln folgt von nun 

an einem unausgesprochenen, aber kollektiv geteilten Algorithmus, worauf 

folgende Zitate exemplarisch hinweisen: 

P4: „RTW ist bestellt, Notarzt ist bestellt. Perfekt. [Der Betroffene] ist ja 
da, er ist nicht abgängig - ganz wichtig. Eigentlich ein einfacher Sach-
verhalt. Weil: A2 [Abteilung 2 der örtlichen Psychiatrie], Suizid ange-
kündigt, ist ja beschrieben, also hoch, [Y]-Stadt-West [Lage der Psy-
chiatrie im Stadtgebiet]. Das ist die Kurzform.“193 

P1: „Hinfahren, Kontakt aufnehmen.“194 
 
Nach Eintreffen am Ereignisort (Lagefortschreibung195 1) suchen die Ein-

satzkräfte die betroffene Person auf, sprechen diese an und versuchen, ggf. 

Erste Hilfe zu leisten. Soweit es möglich ist, wird geprüft, welche Substanzen 

eingenommen wurden, um dies dem Rettungsdienst entweder nach dessen 

Eintreffen oder bereits vorab über die Rettungsleitstelle mitzuteilen. Hauptziel 

des polizeilichen Einsatzes ist es letztlich, den Betroffenen zur weiteren   

Versorgung an den Rettungsdienst zu übergeben: 

P5: „Vom Grundsachverhalt ist das ja wirklich eher ein Sachverhalt für die 
Rettung oder eben dann die Psychiatrie. Für uns ist es ja nur erst mal 
Gefahrenabwehr, Überbrückung, Absicherung, bis dann die Rettung 
da ist und auch handeln kann.“196  

                                                
193 FG2 (01:46). 
194 FG3 (01:15). 
195 Im Folgenden als „LF“ abgekürzt. 
196 FG4 (3:02). 
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Sollte sich der Betroffene währenddessen aggressiv gegenüber den Beam-

ten verhalten und womöglich in bedrohlicher Weise auf diese zugehen (LF 

2), verfolgen die Polizisten überwiegend eine deeskalative Einsatzstrategie: 

Durch kurzfristiges Zurückweichen kann Raum und Zeit gewonnen werden, 

um das Gegenüber kommunikativ zu beruhigen. Je nach Situation wird aber 

auch der Einsatz von körperlicher Gewalt oder die Anwendung von Hilfsmit-

teln wie Pfefferspray bzw. Schlagstock in Betracht gezogen.  

In Zusammenhang mit der dritten Lagefortschreibung (Einholen des Be-

troffenen nach dessen Flucht; Wahrnehmen eines dunklen Gegenstands in 

dessen Hand) lässt sich kaum noch ein einheitliches Handlungsmuster iden-

tifizieren. Zwar würden alle Beamten die Person deutlich und bestimmt auf-

fordern, den Gegenstand abzulegen. Die weiteren Reaktionen reichen      

jedoch von einem „Einfrieren“ der Situation und Verstärkung abwarten über 

ein Zugehen auf den Betroffenen bis hin zur möglichen Abgabe eines Warn-

schusses. Aus methodischer Sicht muss an dieser Stelle bedacht werden, 

dass die Szenarien relativ statisch angelegt sind und eine „natürliche Interak-

tion“ mit dem polizeilichen Gegenüber nicht stattfinden kann. Die polizeili-

chen Maßnahmen würden sich im Echtfall an den unmittelbar vorliegenden 

personellen und situativen Rahmenbedingungen orientieren, wie folgende 

Äußerung eines Teilnehmers verdeutlicht: 

P2: „Das ist halt immer sehr theoretisch hier. Man weiß eben nicht, wie 
viele Sekunden dazwischen sind. Reagiert er jetzt auf einmal auf das 
Ansprechen? Weist er bereits nach vorne mit dem Gegenstand oder 
wie hat er den? Hat er den ruhig an der Seite?“197 

 
In jedem Fall sind die Beamten bestrebt, eine weitere Flucht des Betroffenen 

zu verhindern. Ebenso scheint ein „Wegrennen“ der Einsatzkräfte selbst 

nicht angebracht, weil von der Person weiterhin eine Eigen- und evtl. Fremd-

gefährdung ausgeht. Ein Schusswaffeneinsatz unmittelbar gegen die        

Betroffenen wird aufgrund der unklaren Situation zunächst ausgeschlossen.  

 

  

                                                
197 FG3 (12:05). 



 

 68 

4.3.1.2 Prototypisches Handlungsmuster – Szenario 2: „Vermissten-
sachverhalt“ 

 

Werden die Polizeibeamten, wie in Einsatzszenario 2 beschrieben, beauf-

tragt, nach einer älteren Dame zu suchen, die aus einem Pflegeheim      

vermisst wird, so begeben sich zunächst ohne die Nutzung von Sonder- und 

Wegerechten direkt zu der Einrichtung bzw. in deren unmittelbaren Nahbe-

reich. Das Streifenteam beginnt hier mit der Absuche, 

P1: „[...] weil man sich nicht unbedingt auf das Personal verlassen kann, 
dass die da auch das ganze Objekt geprüft haben.“198 

 
Sollten diese ersten, nur grob durchgeführten Suchmaßnahmen erfolglos 

bleiben, werden über das Pflegepersonal weitere Informationen bezüglich 

der gesuchten Person eingeholt. Dies betrifft den allgemeinen Gesundheits-

zustand und das Orientierungsvermögen, die Notwendigkeit der Medikamen-

teneinnahme, Kontaktadressen, „Lieblingsorte“ der Person (Cafés, Park-

anlagen, Geschäfte u.ä.), historische Wohnadressen sowie ggf. eine detail-

lierte Personen- und Bekleidungsbeschreibung. Die Erkenntnisse werden 

dem Funksprecher übermittelt, damit dieser den öffentlichen Nahverkehr um 

„Mitfahndung“ bitten und eine aussagekräftige Personenbeschreibung an 

Taxizentralen sowie Dispatcher der städtischen Verkehrsbetriebe versenden 

kann.  

Treffen die Beamten im Rahmen ihrer Suche eine Person an, bei der es sich 

augenscheinlich um die Vermisste handeln könnte, reagiert diese auf eine 

Ansprache jedoch ausweichend (LF 1), so versuchen die Beamten die Situa-

tion kommunikativ zu lösen. Der Betroffenen wird bspw. angeboten, sie ein 

Stück mit dem Funkstreifenwagen mitzunehmen. Die zweifelsfreie Klärung 

der Identität und ein Verbringen in die Pflegeeinrichtung sind die vordergrün-

digen Ziele der polizeilichen Bemühungen. Sollte die Person versuchen, die 

Maßnahmen zu umgehen, wird dies unterbunden: 

P6: „Und natürlich versuchen, sie erstmal festzuhalten, dass sie eben 
nicht ihres Weges geht. Natürlich mit der erforderlichen Sorgfalt die  
ältere Dame festhalten.“199 

  

                                                
198 FG3 (17:29). 
199 FG4 (22:38). 
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Auch wenn die Person den Beamten weiterhin (lautstark) Unverständnis ent-

gegenbringt (LF 2), reagieren die Einsatzkräfte gelassen. Durch Erläutern 

der Situation und beschwichtigende Wortwahl soll Verständnis bei der      

Betroffenen hervorgerufen werden.  

Mischen sich Passanten in die Situation ein (LF 3), wird diesen das polizeili-

che Anliegen erläutert und erfragt, ob etwas zur Klärung des Sachverhalts 

beigetragen werden kann: 

P7: „Also ich würde erst mal versuchen, ganz normal zu reagieren - 
freundlich - und zu fragen, ob sie die Frau denn kennen, ob sie wis-
sen, wie sie heißt. Ich würde denen kurz schildern, um was es geht, 
warum wir diese ältere Dame jetzt hier belästigen. Ich sage mal, im 
größten Teil der Fälle regelt sich das. Aber wenn nicht, dann brauchen 
wir halt noch einen Streifenwagen.“200 

 

Wirken die Passanten störend auf die Situation ein, folgt letztlich die Auffor-

derung zum Verlassen des unmittelbaren Einsatzbereiches.  

 

4.3.1.3 Prototypisches Handlungsmuster – Szenario 3: „Zwangs-
einweisung“ 

 

Die Teilnehmer der Fokusgruppen schätzen die Gefahr, die für die Beteilig-

ten aus der Ausgangslage des Einsatzszenarios 3 resultiert, als prinzipiell 

gefährlich ein. Ähnlich wie in den vorhergehenden Szenarien ordnen die   

Polizisten den Sachverhalt bereits bei Erhalt der Grundinformationen in eine 

Kategorie ein, mit der bestimmte Maßnahmen verbunden sind: 

P4: „Na, ich denke mal, wir würden uns mit dem Notarzt dann vor Ort ab-
sprechen, dass wir da bei dem Herrn versuchen, in das Haus zu 
kommen. Klingeln bei ihm ganz normal. Wenn er nicht öffnet und es 
ist wahrzunehmen, dass er sich im Haus befindet .. ja, Schlüsseldienst 
zu holen und Türen öffnen zu lassen, wenn er nicht von alleine     
aufmacht. Weil, so wie es da beschrieben ist, dass seine Mutter dort 
bettlägerig ist und der Pflegedienst schon mehrere Male nicht reinge-
kommen ist, ist davon auszugehen, dass da Not am Mann ist. Aber 
die Tür aufzubrechen oder einzutreten, da ist auch der Schlüssel-
dienst schnell da.“201 

P4: „Und wenn er [...] partout nicht zur Mitarbeit bereit ist, dann hat er ein 
Problem. Dann drohen wir es ihm an und dann wird es durchgezogen, 
ob er will oder nicht.“202  

                                                
200 FG1 (56:40). 
201 FG3 (31:15). 
202 FG2 (34:14). 
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In Vorbereitung auf die Durchführung der anstehenden Zwangseinweisung 

nehmen die Beamten zunächst Kontakt mit „den zuständigen Behörden“, 

besonders aber mit einem (Not-)Arzt auf, um das weitere Vorgehen zu be-

sprechen: 

P7: „Was auf alle Fälle mit muss, ist der Arzt.“203 
 
Weitere mögliche Vorbereitungsmaßnahmen variieren zwischen den einzel-

nen Fokusgruppen: Teilweise würden der Pflegedienst oder die Nachbarn 

des Betroffenen zur Informationsgewinnung miteinbezogen, teils über ein 

ziviles Vorgehen nachgedacht und in einem anderen Fall der Einsatz nicht 

ohne zusätzliche polizeiliche Unterstützung bewältigt. Im Vergleich der     

Fokusgruppen ist ein einheitliches polizeiliches Vorgehen diesbezüglich nur 

bedingt erkennbar.  

Treffen die Polizeibeamten schließlich an der Hauseingangstür des Wohn-

hauses auf eine Person, bei der es sich augenscheinlich um den Betroffenen 

handeln könnte (LF 1), stellen sie zunächst einen Fuß in den Türspalt, um 

ein Zuschlagen der Tür zu verhindern. Nachdem die Beamten sich vorge-

stellt haben, wird die Identität der Person festgestellt. Auf welche Art und 

Weise die Einsatzkräfte die Personalien des Betroffenen erheben und ihm 

sodann vermitteln, dass eine Einweisung durchgeführt werden soll, wird 

schon innerhalb der einzelnen Fokusgruppen kontrovers diskutiert, wie fol-

gendes Beispiel zeigt: 

P7:   „Bei sowas sollte man vielleicht auch mal darüber nachdenken, zu ei-
ner Notlüge zu greifen. Also irgendetwas Simples, Banales, von we-
gen es ist jemand gegen seinen Gartenzaun gefahren, ob er sich das 
mal anschauen kann. [...] Aber das muss man vorher dann abspre-
chen. 

P12: Also ich kann mich konkret an zwei Sachen erinnern, wo wir das hat-
ten. Da war ich noch in der [X-Einheit]. Da haben wir halt den Überra-
schungsmoment für uns genutzt. Der hat die Tür aufgemacht und 
dann haben wir ihn halt gegriffen. Wir hatten ja diesen Beschluss, wir 
wussten ja, er ist psychisch krank, der Mensch. [...] Aber da sind bei-
de Sachverhalte gut abgelaufen, weil, die haben dann sich auch erklä-
ren lassen, worum es geht. Das muss man halt abwägen. 

P2:  Aber das mit der Notlüge, das halte ich aber auch für ein bisschen 
schwierig und für ein bisschen ein zweischneidiges Schwert. Weil in 
der Situation hilft es mir evtl., dass ich sage, o.k., für mich ist die     
Sache gut ausgegangen, ich hab den jetzt unter Kontrolle. Aber man 
muss auch mal sehen, was ist denn in Zukunft, im Prinzip, ja?          

                                                
203 FG1 (1:12:55). 
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Also, ich meine, wenn der wirklich krank ist und der wird ja dann    
immer wieder mit uniformierten Beamten in Kontakt kommen. Wenn 
wir ihn da eiskalt belügen, dann ist das halt schwierig für die Beamten 
in Zukunft, die dann mit ihm zu tun haben. 

P7:  Dann würde ich zu [P12] seiner Variante greifen. 
P2:  Würde ich jetzt mal so schätzen. Also, dass man halt im Zweifel wirk-

lich ehrlich ist. 
P7:  Also, das ist dann das Einzige, was Sinn macht. 
P12:  Ich habe es doch schwarz auf weiß. Das ist doch so. Ist natürlich 

Pech, dann in dem Moment, wenn er es nicht ist. Aber wie hoch ist die 
Wahrscheinlichkeit in dem Haus, dass es ein anderer ist?“204 

 

Im Ergebnis ihrer Debatten präferieren die Fokusgruppen sehr unterschiedli-

che taktische Varianten: Neben einem offenen, „überfreundlichen“ Kommuni-

zieren der Sachlage (FG 2) kommen auch die Nutzung einer Legende (FG 3 

und 4) oder das unvermittelte Ergreifen der Person (FG 4) in Betracht, um 

die polizeiliche Maßnahme umzusetzen.  

Wenn das Szenario mit dem Zuschlagen der Tür und dem Wahrnehmen  

eines Kettensägengeräuschs aus dem Hausinneren (LF 2) seine höchste 

Eskalationsstufe erreicht, sehen sich die Beamten überwiegend gezwungen, 

schnellstmöglich tätig zu werden:  

P1:  „Da kannst du nur sofort reagieren und kannst die Tür eintreten. 
P5:   So ist es. 
P4:   Also in DEM Fall wäre ich vorsichtig die Tür aufzutreten. Denn du 

weißt nicht, wo der mit seiner Kettensäge steht oder ob der die nur 
angeschmissen hat und die liegt auf dem Tisch und die bummert vor 
sich hin. Da wär ich GANZ vorsichtig die Tür aufzuschmeißen. 

P2:   Wieso? 
P5:   Musst aber trotzdem rein. 
P4:   Ja, rein musste, ja sicherlich.  
P2:   Na ja, na. Nichts wie rein. 
P1:   Also, es kommt immer auf die Situation an.  
P2:   Und bei dem Geräusch ist der Colt draußen, da brauchst du keine 

Angst zu haben. 
P1:   Ja. Also, ich würde sagen, sofort die Tür eintreten und erst mal sehen, 

was hinter der Tür los ist. Also sofort reagieren. Wahrscheinlich ist da 
der Effekt da, wenn sofort .. ähm .. mit Gewalt - 

P2:   Was willst du da noch diskutieren? Du siehst ja nicht, was passiert. 
P4:  Du kannst nicht diskutieren. Du würdest die gar nicht hören bei der 

Kettensäge.“205 
  

                                                
204 FG1 (1:18:35). 
205 FG2 (42:25). 
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Die Möglichkeit, Spezialkräfte zur Lagebewältigung hinzuzuziehen, wird    

ansatzweise zwar diskutiert. Überwiegend entscheiden sich die Beamten 

jedoch dafür, mit eigenen Kräften und Mitteln tätig zu werden. 

 

4.3.1.4 Analyse des polizeilichen Vorgehens 
 

In der Gesamtschau der prototypischen Handlungsmuster lassen sich – in 

Abgleich mit Ausführungen in der sachbezogenen Literatur206 – polizeiliche 

Verhaltensweisen identifizieren, welche die Interaktion mit psychisch gestör-

ten Personen grds. positiv beeinflussen können. Andererseits sind auch   

Defizite im Handeln der Beamten feststellbar, die im ungünstigen Fall zu  

einer Lageverschärfung beitragen. Nachfolgend werden in komprimierter 

Form einige wesentliche positive und negative Faktoren des (prototypischen) 

polizeilichen Umgangs mit psychisch gestörten Personen aufgezeigt. 

 

Positive Faktoren (Schutzfaktoren) 

• Die Einsatzkräfte sind überwiegend bemüht, Konflikte kommunikativ und bis 

zu einem gewissen Grad ohne den Einsatz von Zwangsmitteln zu lösen. Dies 

gilt selbst dann, wenn das polizeiliche Gegenüber sich den Beamten in be-

drohlicher Art und Weise annähert, wie in Einsatzszenario 1 („Suizidsach-

verhalt“) angenommen und von den Teilnehmern diskutiert: 

P6:  „[...] wenn ich vielleicht doch erst mal den kleinen Rückzieher mache 
und nicht gleich entgegengehe, sondern erst mal einen Rückzieher 
mache .. ich erst mal versuche zu beruhigen, indem ich erst mal nur 
einen Schritt zurückgehe und trotzdem auf ihn einwirke, verbal, bringt 
mich das vielleicht weiter, als wenn ich ihm schreiend entgegenrenne. 
Weil, dann fährt er sich möglicherweise noch weiter hoch - 

P4:  Das will er ja gerade. 
P6:  Und dann habe ich das Gekampel im Garten. Das will ich aber nicht.  
P4:  Das stimmt.“207 

   

                                                
206 Zum geeigneten Umgang mit psychisch gestörten Personen im Einsatz, vgl. z.B.: FÜLL-

GRABE (2011); HERMANUTZ / SPÖCKER / CAL et al. (2005); Hermanutz / Litzcke (2004);  
KÖNIG / PEDROSA GIL (2002a und b). 

207 FG4 (7:01). 
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• Die Beamten lassen sich zumeist auf die psychisch gestörte Person und ihre 

besondere Situation ein. So wird der an Demenz erkrankten Dame (Einsatz-

szenario 2) nicht das Gefühl gegeben, ein konfuses oder ungebührliches  

Benehmen an den Tag zu legen. Vielmehr greifen die Polizisten die Äuße-

rungen der Betroffenen auf („Ich muss jetzt zu Helmut“) und versuchen so, 

Vertrauen zu gewinnen („Wir können Sie mit dem Streifenwagen gern ein 

Stück mitnehmen“). Ebenfalls vermeiden es die Beamten, der psychisch  

gestörten Person an Ort und Stelle Vorwürfe bzgl. ihres Verhaltens zu      

machen. So führt ein Teilnehmer im Hinblick auf den in Szenario 1 themati-

sierten Suizidversuch aus: 

P5: „Das ganze wieso, weshalb er das nun gemacht hat oder sich auch 
evtl. das Leben nehmen will, das würde ich da erst mal in den Hinter-
grund stellen.“208 

 
• In allen Einsatzszenarien nehmen die Beamten die psychische Auffälligkeit 

ihres Gegenübers wahr und erkennen eine potenzielle medizinische Behand-

lungsbedürftigkeit. In der Folge wird regelmäßig der Rettungsdienst zur   

Einsatzbewältigung hinzugezogen. 

 

Negative Faktoren (Risikofaktoren) 

• Mit Erhalt der Grundinformationen ordnen die potenziell agierenden Polizei-

beamten einen Einsatz offenbar in eine Kategorie ein (z.B. „Suizidversuch“, 

„Vermisste Person“), mit der wiederum ein spezifischer „Maßnahmenkatalog“ 

verbunden ist, den (vermeintlich) alle Kollegen unausgesprochen teilen.  

Damit geht die Problematik einher, dass zwischen den Beamten im Vorfeld 

kaum Absprachen zum planvollen Vorgehen getroffen werden. Dies betrifft 

sowohl Aspekte der Gesprächsführung und der taktischen Verfahrensweise 

als auch solche der Eigensicherung. Eine Abstimmung erfolgt überwiegend 

erst dann, wenn sich die Lage zuspitzt oder bereits eine hohe Eskalations-

stufe erreicht hat. In der Praxis dürfte in solchen Situationen aber die Zeit 

fehlen, um (noch) sinnvolle Absprachen zu treffen. Zudem ist im Augenblick 

der Eskalation bereits ein wesentliches Ziel von Vorbereitungshandlungen 

verfehlt, nämlich von Beginn des Einsatzes an Risiken vorbeugen, erkennen 

und minimieren zu können. Das Defizit nicht vorgenommener Planung und 

                                                
208 FG3 (5:04).  
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Absprache zum taktischen Vorgehen reflektieren die Teilnehmer mitunter 

selbst, wie nachfolgende Gesprächspassage im Kontext des dritten Einsatz-

szenarios (Zuschlagen der Tür durch den Betroffenen) illustriert: 

P2:   „Da ist es halt gut, wenn man vorher nicht gleich geklingelt hat, son-
dern vielleicht mal um das Haus gegangen ist, wenn es ein Einfamili-
enhaus ist, um zu gucken, kommt man irgendwie anders noch hinein." 

P6:  Danach können wir jetzt viel philosophieren! [Gelächter in der Gruppe]  
 Aber wir sind jetzt in der Situation: Wir stehen zu zweit davor. 
P2:  Genau, deshalb STUFENszenario! [lacht] 
P6:  Und haben auch schon ‚Hallo’ gesagt und nun ist die Tür zu. [lacht] 
P2:  Genau. [lacht] 
P6:  Jaaa, dann jetzt im NACHHINEIN nochmal herumgehen. Vielleicht 

können wir ja irgendwas sehen durch das Fenster.“209 
 

• Den Teilnehmern wurde in den Einsatzszenarien stets suggeriert, dass sie 

den jeweiligen Einsatz als einzige Besatzung übernehmen müssen, weil die 

übrigen Funkstreifenwagen anderweitig gebunden sind. Dass diese prinzipi-

ell ungünstige Rahmenbedingung nicht praxisfern ist, wurde durch die Beam-

ten in den Diskussionen wiederholt bestätigt. Eine Intention, die mit dieser 

Vorgabe einherging, war es jedoch auch zu überprüfen, ob die Weisung des 

Funksprechers widerspruchsfrei angenommen wird oder ob die Beamten auf 

Unterstützung bestehen bzw. diese zeitnah nachfordern. Ein polizeiliches 

Tätigwerden unter einem gewissen Zeitverzug verbunden mit der Anforde-

rung von Unterstützungskräften wäre insbesondere im dritten Einsatzszena-

rio („Zwangseinweisung“) denkbar und notwendig. Denn bei Sachverhalten, 

die von Beginn an ein erhöhtes Gefahrenpotenzial erkennen lassen, sollte 

ein kurzfristiges Abwarten erwogen werden, wenn dies der Eigensicherung 

und / oder taktischen Zielerreichung zuträglich ist. Die potenziell handelnden 

Beamten setzten den Auftrag jedoch überwiegend um, ohne den Kräftean-

satz erneut zu thematisieren. Lediglich in einer Fokusgruppe wurde ein sofor-

tiges Tätigwerden ohne zusätzliche Polizeikräfte und (not-)ärztliche Mitwir-

kung kategorisch ausgeschlossen.  

• Die Einsatzkräfte versuchen grds. deeskalierend zu agieren, indem sie 

allgemeine Regeln der kommunikativen Konfliktlösung befolgen (vgl. 

„Schutzfaktoren“). Darüber hinaus sind aber kaum spezifische Verfahrens-

weisen erkennbar, die sich im Umgang mit psychisch gestörten Personen als 

                                                
209 FG3 (38:58). 
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geeignet erwiesen haben (vgl. Gliederungspunkt 5.2). Besonders für den 

polizeilichen Umgang mit Schizophrenen werden in der Literatur einige     

Aspekte beschrieben, die ohne besonderen Aufwand zu einer Risikominde-

rung beitragen können.210 Der Umstand, dass derartige Maßnahmen in den 

Fokusgruppen nicht oder allenfalls vereinzelt thematisiert wurden, könnte 

möglicherweise auf fehlende Kenntnisse in diesem Bereich sowie entspre-

chende Defizite in der Aus- bzw. Fortbildung hinweisen.  

• Insgesamt ist auffällig, dass die Beamten des Streifendienstes auch in 

risikobehafteten und weitgehend unkalkulierbaren Situationen bestrebt sind, 

die Lage sofort und eigenständig zu bewältigen. Unter einem hohen Hand-

lungsdruck scheinen die Polizisten der Situation dabei mitunter selbst verhaf-

tet; mögliche Handlungsalternativen werden kaum reflektiert. Im Zusammen-

hang mit der finalen Fortschreibung des dritten Einsatzszenarios (Zuschla-

gen der Tür; Wahrnehmen eines Kettensägengeräuschs) entscheiden sich 

die Teilnehmer z.B. überwiegend dafür, unter Anwendung von Gewalt in das 

Wohnhaus einzudringen. Auf die Frage des Moderators, was die Beamten in 

dieser Situation auf keinen Fall tun würden, äußern einige Teilnehmer: 

P2:   „Na abwarten. 
P1:  Hm. Sofort reagieren. 
P2: Sofort reagieren - rein - Feierabend. Da hast du keine Möglichkeiten. 
 
M: Wäre noch eine andere Möglichkeit denkbar? 
 
P2  Nee. 
P4:  In dem Moment ist dir die Aktion aus der Hand genommen. Du kannst 

nur noch reagieren.“211 
 

Die Einsatzkräfte sehen sich in diesem Szenario zu einer einzigen Hand-

lungsmöglichkeit gezwungen. Die (spontane) Intention, eine schlagartig    

zunehmende Gefahr durch direktes Einschreiten abzuwenden, ist prinzipiell 

nachvollziehbar. Allerdings sollte in einer derartigen Situation kritisch hinter-

fragt werden, welches Ziel, unter Inkaufnahme welcher Risiken mit einem 

sofortigen Vorgehen erreicht werden kann. Denn die Wahrscheinlichkeit, 

dass sich eine schizophrene Person widerstandslos festnehmen lässt, die  

-  womöglich unter Verfolgungswahn leidet,  

                                                
210 Vgl. z.B.: FÜLLGRABE (2011), S. 28 f. 
211 FG2 (44:17). 
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-  in der unmittelbaren Vergangenheit gegenüber fremden Personen      

aggressiv auftrat, 

- sich nach dem Erblicken der Polizeibeamten (in Uniform) offensichtlich 

bedroht fühlt, in ihre Wohnung flüchtet und zu einer Kettensäge greift,  

 
ist eher gering. Das Risiko einer weiteren Eskalation wird sporadisch auch 

von den Teilnehmern thematisiert: 

P5: „Das ist jetzt wieder so eine Lage, wo man wahrscheinlich so als auch 
so reagieren könnte. Eine Vielzahl, würde ich denken, würde sich    
dafür entscheiden, mit aller Macht ins Haus zu kommen. [...] Es ist na-
türlich mit einer Kettensäge dann, selbst wenn man ins Haus kommt, 
wie gesagt, das ist mit Sicherheit ein großes Gefahrenpotenzial, auch 
für die Kollegen. Es wäre genau so gut denkbar, sag ich mal, hier erst 
mal einen Rückzug anzutreten. Möglicherweise, ich meine, das ist wie 
gesagt theoretisch, ist das dann sogar eine Lage für Spezialkräfte. 
Aber wie gesagt, das ist dann immer so ad hoc. [...] Aber in dem Fall 
würde ich wahrscheinlich auch so vorgehen, irgendwie ins Haus zu 
kommen und irgendwie ihm habhaft zu werden. WOBEI natürlich dann 
das Problem ist, ich weiß nicht, ob noch eine weitere Fortschreibung 
kommt [Gelächter in der Gruppe], wenn man ihn im Haus antrifft, mit 
einer Kettensäge und er steht uns gegenüber, dann wird es natürlich 
kribbelig.“212 

 
Die Entscheidung, ob in derartigen Situationen Spezialkräfte hinzugerufen 

werden (neben SEK/MEK besonders auch Verhandlungsgruppen) oder ein 

eigenständiges Intervenieren erfolgt, ist gewiss von situativen Rahmen-

bedingungen abhängig. In jedem Fall erscheint bedeutsam, dass die einge-

setzten Beamten keinem aktionistischen Handlungsmuster verfallen, sondern 

ihr Vorgehen vorausschauend reflektieren. FÜLLGRABE rät in vergleichbaren 

Einsatzsituation zu einem besonnenen Umgang mit schizophrenen Personen 

und einer Risikoanalyse auf Seiten der Einsatzkräfte: 

„Als erstes stellt sich hier die Frage: Wie viel Zeit habe ich? Muss ich denn 
unbedingt sofort aktiv werden? Wenn ich ihn jetzt bedränge und seine 
Wohnung stürme, wird es mit großer Wahrscheinlichkeit zu Gewalttätigkei-
ten kommen! Kann man evtl. abwarten und die Person außerhalb ihrer 
Wohnung überraschen, so dass sie zu einer Gegenwehr nicht mehr fähig 
ist?“213 

  

                                                
212 FG3 (42:08). 
213 FÜLLGRABE (2011), S. 30. 
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Dass es in solchen Situationen nicht zwingend notwendig ist, sofort und   

eigenständig aktiv zu werden, zeigt nicht zuletzt der Echtfall, der diesem 

Szenario zur Vorlage diente: Statt in das Wohnhaus einzudringen, entschie-

den sich die Streifendienstbeamten hier zur Anforderung von Spezialkräften. 

Der Betroffene konnte von diesen schließlich mittels einfacher körperlicher 

Gewalt überwältigt werden. Keine der beteiligten Personen wurde verletzt.214 

 

4.3.2 Kollektive Wissensbestände zum Umgang mit psychisch gestörten 
Personen 

 

Nachdem das taktisch-maßnahmenbezogene Handeln von Thüringer Poli-

zeibeamten anhand ausgewählter Szenarien beschrieben wurde, stellt sich 

die Frage, welche Wissensbestände dem polizeilichen Umgang mit psy-

chisch gestörten Personen zu Grunde liegen. Einer Definition PROBST / RAUB 

/ ROMHARDT zufolge bezeichnet Wissen im Allgemeinen  

„[...] die Gesamtheit der Kenntnisse und Fähigkeiten, die Individuen zur 
Lösung von Problemen einsetzen. Dies umfasst sowohl theoretische Er-
kenntnisse als auch praktische Alltagsregeln und Handlungsanweisun-
gen.“215  
 

Bei der Prüfung von polizeilichen Aus- und Fortbildungsunterlagen (vgl. Glie-

derungspunkt 3.2) ergaben sich kaum Anhaltspunkte für eine systematische 

Wissensvermittlung zum Umgang mit psychisch auffälligen Personen. Im 

Rahmen der analytischen Betrachtung des empirischen Materials ist daher 

von besonderem Interesse, auf welchen „fachlich-theoretischen“ sowie „prak-

tisch-erfahrungsbasierten“ Kenntnissen das einsatzmäßige Handeln der 

Streifendienstbeamten basiert.216 In konzeptioneller Hinsicht wird damit die 

v.a. in Psychologie und Soziologie verbreitete Differenzierung zwischen   

expliziten und impliziten Wissensbeständen aufgegriffen:217   

                                                
214 Vgl. MUDRA (2010); DEUTSCHER DEPESCHENDIENST (2010). 
215  PROBST / RAUB / ROMHARDT (2012), S. 23. 
216 Dabei ist die (kategoriale) Einteilung von Wissensformen und deren jeweilige Bezeich-

nung in der Literatur durchaus umstritten: In verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen 
existieren zahlreiche Modelle, die z.B. „praktische“ vs. „theoretische“, „praktische“ vs. 
„propositionale“ oder „kollektive“ vs. „individuelle“ Wissensformen unterscheiden. Zudem 
wird diskutiert, inwieweit sich Wissen überhaupt zergliedern und in konstruierten Katego-
rien verorten lässt. 

217 Vgl. HEITMANN (2005), S. 18 f.  
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Als explizit gelten Wissenselemente, die durch den jeweiligen Inhaber gut 

beschrieben werden können, weil sie zumeist auf einer theoretischen Grund-

lage beruhen. Mithin handelt es sich um ein systematisch erlerntes, standar-

disiertes Wissen (z.B.: das formal korrekte Erteilen eines Platzverweises). 

Implizite Wissensbestände basieren hingegen auf individuellen, (handlungs-) 

praktischen Erfahrungswerten. Entsprechende Fähigkeiten werden oft intuitiv 

angewandt. Dem Individuum ist es nicht oder nur in Ansätzen möglich, dem 

Handeln zu Grunde liegende Zusammenhänge zu erläutern (z.B.: Erkennen 

von „verdächtigen Fahrzeugen“).218 In Tabelle 4 sind einige Charakteristika 

expliziter und impliziter Wissensformen aufgeführt. 

Tabelle 4:  
Merkmale expliziten und impliziten Wissens.219 

 Explizites Wissen Implizites Wissen 

Wesen 
„knowing what“,  

Regeln und Fakten, 
standardisiertes Wissen 

„knowing how“,  
Intuition und kognitive Muster, 

situatives Wissen 

Erwerb 

systematische Vermittlung, 
kontextunabhängig erworben 

 

Praxis folgt der Theorie:  
intelligentes Handeln als Anwen-

den expliziten Wissens 

Erfahrungsgebundenheit, 
kontextabhängig erworben 

 

Praxis geht der Theorie voraus: 
explizites Wissen als Reflexion auf 

intelligentes Handeln 

Darstellbarkeit leicht artikulierbar schwer artikulierbar 

Stärken geringes Fehlerrisiko, leicht zu 
überprüfen 

reflexartig und schnell einsetzbar, 
flexibel bei Unsicherheit und Wider-

sprüchen 

Schwächen 
höherer Zeitaufwand bei systema-
tischer Anwendung des Wissens, 

wenig flexibel bei Unsicherheit 

höheres Fehlerrisiko, schwer zu 
verändern und zu erweitern, schwer 
überführbar in Organisationswissen 

 

Bei der Betrachtung der Kategorien muss beachtet werden, dass es sich um 

idealtypische Aufspaltungen handelt, die v.a. wissenschaftlich-analytischen 

Zwecken dienen. Praktisch dürften explizite und implizite Elemente oft     

konvergieren. Auf analytischer Ebene resultiert daraus wiederum die Schwie-

rigkeit einer zweifelsfreien Zuordnung. Im Rahmen der nachfolgenden Erör-

terung handlungsleitender Wissensbestände erfolgt eine Zuschreibung zur 
                                                
218 Vgl. MESCHEDER / SALLACH (2012), S. 12 f.; KATENKAMP (2011), S. 61 ff. 
219 Eigene Darstellung nach: MESCHEDER / SALLACH (2012), S. 13; KLAPPACHER (2006), S. 15. 
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Kategorie expliziten Wissens immer dann, wenn sich im sprachlichen Materi-

al Hinweise auf Kenntnisse ergeben, die den Beamten 

- im Rahmen von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen oder 

- anhand dienstlicher Unterlagen (z.B. Vorschriften)  

vermittelt wurden. Sollten Äußerungen auf Intuition oder Erfahrung hindeu-

ten, werden diese im Bereich impliziter Wissensbestände verortet. 

 

4.3.2.1 Explizites Wissen 
 

Im sprachlichen Material, das unmittelbar aus der Erörterung der Einsatz-

szenarien resultiert, finden sich kaum Hinweise auf explizite Wissensbestän-

de zum Umgang mit psychisch gestörten Personen. Dieser Umstand war 

bereits bei der praktischen Durchführung der Fokusgruppen wahrnehmbar. 

Nachdem die Szenarien jeweils erschöpfend debattiert waren, stellte der  

Autor in einer separaten Diskussionsphase deshalb gezielt Nachfragen (vgl. 

Gliederungspunkt 4.2.1). Damit wurde u.a. das Ziel verfolgt, weitergehende 

Informationen über evtl. vorhandene explizite Wissensbestände zu gewin-

nen. Die Auswertung beider Diskussionsphasen führte schließlich zur       

Erkenntnis, dass die Polizeibeamten v.a. auf allgemeines Wissen über psy-

chischen Störungen zurückgreifen. Darüber hinausgehende, fachspezifische 

Kenntnisse können kaum nachgewiesen werden. Den Beamten sind bspw. 

Bezeichnungen einiger polizeirelevanter Störungsbilder geläufig – hier v.a. 

Demenz, Schizophrenie oder depressive Verstimmungen. Hinsichtlich der 

zugehörigen Symptome besteht aber weitgehend Unsicherheit, wie folgende 

Beiträge illustrieren: 

M:  „Welche psychischen Störungen kennen Sie? 
 
P12:  Schizophrenie 
P5:  Manisch-depressiv. 
P7:  Borderline. 
P6:  Autisten hatte ich schon. 
P5:  Sind Autisten psychische Erkrankungen? Das ist ne genetische Er-

krankung. 
P11: Also man kennt jetzt, also, ich wüsste was ne Borderline-Störung ist 

und manisch-depressiv auch so´n bisschen. Aber das jetzt so wirklich 
definitiv, was hinter diesem Krankheitsbild steckt, würde ich mich per-
sönlich jetzt eher schwer tun. Also man kennt die Begriffe, aber was 
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nun so definitiv dahintersteckt, wie sich das äußert, kann ich jetzt von 
mir sagen, dass ich das jetzt nicht unbedingt weiß. “220  

 
P4: „Die haben alle so wunderschön hochtrabende Namen, die kann man 

sich gar nicht merken. [...] Aber draußen Einen einzuschätzen, das 
trau ich mir nicht zu, im Gegenteil. Das ist gar nicht möglich. Da müss-
te ich erst mal acht Jahre Freud studiert haben, um überhaupt mal die 
Grobbegriffe raten zu können.“221 

 

Inhaltlich wird in nahezu identischer Weise ausgeführt, dass die Thematik 

der psychischen Störungen kein Bestandteil polizeilicher Aus- und Fortbil-

dung ist, was auf Seiten der Teilnehmer Unverständnis hervorruft. Auf die 

Frage, wie die Aus- und Fortbildungssituation der Thüringer Polizei im Hin-

blick auf den Umgang mit psychisch gestörten Personen eingeschätzt wird, 

äußern die Beamten z.B.: 

P3: „Gar nichts. 
P4:  Nicht vorhanden. Es wird nicht gelehrt. Es wird einfach nicht gelehrt.  
P1:  Null. 
P3:  Nichts vorhanden. Das ist alles nur Selbsterfahrung. 
P5:  Genau. Erfahrung und Gefühl.“222 
 
P9:  „Na, wenn man mal überlegt, es gibt ja auch ‚Umgang mit Jugendli-

chen’. Das gibt's, ge? Was ich jetzt, also, das hat bestimmt auch seine 
Berechtigung, aber wo ich sage, macht das weniger Sinn als so was 
hier [als die Thematik des Umgangs mit psychisch gestörten Perso-
nen]. Es geht ja gar nicht darum zu sagen, jeder verhält sich so oder 
so. Sondern es geht eher darum, zu sagen, das Krankheitsbild äußert 
sich so. Dass ich einfach sagen kann: Was sind die Symptome? Wie 
verhält man sich im Allgemeinen damit? Und ich bin mir sicher, dass 
ein Notarzt so etwas weiß. Dass sich ein Notarzt vorstellen kann, wie 
man sich mit solchen Menschen unterhält und was man auf jeden Fall 
lassen sollte, was man auf jeden Fall vermeiden sollte. Gerade solche 
Sachen sind dann wichtig.“223 

 

Die Teilnehmer schätzen das Fehlen einer entsprechenden Ausbildung als 

nachteilig ein und mahnen diesbezüglich Verbesserungen an. Dabei betrach-

ten es die Beamten als utopisch, dass polizeiliche Aus- und Fortbildung in 

der Lage sein könnte, einen Algorithmus zu präsentieren, der ein erfolgrei-

ches bzw. risikofreies Vorgehen in der Praxis garantiert. Erwartet werden 

vielmehr grundlegende (klinische) Informationen zu relevanten Störungs-

                                                
220 FG1 (01:33:55). 
221 FG2 (47:06). 
222 FG4 (47:57). 
223 FG1 (01:38:02). 
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bildern sowie die Vermittlung allgemeiner Verhaltensempfehlungen zum  

Umgang mit psychisch auffälligen Personen: 

P5:  „Ich kann das Wissen, das ich über so eine Krankheit dann vielleicht 
habe, auch nutzen, dass ich weiß, wie gehe ich am besten auf den ein 
oder was sind so Schienen, die man bei der Krankheit vielleicht gar 
nicht fahren sollte? Worauf reagieren die vielleicht ganz gut in der Re-
gel, also jetzt nur so beispielhaft, die diese Krankheiten haben? Und 
kann das vielleicht für mich dann einsetzen.“224 

 

Im Gegensatz zu einem fehlenden medizinisch-psychologischen Grundla-

genwissen sind den Beamten polizeiliche Vorschriften bekannt, die den Um-

gang mit psychisch gestörten Personen regeln. Dies betrifft v.a. Bestimmun-

gen zum Gewahrsam:  

P4: „Das war wie mit der Frau hier in, wo war das, [Y]-Dorf. Durchgeknallt, 
alkoholbedingte Psychose [...]. Die Notärztin hat sie nicht mitgenom-
men. Akute Eigengefährdung. [...] Es ging kein Weg rein. ‚Nehmen Sie 
sie doch mit.’ Ich sage: ‚Ich kann die nicht mitnehmen. Die hat ein me-
dizinisches Problem.’ Sag ich: ‚Ich kann auch keinen zwölf Stunden 
lang daneben hinsetzen ohne medizinische Ausbildung. Wenn der 
was passiert bei uns im Gewahrsamsraum, ich kann ihr noch nicht mal 
helfen.’ 

P3: Du hast ja noch nicht mal die Möglichkeit die einzusperren. 
P4: Ich darf ihr ja noch nicht mal Medikamente geben, selbst wenn der 

Arzt ihr sie verschreibt. Ich darf sie ihr noch nicht mal GEBEN! Also 
was soll das?“225 

 

Resümierend lassen sich im Rahmen der Analyse expliziter Wissens-

bestände Defizite feststellen, die primär auf fehlende Aus- und Fortbildungs-

maßnahmen zurückzuführen sind. Bei diesen Mängeln handelt es sich     

zugleich um ungenutztes Potenzial. Denn nicht zuletzt sind es die Streifen-

dienstbeamten selbst, die theoretisches Grundlagenwissen als Element einer 

professionellen Handlungspraxis ansehen und eine entsprechende Ausbil-

dung einfordern: 

P4:  „Es zielt ja auch darauf hinaus, mal was zu verändern in der Ausbil-
dung Polizei. Und da wäre es klug durchaus, theoretische Grundlagen 
zu schaffen: Was ist eine psychische Erkrankung? Welche Arten, also, 
es gibt ja von der Schizophrenie gar viele verschiedene Abarten. Und 
dass erst mal eine theoretische Grundlage da ist. Aber die Erfahrung 
kann dir ja keiner lehren, die musst du halt sammeln. Aber die Grund-
lagen sollten in der Ausbildung schon Bestandteil sein.226  

                                                
224 FG4 (49:30). 
225 FG2 (52:09). 
226 FG4 (48:12). 
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4.3.2.2 Implizites Wissen 
 
Wie die vorangegangenen Ausführungen bereits vermuten lassen, sind es 

hauptsächlich implizite Wissensbestände, die dem einsatzmäßigen Handeln 

von Thüringer Polizeibeamten im Umgang mit psychisch gestörten Personen 

zu Grunde liegen. Das polizeiliche Vorgehen beruht im Wesentlichen auf  

Erfahrung und Intuition: 

P5: „Also, ich sag mal, das ist kein Wissen, aber viele Sachen erfolgen 
aus dem Bauchgefühl heraus. [...] Im Endeffekt kann man nur aus 
seinem Wissensschatz schöpfen und versuchen, durch eigene oder 
zurückliegende Erfahrung mit diesen Leuten umzugehen, irgendwo. 
Also speziell ausgebildet in dem Umgang mit solchen Leuten werden 
wir ja nicht. [...] Das ist dann immer oder vieles aus dem Bauch her-
aus.“227 

 

Positive wie negative Erfahrungen, die den Teilnehmern in der Vergangen-

heit zuteil wurden, stellen das Fundament für das in den Einsatzszenarien 

artikulierte polizeiliche Vorgehen dar. Dabei handelt es sich einerseits um 

dienstliche Erfahrungen, anderseits aber auch um Erfahrungen aus dem  

privaten Umfeld der Polizisten. Hinsichtlich des beruflichen Erfahrungs-

schatzes fällt auf, dass die Teilnehmer von zahlreichen Sachverhalten      

berichten können, in denen psychisch auffällige Personen in irgendeiner Art 

und Weise involviert waren. Nicht immer handelt es sich dabei um unkompli-

zierte, alltägliche Begebenheiten. In mehreren Fällen werden Einsätze     

geschildert, die mit akuten Gefährdungsmomenten einhergehen. Dazu zäh-

len Explosionsgefahren, die durch psychisch gestörte Personen bewusst 

herbeigeführt wurden, ebenso wie installierte Strom- und Messerfallen oder 

unvermittelte körperliche Angriffe. Dass derartige Erlebnisse einen (besonde-

ren) Einfluss auf künftige Vorgehensweisen der Beamten haben, verdeutlicht 

folgende Schilderung:  

P5: „Also, wir haben das vor Jahren mal gehabt, in der [X]-Straße über 
der Apotheke. Da sind wir zum Schluss mit dem SEK eingerückt und 
das werde ich nie vergessen. Da habe ich die Mutter im Hausflur sit-
zen gehabt und die hat gesagt: ‚Wenn mein Sohn aus der Tür raus-
kommt, erschießen Sie ihn, bevor der Sie umbringt.’ Also, das sind 
so Einsätze ... Denn wir waren zu acht dort. Der hat ne ganze La-
dung Pfefferspray ins Gesicht gekriegt, hat die Tür wieder zu ge-
macht, hat danach die ganze Wohnung verwüstet, hat alle Fenster-

                                                
227 FG3 (54:46). 
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scheiben zerkloppt. Und selbst als das SEK da rein ist, in die Tür, die 
haben zu tun gehabt, dass sie den gebändigt gekriegt haben, weil 
die keinerlei Schmerzempfinden haben. Ne, also, selbst wenn man 
denen jetzt, was weiß ich, mit dem Pfefferspray oder sonstiges .. das 
ist einfach gefährlich. Also, ich würde zukünftig da wahrscheinlich 
draußen erst einmal die Situation .. gucken, wie das rundherum ist, 
ob ich da überhaupt reingehen würde.“228 

 

Neben beruflich bedingten Anlässen kommen Polizeibeamte teilweise auch 

im privaten Umfeld mit der Thematik psychischer Störungen in Berührung. 

Als erfahrungsgebundenes Wissen können solche Erlebnisse wiederum 

dienstliche Verhaltens- und Vorgehensweisen prägen. Erkennbar wird dies 

u.a. im Zusammenhang mit der Erörterung des zweiten Einsatzszenarios, in 

dem der polizeiliche Umgang mit an Demenz erkrankten Menschen im Fokus 

steht: 

P1: „Wenn ich mit Omchens zu tun hab, dann muss ich immer an meine 
Mutter denken. Die war zum Schluss .. die war schwer krank, die war 
dement und körperlich gebrechlich und für mich sind solche Situatio-
nen immer schwierig. Also, ich geh da automatisch vielleicht mit noch 
mehr Respekt ran.“229 

P3: „Meine eigene Mutter hat mich in der Klinik damals nicht erkannt. Das 
war schon traurig genug. Die war auch schon in dieser .. na ja .. fast 
schon hinweggetretenen Phase. Wenn du das dann selber mal miter-
lebt hast .. das ist .. reicht dann auch [winkt ab].“230 

 

An dieser Stelle wird noch einmal deutlich, dass (dienstliche wie private) Er-

fahrungen kontextabhängig erworben werden. Implizites Wissen ist insofern 

v.a. personengebundenes Wissen.231 Gleichwohl konnten in der Auswertung 

des empirischen Materials einige implizite Wissenselemente identifiziert wer-

den, die in sämtlichen Fokusgruppen reflektiert wurden. So haben die Teil-

nehmer die Erfahrung gemacht, dass psychisch gestörte Personen enorme 

Kräfte entwickeln können, die von ein oder zwei Polizeibeamten kaum zu 

unterbinden sind: 

P3:  „Und dann ist ja immer der Hintergedanke, was die dann für Kräfte 
entwickeln. Es ist ja egal, ob die klein oder groß, dick oder dünn sind. 
Es ist ja manchmal Wahnsinn, was die für Kräfte entwickeln.“232  

                                                
228 FG1 (1:13:45). 
229 FG4 (26:45). 
230 FG2 (23:46). 
231 Vgl. MESCHEDER / SALLACH (2012), S. 13. 
232 FG3 (49:25). 
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Aus der praktischen Einsatzbewältigung heraus ist den Polizisten zudem 

bewusst, dass Pfefferspray oft keine oder nur eine verminderte Wirkung bei 

psychisch gestörten Menschen zeigt. Insgesamt, so die Erfahrungen, ist das 

Schmerzempfinden häufig reduziert. Die Teilnehmer sind weiterhin der Auf-

fassung, dass sich psychische Störungen im Einzelfall sehr unterschiedlich 

auswirken können, wobei personen- und situationsbezogene Faktoren eine 

Rolle spielen. Ein standardisiertes polizeiliches Vorgehen kann es aus Sicht 

der Einsatzkräfte folglich nicht geben: 

P2: „Selbst wenn der eine bestimmte Krankheit hat, heute reagiert der, 
sag ich mal auf unser Erscheinen freundlich, morgen sind wir schon 
wieder ein Feindbild für den. Deswegen, ich denke, im Umgang mit 
solchen Personen kann man da keine Routine entwickeln, wie jetzt bei 
einem Unfall. Den nehme ich tagtäglich auf. Da gibt es bestimmte 
Handlungsmuster, die rastere ich ab und dann ist gut und dann kom-
me ich zu einem Ergebnis. Aber hier habe ich doch jedes Mal immer 
wieder ein unterschiedliches Verhalten der Leute.“233 

 

Abgesehen von diesen kollektiv geteilten Kenntnissen variieren die impliziten 

Wissensbestände der Teilnehmer stark. Der zuvor beschriebene kontextge-

bundene Erwerb und die Personengebundenheit impliziten Wissens liefern 

hierfür einen plausiblen Erklärungsansatz (vgl. Gliederungspunkt 4.3.2).  

 

4.3.3 Kollektive Orientierungen im Umgang mit psychisch gestörten 
Personen 

 
Neben wissensbasierten Kenntnissen und Fähigkeiten existieren weitere 

Faktoren, die dem Handeln von Thüringer Polizeibeamten im Umgang mit 

psychisch gestörten Personen zu Grunde liegen bzw. dieses unmittelbar  

beeinflussen. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit werden diese Faktoren 

zunächst unter dem weit gefassten Begriff (kollektiver) Orientierungen     

subsumiert. Dabei handelt es sich um eine im sozialwissenschaftlichen Kon-

text verwandte 

„[...] allgemeine und umfassende Bezeichnung für diejenigen Verhaltens-
weisen bzw. für diejenigen Aspekte des Motivationsgeschehens, durch die 
sich ein Organismus in einer Situation zurechtfindet und auf bestimmte 
Ziele oder Zielobjekte und auf Wege zur Erreichung dieser Ziele ausrich-
tet.“234  

                                                
233 FG3 (01:07:05). 
234 KLIMA (2011), S. 492. 
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Schon LITZCKE stellte in seiner Untersuchung heraus, dass Emotionen und 

Einstellungen gegenüber psychisch gestörten Personen sowie die jeweilige 

(Situations-)Wahrnehmung das konkrete Einsatzverhalten entscheidend be-

einflussen.235 Diese Erkenntnis aufgreifend soll im Folgenden erörtert wer-

den, welche handlungsleitenden Emotionen, Einstellungen und wahrneh-

mungsbezogenen Faktoren im diskursiven Material der Fokusgruppen prä-

sent sind.  

 

4.3.3.1 Emotionen 
 
Sowohl im Rahmen der Diskussion der Einsatzszenarien als auch im        

anknüpfenden Frageteil brachten die Polizeibeamten zum Ausdruck, dass 

sie den Umgang mit psychisch gestörten Menschen überwiegend als schwie-

rig und belastend empfinden. Diese Belastung resultiert aus einem „speziel-

len Verhalten“, das psychisch auffällige Personen mitunter zeigen und das 

für die Einsatzkräfte mit besonderen Risiken verbunden sein kann. Erschwe-

rend wirkt sich aber auch der Mangel an (expliziten) Kenntnissen zur Thema-

tik psychischer Störungen aus, welcher auf Seiten der Polizeibeamten      

besteht. Auf die Frage, wie Einsätze unter Beteiligung psychisch gestörter 

Personen im Allgemeinen eingeschätzt werden, äußern die Teilnehmer z.B.: 

P3: „Belastend … und langwieriger als mit normalen Leuten.  
P1: Richtig. Es ist auch schwierig diese Krankheiten einzuschätzen oder 

wie dieser Mensch sich dabei fühlt oder wie er reagiert. Weil wir zu 
wenig wissen davon, von diesen Krankheiten auch.“236 

 
Als „nervenaufreibend“ werden solche Einsätze beschrieben, in denen eine 

Person, aus Sicht der Beamten, an einer psychischen Störung leidet und ihr 

Verhalten eine (medizinische) Intervention erforderlich machen würde (z.B. 

fortwährendes Herumschreien aufgrund eines akuten Krankheitsschubs), 

hinzugerufene (Not-)Ärzte aber keine Behandlungsbedürftigkeit feststellen: 

P3: „So, und für uns [Polizeibeamte] ist das auch kein Fall. Wir können 
den aber auch nicht mitnehmen, wir können den aber auch nicht da 
lassen. Wir können eigentlich nur da stehen, können die Nachbarn be-
ruhigen, können irgendwie versuchen, da irgendwie Toleranz zu er-
wirken. Irgendwann, wenn man da das dritte Mal da ist oder so einen 

                                                
235 LITZCKE (2003), S. 16. 
236 FG2 (48:31). 
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Fall das dritte Mal die Woche hat, geht´s einem einfach nur noch tie-
risch auf´n Sack. Weil, es gibt keine Lösung für so ne Situation.“237 

 
Mehrfach werden von den Teilnehmern Sachverhalte in Zusammenhang mit 

Suizidankündigungen geschildert, bei denen (Not-)Ärzte eine Zwangseinwei-

sung letztlich verweigerten, weil die Betroffenen ihre Drohungen im Einsatz-

verlauf widerrufen hatten. Derartige Vorkommnisse wirken auf die Beamten 

besonders bedrückend. Denn einerseits wird eine gewisse Verantwortung für 

das Leben der Betroffenen empfunden, andererseits fehlen den Polizisten 

geeignete Handlungsoptionen: 

P5:  „Man geht unbefriedigt dort fort, weil man nicht weiß: Lebt dieser 
Mensch den nächsten Tag noch? Dem Angehörigen, dem kann man 
auch nicht helfen. Es sind einem ja dann die Hände gebunden. Was 
soll ich denn machen? Wenn der Notarzt sagt: ‚Nee, da ist kein Be-
handlungsbedarf’, dann geht man irgendwann wieder. [...] Und das 
Schlimme ist, man nimmt das auch mit nach Hause. Man kann diese 
Verantwortung in dem Moment ja an niemanden abgeben. Man nimmt 
diese Verantwortung mit, wenn man geht, mehr oder weniger, irgend-
wo." 

 
Im Verlauf der Gruppendiskussionen wird zudem eine große Unzufriedenheit 

deutlich, was die Kooperation mit Notärzten und psychiatrischen Einrichtun-

gen anbelangt: 

P5: „Wir haben sogar oft das Problem, dass wir draußen irgendwo sind 
und da feststellen, der hat irgendein Problem und ist unserer Meinung 
nach irgendwo ein Fall für einen Psychologen, dass dann die Notärzte 
vor Ort sagen: ‚Och, nöö! Dem geht’s doch gut. Ist doch alles schön, 
der bleibt hier.’ [...] Das ist auch dann deprimierend im Einsatz.“238 

P7:  „Ich muss auch sagen, die Zusammenarbeit zwischen Krankenhaus 
und Polizei finde ich unterirdisch. [...] Ich sage mal, wir verfolgen ja 
beide ein ähnliches Interesse, wenn die Polizei bei einer Einweisung 
dabei ist. Aber da ist absolute Ignoranz auf Seiten der Schwestern o-
der der Ärzte – da ist es ja noch schlimmer – und .. also mir gefällt die 
Zusammenarbeit mit dem Krankenhaus überhaupt nicht.“239 

 
Insgesamt sehen sich die Polizisten im Umgang mit psychisch gestörten 

Personen oft in der Funktion eines „Lückenbüßers“: Ohne dafür ausgebildet 

zu sein, müssen die Einsatzkräfte handeln, während die eigentlich zuständi-

gen Institutionen ihren Pflichten häufig nicht oder nur unzureichend nach-

kommen. Ein Teilnehmer beschreibt in diesem Zusammenhang beispielhaft:  

                                                
237 FG2 (51:30). 
238 FG4 (52:00). 
239 FG1 (1:07:33). 
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P5:  „Es gibt Leute, die werden zwangseingewiesen und dann setzen die 
[Krankenhaus-]Mitarbeiter diese Leute im [X]-Krankenhaus in den 
Warteraum! Na, hallo!? Also, da frag ich mich auch: Wie geht denn so 
was? Das geht einfach nicht. Und da hat man natürlich auch Wut, 
wenn man da hinfährt, weil die [Krankenhausmitarbeiter] machen sich 
das einfach: ‚Die Verantwortung schieb ich schön der Polizei zu, weil 
wir haben hier ja jetzt Mist gebaut und einen Fehler gemacht. Aber 
das erzählen wir keinem.’ Und wir [Polizeibeamte] sind dann die Dep-
pen, die den suchen müssen.“240 

 
Neben Schwierigkeiten, die aus dem Verhalten psychisch auffälliger Perso-

nen selbst sowie einer mangelnden Kooperation mit beteiligten Institutionen 

resultieren, stellen sich bei einigen Beamten auch Gewissenskonflikte bzgl. 

des eigenen polizeilichen Handelns ein. Dies betrifft speziell den Umgang mit 

Menschen, die sich – aus Perspektive der Beamten „nachvollziehbaren 

Gründen“ – das Leben nehmen wollen, die Polizisten aber qua Gesetz     

verpflichtet sind, dies zu unterbinden: 

P11: „Wenn das z.B. ein alter, kranker Mann ist, der sein Leben gelebt hat, 
der will vielleicht auch einfach nur sterben. 

P5:  Also, in so einem speziellen Fall hätte ich mit meinem Gewissen Prob-
leme, dass ich da jemanden, der sein Leben gelebt hat und der ein-
fach nicht mehr möchte ... 

 
M:   Aber hat man in so einer Situation eine Alternative? 
 
P5:  Nein. Man ist halt Polizist und man muss dieses Leben ‚unter allen 

Umständen am Leben erhalten’. [macht mit den Händen symbolisch 
Anführungszeichen] 

P11: Man bereitet dem ja eigentlich einfach nur noch mehr Leid. Also in 
dem Fall finde ich das auch schwierig.“241 

 

Bei summarischer Betrachtung wird deutlich, dass die Polizeibeamten nahe-

zu ausschließlich negative Emotionen mit Einsätzen verbinden, an denen 

psychisch gestörte Personen beteiligt sind. Sprachliche Indikatoren, die auf 

diesen Umstand hinweisen und von den Teilnehmern explizit genannt wer-

den, lauten: schwierig, belastend, gefährlich, Wut, Leid, Angst, Gewissens-

konflikt, Hemmung, Gefahrenpotenzial.  

  

                                                
240 FG1 (1:06:49). 
241 FG1 (49:38). 
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4.3.3.2 Einstellungen 
 
Das emotionale Empfinden der Polizeibeamten spiegelt sich nur partiell in 

deren Einstellung gegenüber psychisch gestörten Personen wider, d.h., in 

der  

„Disposition oder Bereitschaft, auf ein Objekt (Gegenstand, Person, Idee 
usw.) mit bestimmten (positiven oder negativen) Gefühlen, Wahrnehmun-
gen und Vorstellungen sowie Verhaltensweisen zu reagieren.“242 

 
Obwohl die Beamten den Umgang mit psychisch gestörten Personen oft als 

belastend empfinden, ist ihnen bewusst, dass es sich um Menschen handelt, 

die aufgrund ihrer psychischen Erkrankung Hilfe benötigen. In Anbetracht 

dieses Umstands sind die Polizisten bereit, in entsprechenden Einsatzsitua-

tionen tendenziell kooperativ-unterstützend und nicht etwa reserviert oder 

gar autoritär zu agieren. Die (vermeintliche) Divergenz zwischen  

! gefühlter Belastung (affektive Einstellungskomponente) einerseits und  

! der Wahrnehmung einer gewissen Hilfsbedürftigkeit psychisch Gestör-

ter (kognitive Einstellungskomponente) sowie einer damit korrespon-

dierenden Hilfsbereitschaft der Polizisten (konative Einstellungskom-

ponente) andererseits 

kann an den Ausführungen eines Teilnehmers besonders gut nachvollzogen 

werden. Nachdem dieser zunächst erklärt, dass kein Kollege darüber erfreut 

wäre, einen Einsatz unter Beteiligung psychisch gestörter Personen über-

nehmen zu müssen (affektives Element), folgt die Ergänzung: 

P3: „Aber letztendlich macht man es einfach, weil es .. ja .. ne Berufsehre 
ist. Es ist unser Job. Das ist ein Mensch, der ist in einer Situation, wo 
er nicht mehr allein zurecht kommt und da ist es halt unsere Aufgabe 
im Rahmen des ersten Angriffs tätig zu werden und zu helfen.“ 

 
Trotz der allgemeinen Intention, gegenüber psychisch auffälligen Personen 

helfend tätig zu werden, differenzieren die Polizeibeamten im Speziellen 

nach Art der psychischen Störung. Je nach Störungsbild variiert auch die 

Verhaltenstendenz (konatives Element) der Einsatzkräfte, was an folgender 

Textpassage ersichtlich wird:  

                                                
242 KLIMA (2011), S. 159 f. 
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P5: „Man weiß ja irgendwo, von wem’s kommt. Wenn ich den Assi hab, 
der einfach nur aggro ist und es wissen will, mit dem geht man natür-
lich anders um, als wenn ich weiß, o.k., das ist jetzt hier eine alte, 
verwirrte, demente Frau, die orientierungslos ist. 

P1:  Ja. 
P5:  Die vielleicht selber sogar Angst hat, mit der Situation überfordert ist, 

ist das natürlich etwas anderes. 
 [...] 
P2:  Also, ihr kann ich es z.B. auch persönlich, spielt, das glaub ich auch, 

immer ne Rolle, wenig nen Vorwurf machen.  
P5:  Die kann nichts dafür im Endeffekt. 
P7:  Ja, ich mache sie für ihre Situation nicht mal verantwortlich. Wobei ich 

bei einem Betrunkenen sagen würde, der sturzbetrunken auf’m [X]-
Platz rumtaumelt, na gut, man hätte sich zusammenreißen können, 
hätte weniger trinken können. Das hätte ich von ihm verlangen kön-
nen, von ihr nicht. Und das macht mir den Umgang mit ihr relativ, also 
nicht leicht, aber verständnisvoller einfach.“243 

 
An dieser Stelle deutet sich eine Problematik an, die eng mit dem zuvor   

beschriebenen Defizit im Bereich expliziter Wissensbestände korreliert: Bei 

der Bewertung des Verhaltens psychisch auffälliger Personen ziehen die  

Polizeibeamten offenbar das Kriterium „Verantwortlichkeit“ heran. Aus     

psychiatrisch-psychologischer Perspektive ist die Zuschreibung einer perso-

nalen Zurechenbarkeit für das Auftreten psychischer Störungen und entspre-

chender Symptomatiken allerdings fragwürdig. Denn seelische Leiden wer-

den in der Regel nicht bewusst bzw. absichtlich hervorgerufen, sondern sind 

das Ergebnis multifaktorieller Ursache-Wirkungsgefüge (vgl. Gliederungs-

punkt 2.1). Gerade bei substanzinduzierten Störungen handelt es sich nicht 

selten um Begleiterkrankungen, die auf eine Primärerkrankung folgen.244  

Insofern dürfte die (externe) Zurechnung einer Verantwortlichkeit für das  

Auftreten psychischer Störungen v.a. vorurteilsgeleitet erfolgen (z.B.: Alkoho-

lismus = selbstverschuldete Willensschwäche). Typischerweise sind „[d]ie 

Informationen, auf die sich ein Vorurteil stützt, [...] lückenhaft, verzerrt oder 

sogar falsch.“245 Weil Vorurteile wiederum Verhaltenstendenzen prädisponie-

ren („mit dem geht man natürlich anders um“), besteht die Gefahr, dass     

situative Faktoren nicht ausreichend berücksichtigt und polizeiliche Handlun-

gen wenig flexibel vorgenommen werden. Im Ergebnis kann dies zu einem 

unangemessenen Umgang mit psychisch gestörten Personen einschließlich 

                                                
243 FG4 (27:10). 
244 Vgl. GASTPAR (2006),S. 279 f. 
245 LILLI (2011), S. 741. 
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eines damit einhergehenden Eskalationspotenzials führen. Innerhalb der  

Fokusgruppen ist dieses potenzielle Risiko spürbar, wenn pauschal über die 

vermeintliche Gefährlichkeit psychisch gestörter Personen debattiert wird: 

P5: „Die sind gefährlich. Du solltest immer dein eigenes Leben irgendwo 
da ganz, ganz weit vorausschicken, wenn ich zu so einem gehe. 
Egal, [Müller] oder wie sie alle heißen. Also da ist .. hat alles oberste 
Priorität, aber nicht er, sag ich dir auch, so wie es ist. Weil ich nicht 
weiß, wie der tickt. Der kann mit einem Messer auf mich zukommen, 
der kann sich auch irgendwo ne Waffe besorgt haben. Ich will ihm 
zwar auf irgendeine Art und Weise helfen, obwohl ich ihm nicht hel-
fen kann, weil auch kein Arzt ihm hilft. [...] Aber nichtsdestotrotz steht 
da mein eigenes Leben im Vordergrund.“246 

 

Zusammengefasst ergeben die Einstellungen von Polizeibeamten gegenüber 

psychisch gestörten Personen eine diffuse Konstellation247: Während die 

Einsatzkräfte im Allgemeinen der Auffassung sind, den Betroffenen aufgrund 

einer gewissen Hilfsbedürftigkeit möglichst kooperativ und unterstützend zu 

begegnen, so scheinen im Einzelfall Vorurteile zu bestehen, die dieser Ab-

sicht praktisch entgegenstehen. Besonders eine pauschalisierte Angst vor 

einer eklatanten Gefährlichkeit psychisch gestörter Personen wird eher zu 

eingeschränkter Wahrnehmung und entsprechenden Verhaltensmustern  

führen. Der auf Seiten der Polizeibeamten bestehende Mangel an expliziten 

Wissensbeständen dürfte einen nicht unwesentlichen Einfluss auf die      

Entstehung und Verfestigung negativer Einstellungen gegenüber psychisch 

gestörten Personen haben. 

  

                                                
246 FG3 (01:08:25). 
247 Mit dem Begriff der Einstellungskonstellation wird „[...] die Gesamtheit der Einstellungen 

eines Individuums [...]“ bezeichnet. KLIMA (2011), S. 161. 
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4.3.3.3 Wahrnehmungsbezogene Faktoren  
 
Bei der Untersuchung des polizeilichen Umgangs mit psychisch gestörten 

Personen ist nicht zuletzt von Interesse, welche situativen Faktoren das 

Handeln der Polizeibeamten im Einsatzfall beeinflussen. Hintergrund dieser 

Fragestellung ist die theoretische Annahme, dass Informationen im Rahmen 

von Wahrnehmung „[...] nicht nur passiv ‚empfangen’, sondern auch aktiv 

und mit bestimmten Interessen gesucht und ‚gefiltert’ [...]“248 werden. Aus 

einer Fülle fortwährend einwirkender Reize selektiert das Individuum v.a. 

diejenigen Informationen, „[...] für deren Aufnahme es aufgrund seiner bishe-

rigen, in starkem Maßen sozio-kulturell geprägten Erfahrungen vorbereitet 

ist.“249 Demgemäß haben die dargestellten Wissensbestände, Emotionen 

und Einstellungen gegenüber psychisch gestörten Personen einen unmittel-

baren Einfluss auf die hier zu erörternde Situationswahrnehmung der Poli-

zeibeamten, die wiederum Grundlage konkreter Handlungsentscheidungen 

ist.  

Bei der Analyse des empirischen Materials konnten wahrnehmungs-

bezogene Faktoren identifiziert werden, die für die Beamten im Einsatz von 

handlungsleitender Relevanz sind. Die einzelnen Aspekte lassen sich in die 

Gruppen personenbezogener Faktoren (betrifft das polizeiliche Gegenüber), 

situationsbezogener Faktoren (betrifft räumlich-zeitliche Aspekte) sowie   

organisationsbezogener Faktoren (betrifft die Institution Polizei) zusammen-

fassen. 

 

Personenbezogene Faktoren 
Die Polizeibeamten orientieren ihr Handeln v.a. am Verhalten der psychisch 

auffälligen Person. Von Bedeutung sind die Ansprechbarkeit sowie der Grad 

der Kooperationsbereitschaft des Gegenübers. Je aggressiver den Polizei-

beamten entgegengetreten wird, umso bestimmter erfolgt die polizeiliche 

Reaktion. Auf einen möglichen Substanzkonsum sowie zugriffsbereite ge-

fährliche Gegenstände oder Waffen achten die Einsatzkräfte besonders, weil 

diese als potenzielle Risikofaktoren gelten. In Situationen, in denen Gewalt 

angewendet werden muss, sind für die Wahl der polizeilichen Zwangsmittel 
                                                
248 KLIMA (2011), S. 744. 
249 KLIMA (2011), S. 744. 
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auch die körperliche Konstitution sowie das Auftreten (z.B. Mimik, Gestik, 

Habitus, Bewegungsmoment) der psychisch auffälligen Person von ent-

scheidender Bedeutung:  

P5: „Es kommt auch auf seine Statur und seine Hilfsmittel an. Also, wenn 
das jetzt so ein kleiner Hänfling, sag ich mal, ist, da würde man viel-
leicht auch eher direkt dann rangehen, ihn zu Boden bringen, als 
wenn das hier ein riesen-sportlich-kräftig-durchtrainierter Kerl ist, wo 
man vielleicht auch dann eher noch zum Pfeffer oder irgendwas greift. 
Und eben auch wie bedrohlich er auf einen zukommt. Hat er noch ein 
Messer in der Hand oder ballt er die Fäuste oder läuft er einfach nur 
zügig auf mich zu? Was ist das Bedrohliche? Und das muss ich eben 
in dem Moment dann einschätzen für mich.“250 

 

Situationsbezogene Faktoren 

Neben personenbezogenen Faktoren wird das konkrete Einsatzhandeln 

auch von räumlichen und zeitlichen Rahmenbedingungen beeinflusst. So 

sind im Rahmen von Vermisstensachverhalten Tageszeit und Außentempe-

raturen für die Auswahl der Einsatzmittel und die Dringlichkeit ihrer Anforde-

rung von Relevanz (z.B. Anforderung eines Hubschraubers mit Wärme-

bildkamera). Dunkelheit wirkt sich v.a. bei konfrontativen Auseinander-

setzungen als Negativfaktor aus, der zusätzliche Absprachen zwischen den 

beteiligten Einsatzkräften nötig macht (Welche Person sichert, setzt Leucht-

mittel ein, agiert?). Insgesamt hat die Beschaffenheit des Einsatzortes einen 

erheblichen Einfluss auf die Risikoeinschätzung der Polizeibeamten, wie ein 

Teilnehmer für Einsätze in Zusammenhang mit Suizidankündigungen       

beschreibt: 

P8: „Also, das ist situationsbedingt, was er [der Suizident] gerade tut und 
wo er es tut. Ich denke mal, auf einer Wiese ist es eine geringere Ge-
fahr, die von ihm ausgeht, auch für andere, als wenn er jetzt im Stra-
ßenverkehr oder auf einem Gebäude steht.“251 

 
Im Falle einer Lageeskalation ist die Distanz zu beteiligten Personen, gefähr-

lichen Gegenständen oder geeigneten Deckungsmöglichkeiten entscheidend 

für das konkrete Vorgehen der Einsatzkräfte.  

  

                                                
250 FG4 (09:05). 
251 FG3 (09:10). 
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Organisationsbezogene Faktoren 

Das polizeiliche Vorgehen erfolgt auch in Abhängigkeit von Ressourcen, die 

sich eigens aus der Institution Polizei ergeben. Dazu zählt die aktuelle     

Verfügbarkeit von Unterstützungskräften aus dem Einsatz- und Streifen-

dienst sowie ggf. von Fachdiensten (z.B. SEK, Verhandlungsgruppe). Das 

Verhalten bei plötzlichen Auseinandersetzungen orientiert sich v.a. daran, 

wie professionell die beteiligten Beamten zusammenwirken: 

P3: „In solchen Situationen ist halt immer die Frage, wie gut das Streifen-
team ist.“252 

 
Faktoren, welche aus Sicht der Teilnehmer ein sachgerechtes Zusammen-

wirken der Einsatzkräfte erwarten lassen, sind insbesondere die mehrjährige 

Zusammenarbeit fester Streifenteams, ein damit einhergehendes Wissen 

über individuelle Stärken und Schwächen sowie wechselseitiges Vertrauen 

unter den Kollegen. Die situative Einschätzung der Qualität des Streifen-

teams wirkt sich wiederum auf die taktische Vorgehensweise aus (Entschei-

dung über Aspekte der Eigensicherung, Kräfte- und Mitteleinsatz, offensives 

oder defensives Vorgehen u.ä.). 

 

4.4 Ergebnisinterpretation und Hypothesenableitung 
 

Ausgehend von der untersuchungsleitenden Fragestellung konnten explizite 

und implizite Wissensbestände, Emotionen, Einstellungen und wahrneh-

mungsbezogene Faktoren identifiziert werden, die dem Handeln von Thürin-

ger Polizeibeamten im Umgang mit psychisch gestörten Personen zu Grunde 

liegen. Nachstehend sollen zentrale Untersuchungsbefunde retrospektiv  

dargestellt und hinsichtlich möglicher Korrelationen interpretiert werden. Dem 

explorativen Paradigma Rechnung tragend kann eine Hypothesenbildung253 

zudem als Impuls für (ggf. statistische) Anschlussuntersuchungen dienen. 

 

Sowohl die Sichtung polizeilicher Aus- und Fortbildungsunterlagen als auch 

die Analyse des empirischen Materials führten zunächst zu der Erkenntnis, 

dass innerhalb der Thüringer Polizei keine spezifische Wissensvermittlung 

                                                
252 FG3 (13:55). 
253 Hypothesen werden im Folgenden mit dem Kürzel „H“ und fortlaufenden Ziffern gekenn-

zeichnet („H1“ bis „H16“). 
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zum Umgang mit psychisch gestörten Personen stattfindet. Auch für die 

Vermutung, Anwärter des mittleren Polizeivollzugsdiensts könnten entspre-

chende Kenntnisse im Rahmen eines Leitthemas erwerben (Übungskomplex 

„Hilflose Personen“), fand sich in den Fokusgruppen keine Bestätigung.  

! H1:  Thüringer Polizeibeamte wurden und werden für den Umgang mit 
psychisch gestörten Personen nicht spezifisch aus- und / oder fort-
gebildet.  

 
In der Konsequenz können die Einsatzkräfte kaum theoretisch-fundierte 

Kenntnisse vorweisen, die über allgemeine Wissensbestände hinausreichen. 

Lediglich die Thematik tangierende Vorschriften werden in den Fokus-

gruppen reflektiert. Dies betrifft vordergründig die Gewahrsamsordnung.  

! H2:  Thüringer Polizeibeamte verfügen über kein fachspezifisches Wissen 
zu (ausgewählten) psychischen Störungsbildern. 

! H3: Thüringer Polizeibeamte kennen Vorschriften, die den dienstlichen 
Umgang mit psychisch gestörten Personen im Gewahrsam regeln. 

 
Im Hinblick auf einige weitere relevante Vorschriften, hier v.a. das 

ThürPsychKG, scheinen im Detail allerdings Unsicherheiten zu bestehen.  

So gaben die Teilnehmer durchgängig an, dass im Bedarfsfall ein Notarzt zu 

einem Einsatz hinzugezogen wird, um eine mögliche „Zwangseinweisung“ zu 

prüfen. Wenn der Arzt diese Anordnung schließlich verweigere, wären den 

Einsatzkräften die Hände gebunden, selbst wenn sie die Einweisung für 

zwingend erforderlich halten. Offenbar ist den Polizeibeamten nicht bewusst, 

dass nicht der Notarzt für eine vorläufige Unterbringung nach § 8 

ThürPsychKG zuständig ist, sondern der Sozialpsychiatrische Dienst.     

Folglich können die Polizeibeamten diesen eigenständig konsultieren, um im 

Zweifelsfall eine sachgerechte Klärung herbeizuführen. 

! H4: Thüringer Polizeibeamten ist nicht bekannt, dass der Sozialpsychiat-
rische Dienst für eine vorläufige Unterbringung nach § 8 
ThürPsychKG originär zuständig ist.  

 
Insgesamt bewerten die Teilnehmer das Fehlen entsprechender Aus- und 

Fortbildungsmaßnahmen kritisch. Die Beamten fassen den Mangel an     

fundiertem Grundlagenwissen als einsatzpraktischen Nachteil auf und mah-

nen strukturelle Verbesserungen im Aus- und Fortbildungssektor an.  

! H5: Thüringer Polizeibeamte konstatieren mehrheitlich einen Bedarf an 
Aus- und Fortbildungsangeboten zum Umgang mit psychisch gestör-
ten Personen.   
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In der Praxis beruht das polizeiliche Vorgehen demzufolge überwiegend auf 

impliziten Wissensbeständen. Gewonnene Erfahrungen aus dem dienstli-

chen und privaten Umfeld der Polizeibeamten prägen künftige Interaktionen 

mit psychisch auffälligen Personen.  

! H6: Das Wissen von Thüringer Polizeibeamten darüber, welche Verhal-
tensweisen für den Umgang mit psychisch gestörten Personen ge-
eignet sind, basiert vorwiegend auf dienstlicher und / oder privater 
Erfahrung sowie Intuition. 

 
Dabei liegen die Vorteile impliziter Wissensbestände in ihrer Flexibilität sowie 

schnellen, intuitiven Anwendbarkeit.254 Aufgrund der Kontextgebundenheit 

von Erfahrungen sind implizite Kenntnisse aber in der Regel personen-

gebunden und nicht systematisiert. Dementsprechend weisen implizite Wis-

sensbestände eine höhere Fehleranfälligkeit auf. Zudem unterscheiden sich 

individuelle Erfahrungen voneinander, sodass implizite Kenntnisse inter-

personell differieren. Dieser Umstand ließ sich in den Fokusgruppen gut 

nachvollziehen. So variieren die Erfahrungen, die den Beamten mit          

psychisch auffälligen Personen bislang zuteil wurden, mitunter stark. Dies 

betrifft sowohl die Häufigkeit dienstlicher bzw. privater Kontakte als auch  

deren Intensität. Mehrfach brachten speziell jüngere Polizisten zum        

Ausdruck, dass sie diesbezüglich nur einen geringen Erfahrungsschatz vor-

weisen können: 

P7: „Ich fühle mich wenig kompetent dahingehend. Ich kann es nur aus 
dem Bauch heraus machen, aber ich weiß es nicht, ob das richtig ist 
oder nicht. Ich hatte wenig Sachverhalte damit [mit psychisch gestör-
ten Personen]. Ich hatte auch in der Polizeiausbildung wenig gehabt, 
was darauf zurückgreifen könnte.“255 

 
In Anbetracht differierender (impliziter) Wissensbestände stellt sich die    

Frage, wie ein Streifenteam, das entweder auf ganz verschiedene Erfahrun-

gen zurückgreift oder aus weitgehend unerfahrenen Kollegen besteht, im 

konkreten Einsatzfall handelt und in konfliktbehafteten Lagen (intuitiv) rea-

giert. Zumindest können diese Ausgangsbedingungen das Risiko eines    

unkoordinierten Vorgehens in sich bergen, welches zu einer Eskalation der 

Situation beitragen kann. Bei der Erörterung der Einsatzszenarien wurde sich 

jedenfalls nicht selten für diametrale Vorgehensweisen entschieden. Im Falle 

                                                
254 Vgl. MESCHEDER / SALLACH (2012), S. 13. 
255 FG4 (45:27). 
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ihrer systematischen Vermittlung könnten explizite Wissensbestände in die-

sem Zusammenhang als Korrektiv für fehlendes Erfahrungswissen dienen.  

 

Neben vorhandenen Wissensbeständen wurde ebenfalls untersucht, welche 

kollektiven Orientierungen in Form von Emotionen, Einstellungen und wahr-

nehmungsbezogenen Faktoren dem Handeln von Thüringer Polizeibeamten 

zu Grunde liegen, wenn diese mit psychisch gestörten Personen umgehen. 

Hinsichtlich der emotionalen Reaktionen der Teilnehmer konnte gezeigt  

werden, dass entsprechende Einsätze überwiegend negativ besetzt sind.  

! H7: Thüringer Polizeibeamte empfinden den Umgang mit psychisch ge-
störten Personen überwiegend als schwierig und belastend.  

 
Die Gründe dafür liegen einerseits in der oft langwierigen und risikobehafte-

ten Interaktion mit psychisch auffälligen Personen. Andererseits wirkt sich 

der Mangel an (expliziten) Kenntnissen zur Thematik psychischer Störungen 

belastend aus. Darüber hinaus beklagen die Beamten das angespannte  

Verhältnis zu (Not-)Ärzten und Mitarbeitern medizinischer Einrichtungen, was 

auf Seiten der Polizeibeamten Unverständnis, teilweise sogar Unmut hervor-

ruft.  

! H8: Im Kontext des Umgangs mit psychisch gestörten Personen bewer-
ten Thüringer Polizeibeamte die Kooperation mit beteiligten (Not-) 
Ärzten sowie medizinischen Einrichtungen überwiegend als unbe-
friedigend und verbesserungsbedürftig. 

 
Nicht zuletzt werden einige Polizeibeamte im Umgang mit psychisch gestör-

ten Personen von Gewissenskonflikten geplagt. Dies betrifft v.a. Fälle, in  

denen unmittelbarer Zwang gegenüber bestimmten Gruppen psychisch    

gestörter Personen angewendet werden muss. Dazu zählen ältere Men-

schen, die bspw. an demenziellen Erkrankungen leiden, sowie Personen, die 

sich aus nachvollziehbaren Gründen das Leben nehmen wollen (z.B.        

aufgrund einer schweren Krankheit).  

! H9: Thüringer Polizeibeamte geraten bei der Gewaltanwendung gegen-
über bestimmten Gruppen psychisch gestörter Personen in Gewis-
senskonflikte.  

! H10: Die Belastung ergibt sich aus einem (intrapersonellen) Konflikt zwi-
schen rechtlich legitimer vs. moralisch als illegitim empfundener Ge-
waltanwendung.  
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Die Einstellungskonstellation von Thüringer Polizeibeamten gegenüber   

psychisch gestörten Personen ergibt ein diffuses Bild: Zwar sind die Beam-

ten prinzipiell der Auffassung, den Betroffenen aufgrund einer gewissen 

Hilfsbedürftigkeit tendenziell kooperativ und unterstützend zu begegnen,  

allerdings deutet sich in Bezug auf bestimmte Störungsbilder das Vorhan-

densein von Vorurteilen an, die eher eine gegenteilige Haltung der Polizei-

beamten vermuten lassen.  

! H11: Thüringer Polizeibeamte schätzen psychisch gestörte Personen, mit 
denen sie einsatzbedingt konfrontiert sind, im Allgemeinen als „hilfs-
bedürftig“ ein. 

! H12: Hinsichtlich bestimmter (polizeirelevanter) Störungsbilder haben Thü-
ringer Polizeibeamte Vorurteile.  

 
So unterscheiden die Einsatzkräfte offenbar danach, inwiefern eine Person 

für das Auftreten ihrer psychischen Störung und damit einhergehender 

Symptome „verantwortlich“ ist. Je nachdem, ob das Individuum aus Sicht der 

Beamten mehr oder weniger „selbstverschuldet“ in seinen Zustand geraten 

ist, scheint auch das Verhalten der Beamten ihm gegenüber mehr oder     

weniger verständnisvoll zu sein.  

! H13: Thüringer Polizeibeamte differenzieren danach, inwiefern eine psy-
chisch gestörte Person (vermeintlich) „selbstverschuldet“ in ihren  
Zustand geraten ist.  

! H14: Das jeweilige Urteil steht in Korrelation mit einer spezifischen Verhal-
tenstendenz der Polizeibeamten. 

 
Insgesamt besteht die Vermutung, dass der Mangel an expliziten Wissens-

beständen einen nachteiligen Einfluss auf die Entstehung und Verfestigung 

von negativen Einstellungen respektive Vorurteilen hat.  

! H15: Es besteht ein negativer Zusammenhang zwischen explizitem Wis-
sen über ein bestimmtes Störungsbild und Vorurteilen über dieses 
Störungsbild: Je größer der explizite Wissensbestand, desto geringer 
die Ausprägung der Vorurteile. 
 

Konkrete Handlungsentscheidungen werden nicht zuletzt aufgrund von 

wahrnehmungsbezogenen Faktoren getroffen, die sich den Polizeibeamten 

in der jeweiligen Einsatzsituation offenbaren. Dabei „filtern“ die Polizisten 

(un-)bewusst bestimmte Informationen heraus, die für sie von handlungs-

leitender Relevanz sind. Die identifizierten Aspekte lassen sich in die Kate-

gorien personenbezogener, situationsbezogener und organisationsbezoge-

ner Faktoren einordnen.   
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! H16: In einer konkreten Einsatzsituation orientiert sich das Verhalten von 
Thüringer Polizeibeamten an  
o physischen und psychischen Attributen des polizeilichen Gegen-

übers (personenbezogene Faktoren), 
o räumlich-zeitlichen Rahmenbedingungen (situationsbezogene 

Faktoren) sowie  
o innerinstitutionellen Ressourcen (organisationsbezogene Fak-

toren).  
 

Bei Betrachtung der einzelnen Faktoren (vgl. Gliederungspunkt 4.3.3.3) fällt 

auf, dass die Polizeibeamten im Umgang mit psychisch gestörten Personen 

auf Signale achten, die auch bei anderen Einsatzanlässen von Relevanz sein 

können. Dieser Umstand ist zunächst keineswegs abträglich, sondern viel-

mehr geboten. Wie in der theoretischen Auseinandersetzung aufgezeigt,  

besteht die Besonderheit im Umgang mit psychisch gestörten Personen aber 

gerade darin, dass sich Betroffene oft „atypisch“ bzw. „schema-diskrepant“ 

verhalten (vgl. Gliederungspunkt 2.3.2).256 Das reflexartige Abrufen „üblicher“ 

Denk- und Handlungsmuster auf Seiten der Polizeibeamten kann dazu     

führen, dass unterschwellige Signale, die auf eine psychische Störung hin-

deuten, nicht wahrgenommen werden. So achten die Beamten zwar auf   

Aggressionen, Substanzkonsum oder zugriffsbereite Waffen. Im empirischen 

Material finden sich aber kaum Hinweise auf die Berücksichtigung weiterer, 

eher latenter Symptome, die für das Durchleben akut-psychiatrischer Krisen 

ebenfalls typisch sein können. KÖNIG / PEDROSA verweisen in diesem        

Zusammenhang u.a. auf unruhiges Hin- und Herlaufen257, stark psycho-

motorisch gebundene Haltungen (mit bebender Muskulatur und starrer     

Mimik)257 oder auch vegetative Erregungen (Schwitzen, Herzklopfen, schnel-

le Atmung)257. Die Nichtbeachtung entsprechender Signale ist wiederum ein 

Indiz für fehlendes (explizites) Wissen zur Symptomatik psychomotorischer 

Erregungszustände, die bei einer Vielzahl akut-psychiatrischer Störungen 

auftreten können.258 

! H17: Thüringer Polizeibeamte verfügen über kein fachspezifisches Wissen 
zur allgemeinen Symptomatik psychomotorischer Erregungszustände. 

  

                                                
256 Vgl. SCHMALZL (2004), S. 27. 
257 Vgl. KÖNIG / PEDROSA GIL (2002a), S. 93. 
258 Vgl. KÖNIG / PEDROSA GIL (2002a), S. 92 f. 
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Wie die Gesamtschau der kollektiven Wissensbestände und Orientierungen 

verdeutlicht, besteht auf Seiten der Polizeibeamten ein unverkennbares   

Defizit an theoretisch-fundierten Kenntnissen über psychische Störungen. 

Ein (nahezu) ausschließlicher Rekurs auf implizite Wissensbestände birgt 

allerdings eine Gefahr, die sich in einem negativen Wirkkreis realisieren 

kann: 

 

   
 

  Abbildung 3: Wirkkreis negativer (Einzel-)Erfahrungen.  
 
Im Rahmen der theoretischen Auseinandersetzung wurde beschrieben, dass 

Polizeibeamte berufsbedingt v.a. dann mit psychisch gestörten Personen in 

Kontakt kommen, wenn sich diese in einer akuten Krise befinden (vgl. Glie-

derungspunkt 2.2.2). Dementsprechend werden es nicht selten problem-

behaftete Situationen bzw. negativ besetzte (Einzel-)Erlebnisse sein, die das 

Bild des Polizeibeamten gegenüber psychisch gestörten Personen prägen. 

Diese Erfahrungen werden schließlich als implizite Wissensbestände        

inkorporiert. Explizites Wissen, das einer Pauschalisierung entgegenwirken 

könnte, ist nicht vorhanden, sodass sich die unangenehme Erfahrung auf 

Einstellungsebene manifestieren kann. Eine damit verknüpfte, vorurteils-

geleitete Verhaltenstendenz führt in künftigen Einsätzen womöglich zu einem 
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unflexiblen, unangepassten Verhalten der Polizeibeamten. Trägt dieses  

Verhalten (unbewusst) zu einer Eskalation bei, ist der Zirkelschluss in Form 

eines erneuten negativen Erlebnisses vollzogen.  

Auch wenn es sich hierbei um eine verkürzte, schematische Darstellung 

handelt, so ist erkennbar, dass explizitem Wissen in diesem Zusammenhang 

die Funktion eines Korrektivs zukommen könnte, das zu einer Unterbrechung 

des Negativkreislaufs beitragen kann.  

 

Insgesamt offenbarte die hier vorgestellte empirische Untersuchung zum 

Umgang von Thüringer Polizeibeamten mit psychisch gestörten Personen 

mitunter Defizite bzw. ungenutzte Ressourcen, die einer erfolgreichen      

Einsatzbewältigung praktisch entgegenstehen können. Im Folgenden sollen 

Möglichkeiten aufgezeigt werden, die in diesem Kontext geeignet erschei-

nen, einen Beitrag zur Professionalisierung polizeilicher Arbeit zu leisten.  
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5 Möglichkeiten der Professionalisierung polizeilichen Handelns 
5.1 Potenziale im Kontext von Aus- und Fortbildung 
 
Wie die Prüfung der Aus- und Fortbildungsunterlagen sowie die empirische 

Auswertung zeigten, besteht auf Seiten der Polizeibeamten ein Mangel an 

expliziten Wissensbeständen zu psychischen Störungen, der sich in vielerlei 

Hinsicht negativ auswirkt. Im Rahmen einer Professionalisierung des polizei-

lichen Umgangs mit psychisch gestörten Personen kommt einer Verbesse-

rung der Aus- und Fortbildungssituation daher eine zentrale Bedeutung zu. 

Aufgrund ihrer polizeipraktischen Relevanz sollte die Thematik künftig obliga-

torischer Bestandteil der Ausbildung zum mittleren sowie gehobenen Polizei-

vollzugsdienst sein. Darüber hinaus gilt es, berufserfahrenen Beamten     

geeignete Fortbildungsmöglichkeiten zu unterbreiten. Inhaltlich sollten      

folgende Elemente Eingang in entsprechende Aus- bzw. Fortbildungs-

programme finden: 

! Vermittlung grundlegender Kenntnisse zur Thematik psychischer Störun-

gen und Aufzeigen von Bezügen zu polizeilicher Tätigkeit. Dazu zählen 

allgemeine Informationen zu(r): 

o Begriff und Gegenstand psychischer Störungen 

o (vermeintlichen) „Gefährlichkeit“ psychischer Störungen  

o Kontakthäufigkeit und -qualität von Polizeibeamten und psychisch ge-

störten Personen 

 
! Vermittlung (fach-)spezifischer Kenntnisse zum Umgang mit psychisch 

gestörten Personen im Einsatz. Dazu zählen Informationen zu(r): 

o Verhaltensweisen, die sich im Umgang mit psychisch gestörten Per-

sonen im Allgemeinen bewähren 

o allgemeinen Symptomatik psychomotorischer Erregungszustände 

o Symptomatik ausgewählter, besonders polizeirelevanter Störungsbil-

der sowie zum geeigneten Umgang mit betroffenen Personen 

o einschlägigen Vorschriften in PAG, ThürPsychKG, PolGewO,TH sowie 

zur Schuld(un)fähigkeit betroffener Personen im Kontext strafverfol-

gender Maßnahmen.  
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Instruktiv erscheint zudem ein Ausbildungselement, das Hamburger Polizei-

schüler seit dem Jahr 2011 durchlaufen: In einem sog. Trialogischen Semi-

nar  

„[...] berichten externe Referenten und psychisch Kranke über ihre Erleb-
nisse. Der Erfahrungsaustausch soll Polizeibeamte sensibilisieren, in Ein-
satzsituationen explizit die Bedürfnisse und Eigenarten dieser besonderen 
Menschen zu berücksichtigen.“259  

 

Trialogische Seminare werden mittlerweile in vielen Regionen Deutschlands, 

meist auf Initiative von Sozialpsychiatrischen Diensten oder Selbsthilfe-

gruppen, durchgeführt.260 Auch in Thüringen existieren solche Angebote,261 

sodass Kooperationen zwischen polizeilichen Bildungseinrichtungen und 

entsprechenden Projektträgern potenziell möglich wären. 

 

5.2 Potenziale im Kontext taktischer Einsatzkompetenz 
 

Mit Erörterung der Einsatzszenarien wurde deutlich, dass die Polizeibeamten 

allgemeine Regeln der kommunikativen Konfliktlösung befolgen und anwen-

den. Darüber hinaus sind aber kaum spezifische Verhaltensweisen identifi-

zierbar, die für den (polizeilichen) Umgang mit psychisch gestörten Personen 

empfohlen werden. Gerade im Hinblick auf die Interaktion mit an Schizo-

phrenie oder Demenz erkrankten Menschen finden sich in der themen-

bezogenen Literatur zahlreiche Hinweise, die im Falle ihrer Umsetzung zu 

einer Risikominderung beitragen und die grds. auch bei anderen Störungs-

bildern erfolgversprechend sein können. In Zusammenhang mit einer Steige-

rung der polizeilichen Einsatzkompetenz sollte diesen Arbeiten weiter-

gehende Beachtung zuteil werden. Die nachstehende, stichpunktartige Auf-

zählung von Verhaltensweisen stellt einen Auszug aus den teils umfangrei-

chen Beschreibungen dar. Im (polizeilichen) Umgang mit psychisch gestör-

ten Personen haben sich demnach u.a. folgende Grundsätze bewährt:262  

                                                
259 LEINER (2013), S. 14. 
260 Eine nach Bundesländern gegliederte Übersicht findet sich bspw. auf: <http://www.trialog-

psychoseseminar.de/de/13/Adressen.html>. 
261 Vgl. <www.trialog-psychoseseminar.de/de/43/Thüringen.html?stateID=16&action=showCities>. 
262 Die Zusammenstellung orientiert sich an den Ausführungen von: HERMANUTZ / HAMANN 

(2012); SCHMALZL (2012); FÜLLGRABE (2011); HERMANUTZ / SPÖCKER / CAL et al. (2005); 
SCHMALZL (2004); Hermanutz / Litzcke (2004); KÖNIG / PEDROSA GIL (2002a und b). 
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! Gewährleistung einer ausreichenden Anzahl von Polizeibeamten, die   

einen entsprechenden Einsatz bewältigen bzw. als Unterstützungskräfte 

zur Verfügung stehen, da plötzliche Aggressionen eines Betroffenen   

verbunden mit einer erhöhten Kraftentfaltung potenziell einkalkuliert  

werden müssen 

! weitgehender Verzicht auf ein Auftreten in Uniform, da diese bzw. die mit 

ihr assoziierten Erfahrungen oder Erwartungen als bedrohlich empfun-

den werden können 

! Treffen von Maßnahmen zur Vermeidung einer Reizüberflutung auf    

Seiten der betroffenen Person (rechtzeitiges Abschalten des Sonder-

signals im Rahmen der Anfahrt; Gesprächsführung nur durch einen    

Beamten; keine Zwiegespräche mit Kollegen vor dem Betroffenen;     

Reduzierung der Lautstärke des Funkgeräts) 

! Einhaltung eines erweiterten Individualabstands, wobei bei (akut) schi-

zophrenen Personen Mindestentfernungen zwischen 90 cm263 bis zu      

5 m264 empfohlen werden (dabei nicht rücklings der Person agieren) 

! Wahrung einer „gelassenen Autorität“ (freundliche, deutliche, langsame, 

insgesamt aber bestimmte Kommunikation; Blickkontakt halten, ohne zu 

starren; Nutzung der Höflichkeitsanrede; dem Gegenüber das Gefühl 

vermitteln, ernst genommen zu werden; kein verletzendes Aufzeigen    

offensichtlich „sinnfreier“ Äußerungen; durch klare Anweisungen ggf. 

Grenzen aufzeigen, ohne bedrohlich zu wirken) 

! Ankündigung und Erläuterung aller polizeilichen Maßnahmen im Voraus 

(insb. bei freiheitsbeschränkenden Eingriffen und Zwangsmaßnahmen; 

dabei den Hilfeleistungs- bzw. Unterstützungsaspekt in den Vordergrund 

stellen) 

! Vermeidung des Hervorrufens von Gefühlen der Beengtheit oder der 

Raumnot (kein Ab- bzw. Niederknien auf dem Körper des Betroffenen bei 

einer möglichen Festnahme; kein Hineindrängen in enge Räume bzw. 

Zimmerecken; Transport in ausreichend geräumigen Fahrzeugen, vor-

zugsweise in Rettungswagen)  

                                                
263 Vgl. FÜLLGRABE (2011), S. 29. 
264 Vgl. LEINER (2013), S. 13. 
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! weitestgehender Verzicht auf Pfeffersprayeinsatz gegen psychisch     

gestörten Personen, v.a. aufgrund 

o einer krankheits- sowie medikamentenbedingt häufig reduzierten oder 

gänzlich ausbleibenden Wirkung, 

o der Gefahr des Hervorrufens (noch stärkerer) Aggressionen, weil der 

Pfeffersprayeinsatz als Angriff interpretiert wird sowie 

o erhöhten Gesundheits- bis hin zu Lebensgefahren auf Seiten der    

Betroffen, wenn diese gleichzeitig unter dem Einfluss von Psycho-

pharmaka stehen265 

! rechtzeitiges, ggf. prophylaktisches Hinzuziehen von Vertrauens-

personen und / oder Fachdiensten (z.B.: Sozialpsychiatrischer Dienst, 

Rettungsdienst, (Not)-Arzt, Kriseninterventionsdienst, Polizeipsychologe, 

Verhandlungsgruppe) 

 

5.3 Potenziale im Kontext organisationsstruktureller Rahmenbedingungen 
 
Neben Potenzialen im Kontext von Aus- und Fortbildung sowie taktischer 

Einsatzkompetenz könnte auch eine Verbesserung organisationsstruktureller 

Rahmenbedingungen zu einer Professionalisierung des polizeilichen       

Umgangs mit psychisch gestörten Personen beitragen. Im Folgenden sollen 

zwei mögliche Komponenten einer solchen Strukturoptimierung skizziert 

werden. Die konkrete Umsetzung wird im Einzelnen von personellen und 

finanziellen Ressourcen sowie dem Ergebnis weitergehender Prüfungen auf 

(fachliche) Geeignetheit und (rechtliche) Zulässigkeit abhängig sein. Prinzi-

piell sollten jedoch folgende Anpassungen in Erwägung gezogen werden: 

 
! Gründung von Einheiten, die für den Umgang mit psychisch gestörten 

Personen besonders ausgebildet / ausgerüstet sind und die bei ent-

sprechenden Sachverhalten bevorzugt eingesetzt werden 

 
Bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt kommen Polizeibeamte im Rahmen 

ihrer Dienstausübung häufig mit psychisch gestörten Personen in Kontakt. 

Medizinische, demografische und polizeiwissenschaftliche Studien lassen 

                                                
265 Vgl. DETER / MARKOVSKI (2010); SCHERING (2010), S. 6 ff. 
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zudem einen Anstieg der Inzidenzrate266 psychischer Störungen sowie eine 

Erhöhung der Kontakthäufigkeit zwischen psychisch gestörten Personen und 

Polizeikräften vermuten (vgl. Gliederungspunkte 2.1; 2.2.1). Allein vor dem 

Hintergrund zu beachtender Besonderheiten im Umgang mit psychisch    

auffälligen Personen sowie einer erhöhten Einsatzdauer, bspw. im Rahmen 

der Vermisstensuche nach demenzkranken Personen, stellt sich die Frage, 

ob der Streifendienst künftig von diesen Aufgaben weitgehend entlastet und 

die Einsatzbewältigung in die Hände speziell ausgebildeter und ausgerüs-

teter Einheiten gegeben werden sollte. Denkbar wären (über-)regional      

zuständige Einheiten, die  

o ein umfangreiches Wissen bzgl. der Thematik psychischer Störungen 

vorweisen, 

o über besondere Ausbildungen im Bereich (körperlicher) Eingriffstech-

niken sowie (psychologischer) Erste-Hilfe-Maßnahmen verfügen, 

o grds. in zivil agieren, 

o auf besonders ausgestattete Fahrzeuge zurückgreifen (z.B.: neutrale 

Lackierung, geräumiger Innenraum, zusätzliche Polsterungen zur  

Reduzierung von Verletzungsgefahren) und 

o möglicherweise durch die dauerhafte Implementierung eines (Polizei-)  

Psychologen fachliche Unterstützung erhalten. 

 

Über den Umgang mit psychisch gestörten Personen hinaus könnten solche 

Einheiten auch bei anderen Sachverhalten zum Einsatz kommen. Dies gilt 

insbesondere, wenn psychologische Kenntnisse sowie ein ziviles Vorgehen 

notwendig oder hilfreich sind. Sinnvoll wäre z.B. ein Tätigwerden im Rahmen 

von Vermisstensachverhalten (auch bei nicht psychisch auffälligen Perso-

nen), dem Überbringen von Todesnachrichten oder ggf. bei der Realisierung 

von Haftbefehlen. Unabhängig von einer möglichen Einführung entsprechen-

der Einheiten besteht allerdings die Notwendigkeit, alle Polizeibeamten des 

mittleren und gehobenen Dienstes hinsichtlich des Umgangs mit psychisch 

gestörten Personen grundlegend aus- bzw. weiterzubilden (vgl. Gliederungs-

punkt 5.1), damit Sofortlagen adäquat bewältigt werden können.  

                                                
266 Mit dem Begriff der Inzidenz wird „[...] die Anzahl der Neuerkrankungen in einem definierten 

Zeitabschnitt, normalerweise einem Jahr [...]“ beschrieben. DAVISON / NEALE / HAUTZINGER 
(2007), S. 125.  
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! Einführung und Pflege einer Statistik zum polizeilichen Umgang mit 

psychisch gestörten Personen 

 
Im Rahmen der Literatursichtung konnten keinerlei Hinweise auf amtliche 

Statistiken zum einsatzbedingten Umgang von Polizeibeamten mit psychisch 

gestörten Personen recherchiert werden. Diesbezüglich ergaben sich auch in 

den Fokusgruppen keine weiteren Erkenntnisse. Eine statistische Erfassung 

entsprechender Einsätze könnte allerdings eine Grundlage für weitergehen-

de Analysen darstellen. Dies umfasst die Aufbereitung von Informationen, 

u.a. zu Einsatzanlässen und -verläufen, getroffenen Maßnahmen, dem   

Kräfte- und Mitteleinsatz sowie einsatzbedingten Kosten (vgl. Gliederungs-

punkt 2.2.1). Aus den gewonnenen Erkenntnissen ließe sich (weiteres)     

Optimierungspotenzial ableiten.  
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6 Zusammenfassung 
 

Ziel der vorliegenden Masterarbeit war es, den Wissensstand zum Themen-

komplex „Polizei und psychisch gestörte Personen“ auf Grundlage verfügba-

rer Literatur aufzuarbeiten, ihn um Erkenntnisse aus einer eigenen, qualitativ-

empirischen Erhebung zu erweitern sowie Möglichkeiten zur Professionali-

sierung des polizeilichen Handelns aufzuzeigen. Im Verlauf der Arbeit konnte 

dieses Vorhaben praktisch umgesetzt werden. Nachfolgend werden wesent-

liche Arbeits- und Erkenntnisschritte zusammenfassend dargestellt: 

 

! Zu Beginn der theoretischen Auseinandersetzung (vgl. Gliederungspunkt 2) 

wurde erläutert, dass es sich bei „psychischen Störungen“ um Zuschreibun-

gen aufgrund des Vorliegens definierter Merkmale handelt, die auf abwei-

chendes Erleben und / oder Verhalten hinweisen. Weil die diagnostischen 

Kriterien in einen sozio-kulturellen Bezugsrahmen eingebunden und vom 

medizinischen Kenntnisstand abhängig sind, unterliegt das Konstrukt der 

„psychischen Störung“ einem gewissen Wandel. Die Nutzung von Klassifika-

tionssystemen soll dazu beitragen, ein größtmögliches Maß an Einheitlichkeit 

und Qualität bei der Diagnose psychischer Störungen zu gewährleisten.  

Die polizeipraktische Relevanz der Thematik ergibt sich aus dem Umstand, 

dass Polizeibeamte berufsbedingt häufig in Kontakt zu psychisch gestörten 

Personen treten: Untersuchungen zufolge ist die Kontaktrate im Vergleich zu 

Nichtpolizisten deutlich erhöht.267 Typischerweise treffen die Einsatzkräfte 

zudem mit einer selektierten Gruppe psychisch auffälliger Personen zusam-

men, die infolge akut-psychiatrischer Krisen hilfsbedürftig sind und sich    

mitunter unangemessen verhalten.268 Allerdings sollten psychische Störun-

gen nicht pauschal mit einer besonderen „Gefährlichkeit“ in Verbindung    

gesetzt werden. Vielmehr erscheint eine nach Diagnosegruppen differenzier-

te Betrachtung geboten. Erhöhte Delinquenz- und Gewaltraten konnten für 

schizophrene Symptomatiken, substanzinduzierte-, Persönlichkeits- sowie 

affektive Störungen nachgewiesen werden.269 Im Hinblick auf die polizeiliche 

Einsatzpraxis sind diese Störungen neben dem suizidalen Syndrom und       

                                                
267 Vgl. LITZCKE (2004b), S. 398 ff.; LITZCKE (2003), S. 252. 
268 Vgl. SCHMALZL (2012), S. 347; LITZCKE (2005), S. 350. 
269 Vgl. z.B.: SCHMALZL (2004), S. 24 f.; NEDOPIL (2007), S. 44 ff. 
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demenziellen Erkrankungen von besonderer Relevanz. Die herausgehobene 

Bedeutung einzelner Störungsbilder im Kontext von Polizeiarbeit liegt in   

einem gesteigerten Potenzial für eigen- oder fremdgefährdendes Verhalten, 

einem erhöhten Delinquenzrisiko und / oder einer aus der Störung resultie-

renden Häufung polizeilicher Kontakte begründet.270  

 
! Einen weiteren Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit bildete die Untersu-

chung des Umgangs von Thüringer Polizeibeamten mit psychisch gestörten 

Personen. Diesbezüglich wurden in einem ersten Arbeitsschritt öffentlich  

zugängliche Informationen zur einschlägigen Vorschriftenlage, zur polizeili-

chen Aus- und Fortbildungssituation sowie zur sachbezogenen Zusammen-

arbeit mit externen Akteuren analysiert (vgl. Gliederungspunkt 3). Daraus 

folge u.a. die Erkenntnis, dass die polizeilichen Aus- und Fortbildungsunter-

lagen in diesem Kontext kaum Hinweise auf eine gezielte Wissensvermitt-

lung enthalten. Auch (frei zugängliche) statistische Angaben über den poli-

zeilichen Umgang mit psychisch gestörten Personen sind offenbar nicht  

existent. Insgesamt steht das weitgehende Fehlen entsprechender Informati-

onen in deutlichem Kontrast zu einer sowohl aus wissenschaftlicher als auch    

alltagspraktischer Perspektive begründbaren Bedeutsamkeit der Thematik.  

 
! Weil zugleich ein Mangel an qualitativ-empirischen Untersuchungen zum 

polizeilichen Umgang mit psychisch gestörten Personen feststellbar ist,   

wurde im Rahmen dieser Arbeit eine Fokusgruppenstudie mit explorativem 

Charakter durchgeführt (vgl. Gliederungspunkt 4): In vier Fokusgruppen mit 

insgesamt 31 teilnehmenden Polizeibeamten erfolgte jeweils die Erörterung 

drei hypothetischer Einsatzszenarien zzgl. einer separaten Debatte, die 

durch themenzentrierte Fragestellungen initiiert wurde. Die Untersuchung 

basierte auf der forschungsleitenden Frage, welche kollektiven Wissens-

bestände und Orientierungen dem Handeln von Thüringer Polizeibeamten im 

Umgang mit psychisch gestörten Personen zu Grunde liegen. In Zusammen-

hang mit der Auswertung des sprachlichen Materials ergab sich erstmals die 

Möglichkeit, das diesbezügliche Vorgehen von Thüringer Polizeibeamten 

einschließlich vorhandener Wissens- und Orientierungsstrukturen zu be-

schreiben. Über den Neuigkeitswert, den diese Studie im Hinblick auf die 
                                                
270 Vgl. LITZCKE / HERMANUTZ (2004), S. 4. 
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Situation im Freistaat Thüringen aufweist, hinausgehend, ergänzen und   

aktualisieren die gewonnenen Erkenntnisse bereits veröffentlichtes, überwie-

gend quantitativ-strukturiertes Forschungsmaterial.  

Im Ergebnis der Datenauswertung konnten 17 Hypothesen generiert werden, 

die möglicherweise einen Impuls für (ggf. statistische) Anschlussunter-

suchungen setzen. Hinsichtlich der untersuchungsleitenden Frage, welche 

kollektiven Wissensbestände und Orientierungen dem polizeilichen Handeln 

zu Grunde liegen, erscheinen die nachfolgenden, in Thesenform aufge-

führten Befunde zentral:271 

 
Kollektive Wissensbestände: 

! Thüringer Polizeibeamte wurden und werden für den Umgang mit psy-
chisch gestörten Personen nicht spezifisch aus- und / oder fortgebildet. 

! Thüringer Polizeibeamte verfügen über kein fachspezifisches Wissen zu 
(ausgewählten) psychischen Störungsbildern. 

! Thüringer Polizeibeamte kennen Vorschriften, die den dienstlichen Um-
gang mit psychisch gestörten Personen im Gewahrsam regeln. 

! Das Wissen von Thüringer Polizeibeamten darüber, welche Verhaltens-
weisen für den Umgang mit psychisch gestörten Personen geeignet sind, 
basiert vorwiegend auf dienstlicher und / oder privater Erfahrung sowie   
Intuition. 

! Thüringer Polizeibeamte konstatieren mehrheitlich einen Bedarf an      
Aus- und Fortbildungsangeboten zum Umgang mit psychisch gestörten 
Personen. 
 

Kollektive Orientierungen (Emotionen, Einstellungen, Wahrnehmungen): 

! Thüringer Polizeibeamte empfinden den Umgang mit psychisch gestörten 
Personen überwiegend als schwierig und belastend. 

! Thüringer Polizeibeamte geraten bei der Gewaltanwendung gegenüber 
bestimmten Gruppen psychisch gestörter Personen in Gewissenskonflikte. 

! Die Belastung ergibt sich aus einem (intrapersonellen) Konflikt zwischen 
rechtlich legitimer vs. moralisch als illegitim empfundener Gewaltanwen-
dung. 

! Thüringer Polizeibeamte schätzen psychisch gestörte Personen, mit de-
nen sie einsatzbedingt konfrontiert sind, im Allgemeinen als „hilfsbedürftig“ 
ein. 

! Hinsichtlich bestimmter (polizeirelevanter) Störungsbilder haben Thüringer 
Polizeibeamte Vorurteile. 

! Thüringer Polizeibeamte differenzieren danach, inwiefern eine psychisch 
gestörte Person (vermeintlich) „selbstverschuldet“ in ihren Zustand gera-
ten ist.  

                                                
271 Es handelt sich um eine auszugsweise Darstellung der Untersuchungsergebnisse. Eine 

(konzentrierte) Darstellung sämtlicher Befunde findet sich in Gliederungspunkt 4.4. 
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! Das jeweilige Urteil steht in Korrelation mit einer spezifischen Verhaltens-
tendenz der Polizeibeamten 

! In einer konkreten Einsatzsituation orientiert sich das Verhalten von Thü-
ringer Polizeibeamten an  
o physischen und psychischen Attributen des polizeilichen Gegenübers 

(personenbezogene Faktoren), 
o räumlich-zeitlichen Rahmenbedingungen (situationsbezogene Fakto-

ren) sowie  
o innerinstitutionellen Ressourcen (organisationsbezogene Faktoren). 

 

Insgesamt offenbarte die empirische Untersuchung mitunter Defizite im poli-

zeilichen Umgang mit psychisch gestörten Personen, die einer erfolgreichen 

Einsatzbewältigung entgegenstehen können. Einige dieser Defizite wurden 

von den Fokusgruppenteilnehmern (selbst-)kritisch reflektiert. Auf die Frage, 

wie kompetent sich die Polizeibeamten im Umgang mit psychisch gestörten 

Personen fühlen, äußerte ein Teilnehmer resümierend: 

P1: „Also, ich halte uns da alle für relativ inkompetent.“272 
 
Teilweise korrelieren die aufgezeigten Missstände mit einem auf Seiten der 

Einsatzkräfte bestehenden Mangel an theoretisch-fundierten Wissensbe-

ständen zur Thematik psychischer Störungen: Das Fehlen expliziter Kennt-

nisse hat einen negativen Einfluss auf Aspekte der Einsatztaktik, der emotio-

nalen Wahrnehmung und Verarbeitung entsprechender Einsätze sowie der 

Entstehung und Verfestigung von Vorurteilen gegenüber (bestimmten Grup-

pen) psychisch gestörter Personen. Aus einer vorurteilsgeleiteten Verhal-

tenstendenz resultiert ungünstigenfalls ein unflexibles, unangepasstes     

Vorgehen der Polizeibeamten, das zu einer Lageeskalation beitragen kann. 

 
! Infolge erkennbarer Defizite bzw. Ressourcen im polizeilichen Umgang mit 

psychisch gestörten Personen wurden schließlich Möglichkeiten zur Profes-

sionalisierung des polizeilichen Handelns aufgezeigt (vgl. Gliederungspunkt 

5). Das Ziel, eine Verbesserung der Aus- und Fortbildungssituation herbeizu-

führen, ist in diesem Zusammenhang von zentraler Bedeutung. Aufgrund 

ihrer polizeipraktischen Relevanz sollte die Thematik obligatorischer Be-

standteil der Ausbildung zum mittleren und gehobenen Polizeivollzugsdienst 

sowie festes Element der Fortbildung sein.   

                                                
272 FG4 (00:45:45). 
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Darüber hinaus gilt es, die taktische Einsatzkompetenz der Polizeibeamten 

weiterzuentwickeln: Neben allgemeinen Regeln der kommunikativen Konflikt-

lösung sollten spezifische Verhaltensweisen bzw. Verfahrensgrundsätze  

berücksichtigt werden, die sich im Umgang mit psychisch gestörten Perso-

nen besonders bewährt haben und die in der themenbezogenen Literatur 

umfassend beschrieben sind.  

Letztlich könnte auch eine Verbesserung organisationsstruktureller Rahmen-

bedingungen zu einer Professionalisierung des polizeilichen Umgangs mit 

psychisch gestörten Personen beitragen: Denkbar wäre z.B. die Gründung 

von Polizeieinheiten, die für den Umgang mit psychisch gestörten Personen 

besonders ausgebildet bzw. ausgerüstet sind und zu entsprechenden Eins-

ätzen (prioritär) herangezogen werden. Des Weiteren ist die Einführung einer 

Statistik zum polizeilichen Umgang mit psychisch Gestörten in Erwägung zu 

ziehen. Die Verfügbarkeit entsprechender Daten stellt die Grundlage für Ana-

lysen dar, anhand derer ggf. weiteres Optimierungspotenzial identifiziert 

werden kann. 

 

Wie die Darstellung zentraler Arbeits- und Erkenntnisschritte zeigt, leistet die 

vorliegende Masterarbeit einen Beitrag zur Erweiterung des Wissens um die 

Thematik des polizeilichen Umgangs mit psychisch gestörten Personen. 

Gleichwohl besteht in diesem Themenfeld weiterer Forschungsbedarf: Zum 

einen müssen die hier vorgestellten, auf einem qualitativen Forschungsdes-

ign basierenden Ergebnishypothesen einer intensiven (statistischen) Über-

prüfung unterzogen werden. Zum anderen existiert hinsichtlich der (aktuel-

len) Kontakthäufigkeit von Polizeibeamten und psychisch gestörten Perso-

nen ein Dunkelfeld, welches nicht Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit 

war. Die Aufhellung dieses Dunkelfelds ist jedoch notwendige Voraussetzung 

für die Erstellung realistischer Lagebilder, die wiederum kriminalpolitische 

Entscheidungsprozesse beeinflussen können. 
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Unabhängig von der Initiierung themenbezogener Forschungsprojekte      

erscheint aber v.a. notwendig, dass politische bzw. polizeiliche Verantwor-

tungsträger zeitnah Maßnahmen einleiten, um bereits identifizierten Miss-

ständen entgegenzuwirken. Andernfalls werden im Zweifel nicht nur psy-

chisch gestörte Personen die Leidtragenden sein, sondern auch diejenigen 

Polizeibeamten, die sich im Umgang mit psychisch gestörten Personen mas-

siv überfordert fühlen. In diesem Sinnzusammenhang sollten die folgenden, 

diese Arbeit abschließenden Worte eines Fokusgruppenteilnehmers als das 

verstanden werden, was sie im Kern ausdrücken – als Mahnruf. 

 
P3: „Man fühlt sich von der Sache her allein gelassen, im Stich gelassen. 

Weil: Wir müssen immer ad hoc aus der Situation heraus handeln. Wir 
müssen handeln – ob wir wollen oder nicht. Ob das hinterher richtig  
oder falsch war, das werten dann auch wieder Andere aus – worüber 
man sich in dem Moment aber überhaupt keine Gedanken machen 
darf, weil man in seinem Handeln sonst wie gelähmt ist. Weil man sonst 
Angst hat, dass es falsch ist.“273 

 

 

 

                                                
273 FG3 (00:56:20). 
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Anhang 1:  Genehmigungsschreiben der Landespolizeidirektion 
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Anhang 2: Einsatzszenario 1 – „Suizidlage“ 

Ausgangslage: 
 
Sie befinden sich gemeinsam mit einem Kollegen auf Streifenfahrt in Ihrem 
Schutzbereich. Über Funk meldet sich der Funksprecher Ihrer Wache und 
teilt Folgendes mit: 
  
„Soeben hat sich eine Frau Müller aus der Nordstraße 7 telefonisch bei uns 
gemeldet. Sie teilt mit, dass sie einen Abschiedsbrief ihres 21-jährigen Soh-
nes auf dem Küchentisch gefunden hat. Er schreibt, sich wegen Problemen 
mit der Arbeit und seiner Ex-Freundin das Leben nehmen zu wollen. Frau 
Müller hat sich sofort auf die Suche nach ihrem Sohn begeben. Vor wenigen 
Minuten konnte sie ihn im Garten des Grundstücks auffinden. Er liegt auf 
einer Wiese und hat anscheinend irgendetwas eingenommen. Jedenfalls 
reagiert er kaum auf ihre Ansprachen, weshalb sie unsere Hilfe benötigt. 
  
Fahrt also mal bitte in den die Nordstraße 7 und klärt den Sachverhalt. Ein 
Rettungswagen wurde von hier bereits angefordert.“ 
 
 
Lagefortschreibung 1: 
 
Als Sie als erste Streifenbesatzung noch vor dem Rettungsdienst im Garten 
hinter dem Haus eintreffen, sehen Sie den jungen Mann, bei dem es sich 
offensichtlich um den Betroffenen handelt, rücklings auf der Wiese liegend. 
Er starrt regungslos in den Himmel. Neben ihm liegen eine halbleere Flasche 
Schnaps sowie geöffnete Blisterpackungen.  
 
 
Lagefortschreibung 2: 
 
Als Sie den Mann ansprechen, steht dieser auf, geht in bedrohlicher Weise 
auf Sie zu und schreit: „Na los, erschießt mich!“ Ihrer Aufforderung, sofort 
stehen zu bleiben, kommt er nicht nach. 
 
 
Lagefortschreibung 3: 
 
Ihre Interventionsmaßahme[n] verfehlt [/verfehlen] ihr Ziel [/bleiben wir-
kungslos]. Der Mann wirkt nun noch aufgebrachter und schlägt wild um sich. 
Im dem Moment, als die Mitarbeiter des Rettungsdienstes hörbar vor dem 
Haus eintreffen, ergreift der Mann plötzlich die Flucht und rennt vor das Haus 
auf die Straße. Kurzzeitig verlieren Sie den Blickkontakt. Als Sie ihn entlang 
der Straße wieder eingeholt und sich bis auf ca. 20 Meter genähert haben, 
dreht er sich plötzlich um und bleibt stehen. Sie bemerken, dass er einen 
dunklen Gegenstand in der rechten Hand hält, den Sie nicht genau erkennen 
können. 
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Anhang 3: Einsatzszenario 2 – „Vermisstensachverhalt“ 

Ausgangslage: 
 
Es ist ein lauer Sommerabend im August. Sie sind mit einem Kollegen in Ih-
rem Schutzbereich auf Streifenfahrt. Über Funk erhalten Sie folgende Infor-
mation: 
  
„Auf der Wache ging soeben per Fax eine Vermisstenanzeige ein. Abgängig 
ist die 82-jährige Frau Schulz aus dem Seniorenzentrum in der Schillerstra-
ße. Die Dame wurde zuletzt gegen Mittag im Heim gesehen. Als man ihr jetzt 
das Abendbrot bringen wollte, war sie nicht mehr in ihrem Zimmer. Das Ge-
lände wurde wohl bereits erfolglos abgesucht. Auf dem Fax steht noch, dass 
Frau Schulz orientierungslos ist und wegen einer schweren Diabeteserkran-
kung regelmäßig Medikamente benötigt. Frau Schmidt ist 1,63 m groß, ca. 
60 kg schwer, hat kurzes weißes Haar und trägt eine Brille. Bekleidet war sie 
zuletzt mit einer grauen Stoffhose und einer schwarzen Bluse. Mehr ist nicht 
bekannt. 
  
Da die anderen Streifen gerade gebunden sind, müsstet ihr den Sachverhalt 
mal bitte übernehmen.“ 
 
 
Lagefortschreibung 1: 
 
Als Sie mit ihrem Streifenwagen abbiegen, sehen Sie eine ältere Dame, auf 
welche die Personenbeschreibung zutrifft. Nach ihrem Namen gefragt, ent-
gegnet die Frau: „Ich muss jetzt zu Helmut. Der wartet schon die ganze Zeit 
auf mich.“ Daraufhin weicht sie Ihnen aus und geht ihres Weges. 
 
 
Lagefortschreibung 2: 
 
Auf eine erneute Ansprache reagiert die Dame kämpferisch und schreit: 
„Was hab ich denn verbrochen?! Ich bin doch nur eine alte Frau! Jetzt lassen 
Sie mich endlich in Ruhe!“  
 
 
Lagefortschreibung 3: 
 
Eine kleine Gruppe von Anwohnern, die Ihren Einsatz schon eine Weile beo-
bachtet hat, kommt plötzlich in aggressiver Weise auf Sie zu. Ein Mann aus 
der Gruppe brüllt Sie an: „Jetzt lassen Sie hier mal sofort die Frau in Frieden, 
sonst passiert was! Die ist hier früher oft spazieren gegangen und tut keinem 
was zu Leide! Kümmern Sie sich um was Wichtigeres! Auf Wiedersehen!“ 
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Anhang 4: Einsatzszenario 3 – „Zwangseinweisung“ 

Ausgangslage: 
 
Sie befinden sich mit Ihrem Streifenpartner im Wachbereich der Dienststelle, 
als Ihr Dienstschichtleiter Sie anspricht: 
„Schaut mal, hier ist gerade ein Fax des Amtsgerichts eingegangen. Ein Herr 
Schmidt soll mit unserer Hilfe in die psychiatrische Station des [X]-Klinikums 
eingewiesen werden. Lest euch das Ganze bitte mal durch. Ihr müsstet den 
Einsatz dann übernehmen, die anderen Streifen sind momentan alle gebun-
den.“  
 
Die Notwendigkeit der Einweisung des Herrn Schmidt wird in dem Beschluss 
des Amtsgerichts [X]-Stadt wie folgt begründet:  
  
Der 39-jährige Herr Schmidt wohnt gemeinsam mit seiner verwitweten Mut-
ter, Frau Schmidt, in einem Haus in der Neuen Straße 3 in [X]-Stadt. Frau 
Schmidt ist 75 Jahre alt und aufgrund einer schweren Erkrankung bettläge-
rig. Zudem leidet Sie an Demenz. Zweimal täglich bekommt Frau Schmidt 
Besuch von einem mobilen Pflegedienst, der Pflegemaßnahmen durchführt 
und die Einnahme notwendiger Medikamente überwacht. 
Seit einigen Wochen verwehrt Herr Schmidt den Pflegedienstmitarbeitern 
den Zutritt zum Haus. Anfangs ließ er das Personal zwar noch in die Woh-
nung, reagierte aber schnell aufbrausend und verwies die Mitarbeiter unsanft 
des Grundstücks. Die notwendige Pflege von Frau Schmidt ist somit nicht 
möglich. Herr Schmidt selbst kümmert sich nicht ausreichend um seine Mut-
ter.  
 
Grund für das Verhalten des Herrn Schmidt könnte eine paranoide Psychose 
mit Wahnvorstellung sein, die vor etwa fünf Jahren diagnostiziert wurde. 
Nachdem er auf Medikamente eingestellt wurde, verbesserte sich sein Zu-
stand in den vergangenen Jahren zunächst. Aufgrund der Vorkommnisse in 
den letzten Wochen liegt der Verdacht nahe, dass sich sein Zustand rapide 
verschlechtert hat und er durch sein Verhalten andere Personen, insbeson-
dere den Gesundheitszustand seiner Mutter, gefährdet. Herr Schmidt soll 
daher einem Psychiater vorgestellt werden.  
 
 
Lagefortschreibung 1: 
 
Als Sie die angegebene Adresse erreichen, stehen Sie vor einem älteren 
Einfamilienhaus. Kurz nachdem Sie die Klingel betätigen, öffnet Ihnen ein 
Mann die Tür, bei welchem es sich augenscheinlich um Herrn Schmidt han-
deln könnte.  
 
 
Lagefortschreibung 2: 
 
Sie haben noch nicht ganz ausgesprochen, als der Mann die Tür vor Ihnen 
zuschlägt und von Innen abschließt. Er schreit in einer für Sie unverständli-
chen Art und Weise lauthals herum. Mehrere Kontaktversuche mit dem Be-
troffenen scheitern. Plötzlich nehmen Sie aus dem Hausinneren das Ge-
räusch einer laufenden Kettensäge wahr. 
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Anhang 5: Transkriptionsregeln274 

..     Kurze Sprechpause. 

...   Längere Sprechpause (ab 3 Sekunden 
Dauer). 

[...]   Auslassung in einem Zitat 

[Klammervermerk] Anmerkungen des Verfassers werden mit 
eckigen Klammern gekennzeichnet. Aus 
Datenschutzgründen abgeänderte Namen 
sind ebenfalls in eckige Klammern gesetzt. 
Bsp.: „An diesem Einsatz waren auch die 
Kollegen [Mustermann], [Meier] und 
[Schulze] beteiligt.“ 

[unv.]   Kennzeichnung eines Sprechaktes als un-
verständlich. 

„Dieser Funkstreifenwa-“ Der Bindestrich kennzeichnet einen unter-
brochenen Sprechakt. 

GROSSBUCHSTABEN  Wörter, die vom Sprecher besonders betont 
werden. 

M:   Kürzel des Moderators. 

P[1-12]  Nummerierte Kürzel für die einzelnen Dis-
kussionsteilnehmer. Das P steht in diesem 
Fall für „Polizeibeamtin“ bzw. „Polizeibeam-
ter“. 

FG[1-4]  Kürzel der Fokusgruppen 1 bis 4. 

(1:12:03)  Beispielhafte Darstellung einer Zeitmarke. 
Hier handelt es sich um ein Zitat aus Stun-
de 1, Minuten 12, Sekunde 3. 

 

                                                
274 In Anlehnung an: DRESING / PEHL (2013), S. 21 ff. 
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Anhang 6: Beispielhafte Darstellung des verwendeten Auswerterasters 

Handlungen /  
polizeiliche Maßnahmen 

Kollektive Orientierungen 
(Einstellungen, Emotionen,  

Wahrnehmungen etc.) 

kollektive Wissensbestände Besonderheiten 
(z.B. hohe Interaktions-
dichte in der Gruppe, 
Zwischenfragen des 

Moderators etc.) 

Trans-
krip-
tion explizite implizite 

Fokusgruppe 1                  Szenario 1 – "Suizidlage" 

                  Lagefortschreibung 1 (ab 05:30) 
 
- nach Eintreffen: Ansprechen, Erste-Hilfe 

leisten 
 
- nachsehen, was eingenommen wurde und 

das Ergebnis ggf. an die Rettungsleitstelle 
weitervermitteln, damit sich der Rettungs-
dienst bereits bei der Anfahrt auf die Situati-
on einstellen kann 

 
-  aus Eigensicherungsgründen sollte man 

sich dem Betroffenen von zwei Seiten aus 
annähern, um sehen zu können, ob er evtl. 
gefährliche Gegenstände bei sich hat 

 
- das Wort "Polizei" sollte deutlich fallen, da-

mit die Person weiß, um wen es sich han-
delt 

 

  
  
  
  

  
  
  
  

  
-  aus der Erfahrung heraus 

ist es wichtig, dass nur eine 
Person auf den Betroffenen 
einspricht, weil sich die 
Personen im weiteren Ver-
lauf oft auf den Erstspre-
chenden fixieren: Es sollten 
nicht zwei Beamte „(...) auf 
ihn einquatschen. Das funk-
tioniert nicht.“ (P5, 06:35) 

 

 
Frage des Moderators:  
Was würden Sie in 
dieser Situation tun? 
  

 
 
 
 
 
 
 

 
 x 

  
  

- das ist eher situationsbedingt, hier die 
Situation auf der Wiese eher weniger 
gefährlich, als wenn jemand am offenen 
Fenster oder im Straßenverkehr oder 
auf einem Gebäude steht (P8, 09:10) 

 

  
  

- Betroffene können trotz evtl. 
Verletzungen große Kräfte 
entwickeln (P2, 11:25) 

 

Frage des Moderators: 
Wie schätzen Sie die-
sen Einsatz grds. bzw. 
auch im Hinblick auf 
den polizeilichen All-
tag ein? 
  

 x 
  

 
X 
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Anhang 7: Darstellung der in den Fokusgruppen genannten polizeilichen Maßnahmen 

 

Fokusgruppe 1 Fokusgruppe 2 Fokusgruppe 3 Fokusgruppe 4 

Szenario 1 – "Suizidlage" 

Ausgangslage: 
 
Sie befinden sich gemeinsam mit einem Kollegen auf Streifenfahrt in Ihrem Schutzbereich. Über Funk meldet sich der Funksprecher Ihrer Wache und teilt Folgendes mit: 
  
„Soeben hat sich eine Frau Müller aus der Nordstraße 7 telefonisch bei uns gemeldet. Sie teilt mit, dass sie einen Abschiedsbrief ihres 21-jährigen Sohnes auf dem Küchentisch gefunden 
hat. Er schreibt, sich wegen Problemen mit der Arbeit und seiner Ex-Freundin das Leben nehmen zu wollen. Frau Müller hat sich sofort auf die Suche nach ihrem Sohn begeben. Vor weni-
gen Minuten konnte sie ihn im Garten des Grundstücks auffinden. Er liegt auf einer Wiese und hat anscheinend irgendetwas eingenommen. Jedenfalls reagiert er kaum auf ihre Anspra-
chen, weshalb sie unsere Hilfe benötigt. 
  
Fahrt also mal bitte in den die Nordstraße 7 und klärt den Sachverhalt. Ein Rettungswagen wurde von hier bereits angefordert.“ 
 
 
-  sofortige Anfahrt mit Sondersignal 
 
- Sondersignal kurz vor Eintreffen am Ereig-

nisort ausschalten, weil man nicht weiß, wie 
die Person darauf reagiert 

 
- bei der Anfahrt sollte man darauf achten, 

keine Rettungszufahrten o.ä. zuzustellen, 
damit dem Rettungsdienst keine Wege ver-
sperrt werden 

 
- evtl. sollte über den Funksprecher versucht 

werden, Kontakt zur Mutter aufzunehmen, 
um an weitere Informationen zu gelangen 

 

 
- P4 (01:46): "RTW ist bestellt, Notarzt ist 

bestellt. Perfekt. [Der Betroffene] ja da, er 
ist nicht abgängig - ganz wichtig. Eigentlich 
ein einfacher Sachverhalt. Weil: A2 [Abtei-
lung 2 der örtlichen Psychiatrie], Suizid an-
gekündigt, ist ja beschrieben, also hoch, 
[Y]-Stadt-West [Lage der Psychiatrie im 
Stadtgebiet]. Das ist die Kurzform." 

 
- wichtig ist, dass der Rettungsdienst ver-

ständigt wird 

 
- P1 (1:15): "Hinfahren, Kontakt aufnehmen." 
 
- P3 (3:33): "Eventuell schon auf dem An-

fahrtsweg versuchen, über den Schichtleiter 
Informationen anzufordern: Haben wir schon 
was? Liegt irgendwas gegen ihn vor? Liegt 
der ein? INPOL-Prüfung etc. Gab es da in 
letzter Zeit schon Einsätze?" 

 
 

 
-  schnellstmögliche Anfahrt unter Nutzung 

von Sonder- und Wegerechten 
 
-  über den Funksprecher möglichst beruhi-

gend auf die Anruferin einwirken 
 
-  Information darüber einholen, ob es in der 

Vergangenheit bereits ähnliche Vorfälle gab 
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Lagefortschreibung 1: 
 
Als Sie als erste Streifenbesatzung noch vor dem Rettungsdienst im Garten hinter dem Haus eintreffen, sehen Sie den jungen Mann, bei dem es sich offensichtlich um den Betroffenen han-
delt, rücklings auf der Wiese liegend. Er starrt regungslos in den Himmel. Neben ihm liegen eine halbleere Flasche Schnaps sowie geöffnete Blisterpackungen.  
 
 
- nach Eintreffen: Ansprechen, Erste-Hilfe 

leisten 
 
- nachsehen, was eingenommen wurde und 

das Ergebnis ggf. an die Rettungsleitstelle 
weitervermitteln, damit sich der Rettungs-
dienst bereits bei der Anfahrt auf die Situa-
tion einstellen kann 

 
- aus Eigensicherungsgründen sollte man 

sich dem Betroffenen von zwei Seiten aus 
annähern, um sehen zu können, ob er evtl. 
gefährliche Gegenstände bei sich hat 

 
- das Wort "Polizei" sollte deutlich fallen, 

damit die Person weiß, um wen es sich 
handelt 

 
 

 
- Vitalfunktionen der Person prüfen 
 
- Erste-Hilfe leisten 
 
- prüfen, was eingenommen wurde, um den 

Rettungsdienst bei Eintreffen gleich infor-
mieren zu können 

 

 
- an die Person herantreten 
 
- Übersicht verschaffen 
 
- Erste-Hilfe leisten 
 
- immer an die Eigensicherung denken 
 
- den Betroffenen ansprechen und soweit es 

geht befragen, was er eingenommen hat 
und auf ihn beruhigend einwirken 

 
- P5 (5:04): "Das ganze wieso, weshalb er 

das nun gemacht hat oder sich auch evtl. 
das Leben nehmen will, das würde ich da 
erst mal in den Hintergrund stellen. Aber 
selbst über ihn auch zu versuchen, Informa-
tionen zu gewinnen. Schnaps, Tabletten, die 
Kombination, dass man vielleicht auch dem 
Rettungspersonal ein bisschen was liefern 
kann." 

 
- ebenso das Gespräch mit der Mutter su-

chen, um weitere Informationen über Vorer-
krankungen etc. in Erfahrung zu bringen, um 
diese Informationen an den später eintref-
fenden Rettungsdienst übergeben zu kön-
nen 

 
- P3 (4:18): "Und sich natürlich auch, wenn 

das möglich ist, noch mit um sie [die Mutter] 
kümmern. Denn die wird ja dann in dem 
Moment auch total aufgeregt sein." 

 

 
- ein Besatzungsmitglied kümmert sich um 

den Patienten: Überblick verschaffen, An-
sprechen, Erste-Hilfe leisten 

 
- das andere Besatzungsmitglied meldet per 

Funk einen kurzen Lagebericht, kümmert 
sich sodann um die Mutter 

 
- Informationen für die Rettungskräfte einho-

len: Welche Substanzen wurden einge-
nommen? 

 
-  mit dem Betroffenen in ständigem Kontakt 

bleiben, um ihn bei Bewusstsein zu halten 
 
- Betroffenen durchsuchen, um bspw. Medi-

kamentenausweis oder Hinweis auf mögli-
che Allergien etc. auffinden zu können 

 
-  versuchen, die Personalien zu erheben 
 
-  Personalien in polizeilichen Datensystemen 

abgleichen, um ggf. weitere Informationen 
zu erhalten 
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Lagefortschreibung 2: 
 
Als Sie den Mann ansprechen, steht dieser auf, geht in bedrohlicher Weise auf Sie zu und schreit: „Na los, erschießt mich!“ Ihrer Aufforderung, sofort stehen zu bleiben, kommt er nicht nach. 
 
 
-  hier ist es wichtig, von zwei Seiten zu ste-

hen, um die Person einsehen zu können 
 
-  gewisse Distanz schaffen, um noch ein 

paar Meter Raum und Zeit zu gewinnen, 
kommunikativ auf die Person einzuwirken 

 
-  Person sollte fixiert werden, wenn sie diese 

bedrohliche Art und Weise beibehält 
 
-  Waffe nur im äußersten Notfall in die Hand 

nehmen, weil dies eine Art und Weise der 
Bestätigung für die Person ist; allerdings ist 
es situationsabhängig, welches Mittel ein-
gesetzt wird 

 
 
 

 
- Ruhe bewahren, nicht in Panik verfallen 
 
- pol. Handlungen je nach Situation 
 
 Nachfrage des Moderators: Wenn sie 

sagen, Sie handeln situationsbedingt, 
wovon hängt es konkret ab, wie Sie sich 
entscheiden würden? 

 
- es kommt insbesondere darauf an, was die 

Person bei sich hat (gefährlicher Gegen-
stand, Waffe etc.) 

 
->P5 (08:21): "Je nachdem müssen wir prü-

fen, welches Mittel wir einsetzen: Schlag-
stock, Pfefferspray, Schusswaffe. Oder er 
will nichts, kommt nur so an und hat einfach 
ne Meise, na ja dann .. passt .. festmachen.“ 

  
 

 
- Distanz schaffen 
 
- mit dem Kollegen versuchen, in eine Positi-

on zu kommen, dass jeder den anderen 
schützen kann ("L-Stellung") 

 
- auf gefährliche Gegenstände (Flasche etc.) 

achten 
 
- die Person laut ansprechen 
 
- durch "Platz schaffen" versuchen, die Situa-

tion zu entschärfen versuchen 
 
 Frage des Moderators: Welche anderen 

Möglichkeiten wären denkbar? 
 
- P4 (07:47): "Also ich würde, nachdem er 

das macht, egal ob er eine Flasche in der 
Hand hat, ich sag es jetzt mal so: du weißt 
ja nicht, ob er etwas in der Hand hat oder 
nicht, daraufhin ihn mittels körperlicher Ge-
walt erst mal .. ja dingfest machen hört sich 
immer doof an, aber erst mal unter Kontrolle 
bringen. Damit er gar nicht erst in die Gele-
genheit kommt, irgendetwas anzufassen. Ich 
würde es halt so machen, weil das Anspre-
chen eben hat vielleicht überhaupt gar kei-
nen Sinn, was bei einem Normalen vielleicht 
möglich wäre oder besser wäre.[...] Man 
muss ihn nicht gleich zu Boden knallen oder 
was weiß ich, mit Pfefferspray bearbeiten 
oder sonst irgendwas. Aber die einfache 
körperliche Gewalt, dem eben den Wind aus 
Segeln nehmen, das würde ich schon mal 
machen." 

 

 
- P6 (7:01): "In dem Fall würde ich erst mal 

versuchen, den Mann zu beruhigen. Also 
erst mal versuchen, mit dem zu sprechen, 
auch wenn er auf mich zugeht. Wir haben ja 
die Möglichkeit ihn dann doch irgendwo zu 
stoppen, auch mit einfachen körperlichen 
Mitteln. Aber erst mal versuchen, logischer-
weise, erst mal beruhigend auf ihn einzuwir-
ken, sodass er erst mal von seiner Hand-
lung versucht abzulassen. Logischerweise 
auch unter dem Gesichtspunkt des Eigen-
schutzes wird mit Sicherheit der Kollege o-
der die Kollegin dann ebenfalls darauf auf-
merksam geworden sein, weil er schreit es 
ja, er ist also nicht ganz unüberhörbar, und 
dass wir uns dann im Prinzip erst mal mit 
ihm beschäftigen. 

 P3: Wenn er schreit muss man mitschreien. 
So wie die Wölfe heulen, sollte man dann 
mitheulen. 

 P1: Nee, das ist doch Quatsch [schüttelt 
den Kopf]. 

 P6: Das glaube ich nicht, dass das unbe-
dingt manchmal erforderlich ist. Sondern 
wenn ich vielleicht doch erst mal den klei-
nen Rückzieher mache und nicht gleich ent-
gegengehe, sondern erst mal einen Rück-
zieher mache .. ich erst mal versuche zu 
beruhigen, indem ich erst mal nur einen 
Schritt zurückgehe und trotzdem auf ihn 
einwirke, verbal, bringt mich das vielleicht 
weiter, als wenn ich ihm schreiend entge-
genrenne. Weil, dann fährt er sich möglich-
erweise noch weiter hoch - 

 P4: Das will er ja gerade. 
 P6: Und dann habe ich das Gekampel im 

Garten. Das will ich aber nicht.  
 P4: Das stimmt.“ 
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Lagefortschreibung 3: 
 
Ihre Interventionsmaßahme[n] verfehlt [/verfehlen] ihr Ziel [/bleiben wirkungslos]. Der Mann wirkt nun noch aufgebrachter und schlägt wild um sich. Im dem Moment, als die Mitarbeiter des 
Rettungsdienstes hörbar vor dem Haus eintreffen, ergreift der Mann plötzlich die Flucht und rennt vor das Haus auf die Straße. Kurzzeitig verlieren Sie den Blickkontakt. Als Sie ihn entlang 
der Straße wieder eingeholt und sich bis auf ca. 20 Meter genähert haben, dreht er sich plötzlich um und bleibt stehen. Sie bemerken, dass er einen dunklen Gegenstand in der rechten 
Hand hält, den Sie nicht genau erkennen können. 
 
 
- wie in der Situation zuvor, muss situations-

bedingt entschieden werden  
 
- wahrscheinlich hat sich die Person auf ihrer 

Flucht irgendetwas gegriffen, sodass man 
sie auffordern würde, es abzulegen 

 
- deutlich und bestimmt die Person anspre-

chen; Stimme deutlich einsetzen 
 
- wenn es noch 20 Meter Abstand sind, sollte 

die Waffe noch nicht gezogen werden 
 
- nicht auf die Person zurennen und "sie 

umhauen"; eher an einen Ort binden und 
Verstärkung rufen 

 
- vllt. auch Rettungskräfte in die Kommunika-

tion einbeziehen; der Notarzt kann teilweise 
besser einwirken; ist aber sehr unterschied-
lich: jüngere Mitarbeiter des Rettungsdiens-
tes halten sich viel mehr zurück als es älte-
re Mitarbeiter tun, die sich diesbezüglich 
mehr engagieren 

 
 

 
- es kommt wieder darauf an, welchen Ge-

genstand die Person in der Hand hat 
 
- grds. die Person ansprechen und auffor-

dern, den Gegenstand abzulegen.; dabei 
etwas auf die Person zugehen 

 
- Verstärkung rufen 
 
- Lage möglichst stationär halten 

 

 
- P2 (11:43): "Also eigentlich sehe ich darin 

eine gegenwärtige Gefahr für Leib und Le-
ben. D.h., komme ich näher heran, kann ich 
klären, was er in der Hand hat und kann 
mich darum kümmern. Ansonsten muss ich 
die entsprechenden Maßnahmen ergreifen, 
die sich da durchaus ergeben. Und das ist 
im weitesten Sinne der Waffeneinsatz ganz 
am Ende, ganz am Schluss. Also ich sage 
auch nicht gleich, man kann es erst mal so-
weit vorbereiten. 

  
 Frage des Moderators: 
 Und wie würden Sie das konkret ma-

chen? Auf ihn zugehen, um das zu sehen 
oder stehen bleiben oder weggehen? 

 
P2: Sicherungshaltung davor, soweit könnte 
man gehen in dem Moment, um dann zu 
klären, was hat er in der Hand, wenn es 
möglich ist. Aufgrund der Dämmerung sehe 
ich da nicht viele Chancen. Man müsste das 
halt aufklären, ob der Kollege eine Ta-
schenlampe dabei hat oder irgendwas. Das 
ist halt immer sehr theoretisch hier. Man 
weiß eben nicht, wie viele Sekunden dazwi-
schen sind. Reagiert er jetzt auf einmal auf 
das Ansprechen? Weist er bereits nach 
vorne mit dem Gegenstand oder wie hat er 
den? Hat er den ruhig an der Seite?“ 

 
- durch Ansprechen auffordern, den Gegen-

stand entweder zu zeigen, dass man ihn 
erkennen kann oder den Gegenstand abzu-
legen 

 
- die Person auffordern, stehen zu bleiben 

und den Gegenstand wegzuwerfen 
  
-  das Holster öffnen 
 
- versuchen, den Gegenstand zu erkennen 
 
- je nach konkreter Situation ggf. einen 

Warnschuss abgeben 
 
- zweites Streifenteam anfordern 
 
- die Rettungskräfte fragen, ob die Person 

etwas von ihnen mitgenommen haben 
könnte, da die Person vor ihrer Flucht of-
fensichtlich nichts in den Händen hielt 

 
- versuchen, Unbeteiligte aus dem unmittel-

baren Bereich entfernen 
 
- langsam auf die Person zugehen, um zu 

sehen, was sie in den Händen hält und um 
sie ggf. festzuhalten und damit ein weiteres 
Davonlaufen zu verhindern 

 
- Eigensicherung beachten 
 
- ein Beamter muss die Kommunikation mit 

der Person übernehmen und sich langsam 
annähern 
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Frage des Moderators:  
 Was würden Sie in dieser Situation auf 

keinen Fall tun? 
 
- Wegrennen wäre nicht angebracht 
 
- auf ihn zurennen ist auch ungünstig, weil 

man so evtl. "ins gezückte Messer läuft", die 
Distanz sollte aber verkürzt werden; hier ist 
die Frage, wie gut das Streifenteam zu-
sammenspielt: einer sollte reden und agie-
ren, der andere sichern, sodass nur einer 
die Aufmerksamkeit auf sich zieht, damit der 
andere in Bruchteilen einer Sekunde ent-
scheiden kann, ob die Schusswaffe oder 
Pfefferspray eingesetzt werden muss 

 
 

 
 Frage des Moderators:  
 Was würden Sie in dieser Situation auf 

keinen Fall tun? 
 
- ein Schusswaffeneinsatz unmittelbar gegen 

die Person kommt grds. erst einmal nicht in 
Betracht 
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Szenario 2 - "Vermisstensachverhalt" 

Ausgangslage: 
 
Es ist ein lauer Sommerabend im August. Sie sind mit einem Kollegen in Ihrem Schutzbereich auf Streifenfahrt. Über Funk erhalten Sie folgende Information: 
  
„Auf der Wache ging soeben per Fax eine Vermisstenanzeige ein. Abgängig ist die 82-jährige Frau Schulz aus dem Seniorenzentrum in der Schillerstraße. Die Dame wurde zuletzt gegen 
Mittag im Heim gesehen. Als man ihr jetzt das Abendbrot bringen wollte, war sie nicht mehr in ihrem Zimmer. Das Gelände wurde wohl bereits erfolglos abgesucht. Auf dem Fax steht noch, 
dass Frau Schulz orientierungslos ist und wegen einer schweren Diabeteserkrankung regelmäßig Medikamente benötigt. Frau Schmidt ist 1,63 m groß, ca. 60 kg schwer, hat kurzes weißes 
Haar und trägt eine Brille. Bekleidet war sie zuletzt mit einer grauen Stoffhose und einer schwarzen Bluse. Mehr ist nicht bekannt. 
  
Da die anderen Streifen gerade gebunden sind, müsstet ihr den Sachverhalt mal bitte übernehmen.“ 
 
 
- normale Anfahrt 
 
- über den Funksprecher evtl. Kontaktadres-

sen abgleichen lassen 
 
- zuerst geht man in die Absuche in der nä-

heren Umgebung; das Heim wird nicht di-
rekt angefahren; dies übernimmt erst der 
zweite Wagen 

->hier unterschiedliche Auffassungen; tlw. 
würden die Beamten auch zuerst in das 
Heim fahren, um dort zu suchen  

  
- im Heim (evtl. vorab telefonisch) nachfra-

gen, welche Medikamente die Person 
braucht, inwiefern sie orientierungslos ist, 
bekannte Kontaktadressen abgleichen 

 
- Informationen an ÖPNV 
 
- im Rahmen der Absuche auch Passanten 

befragen 

 
- es kommt auf die konkreten Rahmenbedin-

gungen an, insbesondere ob tagsüber oder 
abends die Meldung eingeht. Zur Nachtzeit 
müsste aufgrund der teils niedrigen Tempe-
raturen schnellstmöglich ein Suchhund an-
gefordert werden. 

 
- wenn zwei Funkwagen zur Verfügung ste-

hen: einen sofort zum Heim schicken, um 
dort und in der unmittelbaren Umgebung 
abzusuchen, dem anderen Wagen mögliche 
Kontaktadressen übermitteln, die dieser so-
dann überprüft 

 
- wenn nur ein Wagen vorhanden, diesen 

zunächst zum Heim entsenden 
 
- Verständigung des ÖPNV (Taxizentrale, 

Busunternehmen etc.) 

 
- zunächst in das Heim fahren, um nachzu-

sehen, "[...] weil man sich nicht unbedingt 
auf das Personal verlassen kann, dass die 
da auch das ganze Objekt geprüft haben." 
P1 (17:29) 

 
- vom Personal weitere Informationen, insb. 

eine genauere Beschreibung der Betroffe-
nen sowie mögliche Kontaktadressen ein-
holen 

 
- zuerst das Heim absuchen, erst danach 

andere Kontaktadressen oder "Lieblingsor-
te" der Person absuchen 

 
-  sowohl das Heimpersonal als auch Kon-

taktpersonen darauf hinweisen, dass sie die 
Polizei informieren sollen, wenn die Person 
wieder auftaucht 

 
- keine Anfahrt mit Sonder- und Wegerecht 
 
- bereits auf der Anfahrt nach der gesuchten 

Person Ausschau halten 
 
- möglichst viele Informationen über Funk 

einholen 
 
- nicht darauf vertrauen, dass das Heim wirk-

lich (komplett) abgesucht wurde; also zuerst 
den Nahbereich prüfen 

 
- Kontaktpersonen befragen 
 
- Lieblingsaufenthaltsorte in Erfahrung brin-

gen 
 
- letzte Wohnanschriften erfragen 
 
- Recherche in polizeilichen Datensystemen 
 
- Gesundheitszustand in Erfahrung bringen 

(Medikamente, Krankheiten, Mobilität der 
Person etc.) 

 
- Information an ÖPNV 
 
- Vorinformation an Hundeführer 
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Lagefortschreibung 1: 
 
Als Sie mit ihrem Streifenwagen abbiegen, sehen Sie eine ältere Dame, auf welche die Personenbeschreibung zutrifft. Nach ihrem Namen gefragt, entgegnet die Frau: „Ich muss jetzt zu 
Helmut. Der wartet schon die ganze Zeit auf mich.“ Daraufhin weicht sie Ihnen aus und geht ihres Weges. 
 
 
- die Situation aufgreifen und der Betroffenen 

anbieten, sie zu Helmut zu fahren 
->die Geschichte mit den solchen Betroffenen 

grds. "weiterspinnen" 
 
- erst einmal prüfen, ob es sich wirklich um 

die gesuchte Person handelt 
 

 
- auf die Personen kommunikativ eingehen 
 
- die Situation aufnehmen und ihr anbieten, 

sie nach Hause zu fahren 
 
- Körperkontakt aufbauen (einhaken etc.) 
 
- prüfen, ob ein Arzt hinzugezogen werden 

muss 
 
 
 
 

 
- die Person erst einmal fragen, wer Helmut 

ist 
->Gespräch suchen 
 
- nach dem Personalausweis fragen 
 
- die Identität klären, um herauszufinden, ob 

es tatsächlich die Gesuchte ist 
 
- ein Teilnehmer beschreibt, dass wenn man 

die Person nicht aufhalten und die Identität 
klären kann, man vllt. schauen sollte, wo 
die Dame hingeht, um so herauszubekom-
men, wer sie tatsächlich ist 

 

 Frage des Moderators:  
 Sie sagten, Sie würden ein Stück hinter-

hergehen. Was heißt das konkret? 
 
- P2 (22:16): "Dranbleiben ein bisschen. Na 

ja - 
 P5: Ich würde versuchen, sie gar nicht 

weiterlaufen zu lassen. Ich würde versu-
chen zu erklären: 'Passen Sie auf: Wir ha-
ben hier einen polizeilichen Einsatz. Wir su-
chen eine ältere Dame. Die Beschreibung 
trifft hier irgendwo auf Sie zu oder zumin-
dest sehen Sie der Frau von der Beschrei-
bung her irgendwo ähnlich.' Und ich würde 
versuchen, das Verständnis zu erwecken, 
dass wir hier Prüfungsmaßnahmen durch-
führen müssen. [...] Nur einfach weiterge-
hen zu lassen, sag ich mal, wenn sich hin-
terher herausstellt , dass es die gewesen 
ist, dann ist das für uns natürlich schlecht. 
Deswegen würde ich sie dann versuchen, 
am Weitergehen zu hindern. Ob das jetzt 
mit Weg versperren oder mal am Arm fest-
halten ist, sei erst mal dahingestellt." 

 
- sich der Frau in den Weg stellen 
 
- der Frau anbieten, sie zu Helmut zu bringen 
 
- Identität der Frau klären (Befragung; Aus-

weisdokumente überprüfen; sie mit dem 
Namen der gesuchten Person ansprechen; 
in der Kleidung nachsehen, ob evtl. der 
Name auf Schildern eingestickt ist) 

 
- P6 (22:38): "Und natürlich versuchen, sie 

erstmal festzuhalten, dass sie eben nicht 
ihres Weges geht. Natürlich mit der erfor-
derlichen Sorgfalt die ältere Dame festhal-
ten." 

 
-  ggf. Rettungsdienst hinzuziehen 
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Lagefortschreibung 2: 
 
Auf eine erneute Ansprache reagiert die Dame kämpferisch und schreit: „Was hab ich denn verbrochen?! Ich bin doch nur eine alte Frau! Jetzt lassen Sie mich endlich in Ruhe!“  
 
 
- weiterhin kommunikativ einwirken 
 
- die Vermissten am besten mit ihrem Namen 

ansprechen, dann merkt man meist, ob sie 
es wirklich sind 

 
- man sollte sie nicht anbrüllen, sondern 

selbst ruhig bleiben 

 
- die Frau über den Sachverhalt aufklären 
 
- ihr vermitteln, dass man ihr nur Gutes will 
 
- Identität klären 
 
- nur wenn die Betroffene handgreiflich wird, 

muss Zwang in begrenzter Form angewen-
det werden 

 
- man sollte vllt. die Angehörigen im Nach-

gang darauf hinweisen, wo sie weiterge-
hende Hilfe finden können, v.a., wenn sie 
mit der Situation bzw. Krankheit ihres Fami-
lienmitglieds offensichtlich überfordert sind 

 
->P1 (31:34): "Es trifft ja nicht nur auf Er-

wachsene zu. Es gibt ja auch viele Eltern, 
die Kinder haben, die psychisch krank sind 
und wo die Eltern dann überfordert sind und 
vielleicht auch aus Familienkreisen kom-
men, die nicht so in der Lage sind, in die 
Öffentlichkeit zu gehen oder sich selbst Hilfe 
zu holen. Die Anstöße brauchen, wo es 
dann wirklich auch manchmal funktioniert. 
Ich hatte vor ein paar Jahren mal so einen 
Fall. Die Mutter hab ich mehrmals hier be-
redet und die ist dann nachher in so eine 
Beratung gegangen und das hat geholfen. 
Das ist aber ein Einzelfall, ABER es hat in 
dem Falle mal geholfen. Die ist dann später 
auch mal hierher gekommen und hat ge-
sagt, das war gut, die Tochter hört jetzt auf 
mich." 

 
- evtl. Passanten miteinbeziehen 
 
- der Person anbieten, sie zu Helmut zu 

fahren und bei der Anfahrt evtl. zur Identifi-
zierung am Altenheim anhalten 

 
- man sollte die Verhältnismäßigkeit wahren 

und "nicht mit Kanonen auf Spatzen schie-
ßen" 

 
- versuchen, der Betroffenen die Situation zu 

erklären 
 
- beschwichtigend einwirken 
 
- versuchen, ihr die Fahrt zu Helmut anzubie-

ten 
 
- notfalls versuchen, sie leicht festzuhalten 
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Lagefortschreibung 3: 
 
Eine kleine Gruppe von Anwohnern, die Ihren Einsatz schon eine Weile beobachtet hat, kommt plötzlich in aggressiver Weise auf Sie zu. Ein Mann aus der Gruppe brüllt Sie an: „Jetzt las-
sen Sie hier mal sofort die Frau in Frieden, sonst passiert was! Die ist hier früher oft spazieren gegangen und tut keinem was zu Leide! Kümmern Sie sich um was Wichtigeres! Auf Wieder-
sehen!“ 
 
 
- freundlich reagieren 
 
- nachfragen, ob die Personen die Frau ken-

nen und das Ziel der Maßnahme erklären 
->P7 (56:40): "Also ich würde erst mal versu-

chen, ganz normal zu reagieren - freundlich 
- und zu fragen, ob sie die Frau denn ken-
nen, ob sie wissen, wie sie heißt. Ich würde 
denen kurz schildern, um was es geht, wa-
rum wir diese ältere Dame jetzt hier belästi-
gen. Ich sage mal, im größten Teil der Fälle 
regelt sich das. Aber wenn nicht, dann 
brauchen wir halt noch einen Streifenwa-
gen.“  

 
- am besten gleich Verstärkung rufen, besser 

früher als zu spät 
 
- daran anschließend: medizinische Behand-

lungsbedürftigkeit der Betroffenen prüfen 
 
- ansonsten: die Betroffene zurück in die 

Einrichtung verbringen 

 
- Passanten miteinbeziehen in die Identifizie-

rung der Person 
 

 
- den Passanten die Situation klar und deut-

lich erklären 
 
- die Personen einbeziehen und nachfragen, 

ob sie etwas zur Klärung beitragen können 
 
- andernfalls zum Verlassen des unmittelba-

ren Einsatzraumes auffordern 
 
- weiterhin kommunikativ auf die Betroffene 

einwirken, um sie am Weitergehen zu hin-
dern 

 
- den Passanten die Situation freundlich und 

bestimmt erklären 
 
- ggf. die Personen abweisen bzw. wegschi-

cken 
 

 

  



 

 128 

Szenario 3 - "Zwangseinweisung" 

Ausgangslage: 
 
Sie befinden sich mit Ihrem Streifenpartner im Wachbereich der Dienststelle, als Ihr Dienstschichtleiter Sie anspricht: 
„Schaut mal, hier ist gerade ein Fax des Amtsgerichts eingegangen. Ein Herr Schmidt soll mit unserer Hilfe in die psychiatrische Station des [X]-Klinikums eingewiesen werden. Lest euch 
das Ganze bitte mal durch. Ihr müsstet den Einsatz dann übernehmen, die anderen Streifen sind momentan alle gebunden.“  
 

Die Notwendigkeit der Einweisung des Herrn Schmidt wird in dem Beschluss des Amtsgerichts [X]-Stadt wie folgt begründet:  
 

Der 39-jährige Herr Schmidt wohnt gemeinsam mit seiner verwitweten Mutter, Frau Schmidt, in einem Haus in der Neuen Straße 3 in [X]-Stadt. Frau Schmidt ist 75 Jahre alt und aufgrund 
einer schweren Erkrankung bettlägerig. Zudem leidet Sie an Demenz. Zweimal täglich bekommt Frau Schmidt Besuch von einem mobilen Pflegedienst, der Pflegemaßnahmen durchführt 
und die Einnahme notwendiger Medikamente überwacht. 
Seit einigen Wochen verwehrt Herr Schmidt den Pflegedienstmitarbeitern den Zutritt zum Haus. Anfangs ließ er das Personal zwar noch in die Wohnung, reagierte aber schnell aufbrausend 
und verwies die Mitarbeiter unsanft des Grundstücks. Die notwendige Pflege von Frau Schmidt ist somit nicht möglich. Herr Schmidt selbst kümmert sich nicht ausreichend um seine Mutter.  
 

Grund für das Verhalten des Herrn Schmidt könnte eine paranoide Psychose mit Wahnvorstellung sein, die vor etwa fünf Jahren diagnostiziert wurde. Nachdem er auf Medikamente einge-
stellt wurde, verbesserte sich sein Zustand in den vergangenen Jahren zunächst. Aufgrund der Vorkommnisse in den letzten Wochen liegt der Verdacht nahe, dass sich sein Zustand rapide 
verschlechtert hat und er durch sein Verhalten andere Personen, insbesondere den Gesundheitszustand seiner Mutter, gefährdet. Herr Schmidt soll daher einem Psychiater vorgestellt wer-
den.  
 
- zunächst mit zuständigem Arzt Kontakt 

aufnehmen und alles Weitere absprechen 
 
- im pol. Datensystem die Person überprüfen 
 
- mit mehreren Kollegen den Einsatz bewälti-

gen 
 
- Arzt von vornherein miteinbeziehen 
->P7 (1:12:55): "Was auf alle Fälle mit muss, 

ist der Arzt."  
 
- evtl. mit einem zivilen Fahrzeug hinfahren 
 
 Auf die Frage des Moderators, was man 

nicht tun sollte: 
 
- ohne zusätzliche Kräfte und ohne Arzt vor 

Ort fahren 
 
- nicht direkt vor das betroffene Haus anfah-

ren 
 

 
- zunächst Kontaktaufnahme mit Rettungs-

dienst bzw. zuständigen Personen, die vor 
Ort sind; Vereinbarung treffen, wann und 
wo man sich treffen sollte 

 
- vor Ort dann Gespräch mit dem Betroffenen 

suchen, ihm die Situation erklären 
 

- P4 (34:14): "Und wenn er auch da partout 
nicht zur Mitarbeit bereit ist, dann hat er ein 
Problem. Dann drohen wir es ihm an und 
dann wird es durchgezogen, ob er will oder 
nicht. Da fährt auch einer von uns dann im 
Krankenwagen mit. Zur Sicherheit der Leu-
te, die darin arbeiten, zu seiner Sicherheit 
und dann wird erst im Krankenhaus die 
Maßnahme beendet." 

 

 
- P4 (31:15): "Na, ich denke mal, wir würden 

uns mit dem Notarzt dann vor Ort abspre-
chen, dass wir da bei dem Herrn versuchen, 
in das Haus zu kommen. Klingeln bei ihm 
ganz normal. Wenn er nicht öffnet und es ist 
wahrzunehmen, dass er sich im Haus befin-
det .. ja, Schlüsseldienst zu holen und Türen 
öffnen zu lassen, wenn er nicht von alleine 
aufmacht. Weil, so wie es da beschrieben 
ist, dass seine Mutter dort bettlägerig ist und 
der Pflegedienst schon mehrere Male nicht 
reingekommen ist, ist davon auszugehen, 
dass da Not am Mann ist. Aber die Tür auf-
zubrechen oder einzutreten, da ist auch der 
Schlüsseldienst schnell da.“ 

 
- versuchen, den Pflegedienst mit vor Ort zu 

bestellen, um von diesem weitere Informati-
onen zu bekommen 

 
- vorab Informationen aus dem Dienstcompu-

ter abfragen, alles Weitere vorplanen 
 
- evtl. auch die Nachbarn zu ihren Beobach-

tungen der letzten Tage befragen 

 
- auch wenn fraglich ist, ob hier ein unmittel-

bares, sofortiges Einschreiten erforderlich 
ist, kann man zumindest von einer abstrak-
ten Gefahr für Leib und Leben ausgehen, 
wenn nicht sogar einer konkreten Gefahr 

 
- Rücksprache mit Pflegekräften nehmen und 

Informationen einholen: Wie sieht es konk-
ret im Haus aus (Räumlichkeiten)? Wo hält 
sich die Mutter gewöhnlich auf? Gibt es 
Hunde oder andere Tiere? 

 
- mit zuständigen Behörden vorab Kontakt 

aufnehmen; dies sollte der Schichtleiter 
übernehmen 

 
- vor Ort sollte man sich ebenfalls vorab mit 

den zuständigen Behördenvertretern sowie 
Rettungsdienst und Notarzt treffen 
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Lagefortschreibung 1: 
 
Als Sie die angegebene Adresse erreichen, stehen Sie vor einem älteren Einfamilienhaus. Kurz nachdem Sie die Klingel betätigen, öffnet Ihnen ein Mann die Tür, bei welchem es sich au-
genscheinlich um Herrn Schmidt handeln könnte.  
 
 
- sich vorstellen 
 
- versuchen, ihn aus dem Türbereich zu 

bekommen, entweder, in dem man ihn her-
aus bittet oder mit in das Haus geht 

 
- möglichst eine Sicherungsposition einneh-

men 
 
- verhindern, dass er die Tür zumachen kann 
 
- P7 (1:18:35): "Bei sowas sollte man viel-

leicht auch mal darüber nachdenken, zu ei-
ner Notlüge zu greifen. Also irgendetwas 
Simples, Banales, von wegen, es ist jemand 
gegen seinen Gartenzaun gefahren, ob er 
sich das mal anschauen kann. [...] Aber das 
muss man vorher dann absprechen. 

 P12: Also, ich kann mich konkret an zwei 
Sachen erinnern, wo wir das hatten. Da war 
ich noch in der [X]-Einheit. Da haben wir 
halt den Überraschungsmoment für uns ge-
nutzt. Der hat die Tür aufgemacht und dann 
haben wir ihn halt gegriffen. Wir hatten ja 
diesen Beschluss, wir wussten ja, er ist 
psychisch krank, der Mensch. [...] Aber da 
sind beide Sachverhalte gut abgelaufen, 
weil, die haben dann sich auch erklären 
lassen, worum es geht. Das muss man halt 
abwägen. 

 P2: Aber das mit der Notlüge, das halte ich 
aber auch für ein bisschen schwierig und für 
ein bisschen ein zweischneidiges Schwert. 
Weil in der Situation hilft es mir evtl., dass 
ich sage, o.k., für mich ist die Sache gut 
ausgegangen, ich hab den jetzt unter Kon-
trolle. Aber man muss auch mal sehen, was 
ist denn in Zukunft, im Prinzip, ja? Also, ich 

 
- sofort Fuß in die Tür stellen, damit sie nicht 

zugeschlagen werden kann 
  

- Person ansprechen und fragen, um wen es 
sich handelt; d.h. erst Identität klären 

->P2 (38:19): "Du musst erst wissen, dass es 
der Herr Schmidt ist. Nicht, dass du dir den 
Falschen greifst." 

 

- mit einem normalen Gespräch beginnen, 
soweit es möglich ist, d.h., nicht direkt auf 
die Einweisung zu sprechen kommen, son-
dern zunächst Vertrauen aufbauen 

 

 Nachfrage des Moderators, wie der Per-
son der Sachverhalt bzw. der Umstand, 
dass sie mitkommen muss, konkret ver-
mittelt wird. 

 
- eindeutige Mitteilung der Umstände 
->P4 (40:50): "Du musst ihm schon erklären, 

warum man da ist. 
 P5: Wir dürfen ihn auch nicht anschwindeln. 

P1: Nein. [zeitgleich] P4: Nein. 
 P4: Sonst heißt es: 'Die haben mich ja an-

gelogen!' Wir sagen schon klipp und klar auf 
den Kopf zu: 'Das und das steht im Raum.' 

 P3: Na ja, wäre sicherlich auch legitim in 
dem Sachverhalt. Ich meine, bevor ich mich 
mit dem da ne halbe Stunde rolle .. Wenn 
ich den zu Pittiplatsch locken darf und der 
kommt mir freiwillig mit, dann gehen wir halt 
zu Pittiplatsch." 

 
- die Art und Weise des Umgangs ist situa-

tions- bzw. personenabhängig: Während es 
in einem Falle einer entschiedenen Anspra-
che bedarf, kann in einem anderen Fall ein 
ruhiges Vorgehen zielführend sein. 

 
- bevor man klingelt, sollte erst einmal über-

prüft werden, dass kein Gasgeruch wahr-
nehmbar ist 

 
- sich sodann selbst vorstellen 
 
- P5 (35:29): "In dem Fall wäre es ja so: Er 

scheint ja da zu sein. Man hat ja dann, 
wenn er geöffnet hat, auch schon persön-
lich Kontakt mit ihm. Ich würde mich vor-
stellen, würde fragen, ob man Zutritt ins 
Haus bekommen kann, dass wir hier eine 
Sache zu klären haben mit ihm. In der 
Hoffnung, dass das passiert, weil man hat 
es ja auch oft genug, wenn man als Polizei 
erkannt wird, dass die Tür sofort wieder zu-
fliegt. Dann hätte man eben den Fall, dass 
man nicht weiß, was erst mal im Haus oder 
in der Wohnung passiert und man hat kei-
nen Zugriff auf die Leute." 

 
- der Person den konkreten Sachverhalt 

nicht direkt mitteilen 
 
- Identität der Person klären 

 
- Identitätsfeststellung 
 
- mit seinem Namen ansprechen und prüfen, 

ob er darauf reagiert 
 
- möglichst einen Fuß in die Tür stellen 
  
- Ausweis zeigen lassen 
 
- P4 (38:46): "Ich denke, ich würde ihn sogar 

immer im Gespräch halten. Weil der ist ja 
offensichtlich krank. Und das man halt wirk-
lich immer ganz scheiße freundlich auf gut 
deutsch den in ein Gespräch verwickelt, 
dass er gar nicht auf dumme Gedanken 
kommt, überhaupt irgendwie aggressiv zu 
werden." 

 
- evtl. erst mal unter einer Legende in das 

Haus bitten, dann zuerst nachfragen, wie es 
seiner Mutter geht etc. und erst im späteren 
Verlauf auf die Einweisung zu sprechen 
kommen 

 
- die Mutter selbst in Augenschein nehmen 
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meine, wenn der wirklich krank ist und der 
wird ja dann immer wieder mit uniformierten 
Beamten in Kontakt kommen. Wenn wir ihn 
da eiskalt belügen, dann ist das halt schwie-
rig für die Beamten in Zukunft, die dann mit 
ihm zu tun haben. 

 P7: Dann würde ich zu [P12] seiner Varian-
te greifen. 

 P2: Würde ich jetzt mal so schätzen. Also, 
dass man halt im Zweifel wirklich ehrlich ist. 

 P7: Also, das ist dann das Einzige, was 
Sinn macht. 

 P12: Ich habe es doch schwarz auf weiß. 
Das ist doch so. Ist natürlich Pech, dann in 
dem Moment, wenn er es nicht ist. Aber wie 
hoch ist die Wahrscheinlichkeit in dem 
Haus, dass es ein anderer ist?" 
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Lagefortschreibung 2: 
 
Sie haben noch nicht ganz ausgesprochen, als der Mann die Tür vor Ihnen zuschlägt und von Innen abschließt. Er schreit in einer für Sie unverständlichen Art und Weise lauthals herum. 
Mehrere Kontaktversuche mit dem Betroffenen scheitern. Plötzlich nehmen Sie aus dem Hausinneren das Geräusch einer laufenden Kettensäge wahr. 
 
 
- P5 (1:23:44): "Also spätestens da ist der 

Zeitpunkt, wo ich das SEK über meine Che-
fin alarmieren lasse. Da gibt´s keine Dis-
kussion mehr. Da gibt es kein wenn und 
aber. 

 P11: Das seh ich auch so. Dieses: 'Es ist ja 
schon oft gut gegangen, wir machen das 
mal selber', dafür wäre ich auch nicht. Also 
das sind so Sachverhalte, da muss sich 
keiner von uns in die Gefahr begeben. Da-
für gibt’s ja die Jungs und die sollen sich da 
drum kümmern. 

 P5: Richtig. Wir wollen ja auch alle nach 
Hause kommen. Und wir sind 40 Jahre jün-
ger als die Oma. 

 P11: Und am Ende: Die Gefahr, in der sich 
die Mutter evtl. befindet, das wiegt es für 
mich nicht auf, da jetzt meine Kollegen rein-
zuschicken. Nee. Absperren weiträumig .. 
und dann .. mal gucken. Nicht mehr unser 
Problem. 

 P7: Also ich hab da Kopfschmerzen dabei.  
 P5: Nee. 
 P11: "Also ich [unv.] 
 P7: Also ich, ich hätte jetzt, zumindest vom 

Gefühl her, würd ich .. drüber nachdenken 
müssen, ob das so die richtige Entschei-
dung ist. Da jetzt zu warten. 

 P11: Aber was ist denn die Alternative? 
Was ist denn die Alternative? Selbst wenn 
du jetzt .. Was ist die Alternative? Du klin-
gelst da, ge, und gehst da rein und der steht 
da mit der Kettensäge vor dir. Dafür sind wir 
nicht - 

 P7: Hab ich aber ne Schusswaffe. Das ist 
wie die Diskussion Gutenberg-Gymnasium 
damals: Geht die Polizei rein oder nicht? 
Das ist - 

 
- P1 (42:25): "Da kannst du nur sofort reagie-

ren und kannst die Tür eintreten. 
P5: So ist es. 

 P4: Also in DEM Fall wäre ich vorsichtig die 
Tür aufzutreten. Denn du weißt nicht, wo 
der mit seiner Kettensäge steht oder ob der 
die nur angeschmissen hat und die liegt auf 
dem Tisch und die bummert vor sich hin. Da 
wär ich GANZ vorsichtig die Tür aufzu-
schmeißen. 

 P2: Wieso? 
 P5: Musst aber trotzdem rein. 
 P4: Ja, rein musste, ja sicherlich.  
 P2: Na ja, na. Nichts wie rein. 
 P1: Also, es kommt immer auf die Situation 

an.  
 P2: Und bei dem Geräusch ist der Colt 

draußen, da brauchst du keine Angst zu ha-
ben. 
P1: Ja. Also, ich würde sagen, sofort die Tür 
eintreten und erst mal sehen, was hinter der 
Tür los ist. Also sofort reagieren. Wahr-
scheinlich ist da der Effekt da, wenn sofort .. 
ähm .. mit Gewalt - 

 P2: Was willst du da noch diskutieren? Du 
siehst ja nicht, was passiert. 

 P4: Du kannst nicht diskutieren. Du würdest 
die gar nicht hören bei der Kettensäge." 

  
Frage des Moderators:  
Was würden Sie in dieser Situation auf 
keinen Fall tun? 

 
 P2 (44:17): "Na abwarten. 
 P1: Hm. Sofort reagieren. 
 P2: Sofort reagieren - rein - Feierabend. Da 

hast du keine Möglichkeiten.“ 
  

 
- P2 (38:58): "Da ist es halt gut, wenn man 

vorher nicht gleich geklingelt hat, sondern 
vielleicht mal um das Haus gegangen ist, 
wenn es ein Einfamilienhaus ist, um zu gu-
cken, kommt man irgendwie anders noch 
hinein." 
P6: Danach können wir jetzt viel philoso-
phieren! [Gelächter in der Gruppe]  

 Aber wir sind jetzt in der Situation: Wir ste-
hen zu zweit davor. 

 P2: Genau, deshalb STUFENszenario! 
[lacht] 
P6: Und haben auch schon 'Hallo' gesagt 
und nun ist die Tür zu. [lacht] 

 P2: Genau. [lacht] 
P6: Jaaa, dann jetzt im NACHHINEIN 
nochmal herumgehen. Vielleicht können wir 
ja irgendwas sehen durch das Fenster." 

 
- Kontaktaufnahme versuchen 
  
 Frage des Moderators: 
  Was machen Sie, wenn die Kontaktauf-

nahme nicht erfolgreich wäre? 
 
 P6 (39:50): "Ja, sofort den Schlüsseldienst 

holen oder dann ins Haus kommen. Ange-
fangen von Tür aufbrechen bis Fenster ein-
schlagen. Weil hier ist ja irgendwas im 
Busch und ich muss ja jetzt irgendwo vom 
Gefährlichen ausgehen." 

 
- Unterstützung anfordern  
  
 
 
 
 

 
- man muss sofort ins Haus kommen, ent-

weder durch andere Türen oder Fenster 
 
- vorher einen Funkspruch absetzen und 

Rettungskräfte sowie Feuerwehr für den 
Fall anfordern, dass man nicht selbststän-
dig ins Haus gelangt  
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 P11: Pass auf: Das .. Es gibt so gewisse 

Situationen, da hatten wir es da letzt- auch. 
Wenn irgendwo im Kindergarten einer 
schießt oder in der Schule, dann geh ich 
rein, dafür bin ich Polizei. 

 P7: Ja, und zu der Oma nicht!? 
 P11: Ja, nee, das ist was anderes. Also für 

mich ist das - 
 P7: Also dieses Ge- 
 P12: Wir haben doch keine konkreten An-

haltspunkte, dass da noch jemand drin ist. 
Wenn der sich selbst was tut, ist es doch 
sein Problem. 

 P7 Ja, aber wenn ich weiß, dass dort je-
mand drin ist.  

 P12: Ja, deshalb kann man ja vielleicht 
auch gucken. Bei einem Einfamilienhaus 
kann man die Fenster wahrscheinlich alle 
einsehen. 

 P5: Aber die Wahrscheinlichkeit, dass er 
seiner Mutter was tut, ist wesentlich gerin-
ger, als wenn wir da rein gehen. Also dieses 
Bauchgefühl kann ich nachvollziehen, das 
hätte ich auch, aber auf der anderen Seite, 
das Risiko 

 
Frage des Moderators:  
Wäre noch eine andere Möglichkeit 
denkbar? 

 
P2 (45:00): „Nee. 

 P4: In dem Moment ist dir die Aktion aus der 
Hand genommen. Du kannst nur noch rea-
gieren." 

 
-  des Weiteren sollte Verstärkung angefordert 

werden 

 
 Frage des Moderators: 
 Was würden Sie in dieser Situation auf 

keinen Fall tun? 
 
- durch die geschlossene Tür schießen 
 
- blindlings in die Räumlichkeiten stürmen 
 
- P5 (42:08): "Das ist jetzt wieder so eine 

Lage, wo man wahrscheinlich so als auch 
so reagieren könnte. Eine Vielzahl, würde 
ich denken, würde sich dafür entscheiden, 
mit aller Macht ins Haus zu kommen. Weil 
man ja immer noch im Hinterkopf hat, dass 
die Mutter sich da im Haus mit aufhalten 
soll. Man weiß ja jetzt nicht, was mit der 
Kettensäge passiert. Zerlegt der seine 
Wohnungseinrichtung? Das kann er ja ger-
ne tun. Will er der Mutter was antun? Will er 
sich das antun? Es ist natürlich mit einer 
Kettensäge dann, selbst wenn man ins 
Haus kommt, wie gesagt, das ist mit Si-
cherheit ein großes Gefahrenpotenzial, 
auch für die Kollegen. Es wäre genau so 
gut denkbar, sag ich mal, hier erst mal ei-
nen Rückzug anzutreten. Möglicherweise, 
ich meine, das ist wie gesagt theoretisch, ist 
das dann sogar eine Lage für Spezialkräfte. 
Aber wie gesagt, das ist dann immer so ad 
hoc. Die Kollegen, die vor Ort sind, das sind 
die, die dann immer erstmal eine Entschei-
dung zu treffen haben. Wie gesagt, ich den-
ke mal, das könnte man jetzt so oder so se-
hen. Ich selbst würde mich wahrscheinlich 
auch eher dafür entscheiden in irgendeiner 
Form ins Haus zu kommen. Immer mit dem 
Hintergrund, auf meine eigene Gesundheit 
und die meines Kollegen zu achten. Aber in 
dem Fall würde ich wahrscheinlich auch so 
vorgehen, irgendwie ins Haus zu kommen 
und irgendwie ihm habhaft zu werden. WO-
BEI natürlich dann das Problem ist, ich weiß 
nicht, ob noch eine weitere Fortschreibung 
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kommt [Gelächter], wenn man ihn im Haus 
antrifft, mit einer Kettensäge und er steht 
uns gegenüber, dann wird es natürlich krib-
belig. 

 P6: Vielleicht hat er ja die Kettensäge auch 
nur angemacht, um uns abzuschrecken, 
dass wir abhauen. Vielleicht will er ja sich 
nichts tun, noch seiner Mutter was tun, noch 
seine Möbel zerlegen, sondern uns was an-
tun.“ 

 
 Frage des Moderators:  
 Wovon hängt es dann konkret ab, wie 

Sie sich in dem Moment entscheiden? 
 
- das muss man von der Situation ableiten; 

bleibt er bspw. direkt hinter der Tür stehen, 
besteht erst mal keine direkte Gefahr 

- auch mögliche Schreie der Mutter sind 
ausschlaggebend 
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Anhang 8: Transkript des Frageteils aus Fokusgruppe 1 

01:33:55 
M:  Vielen Dank für die bisherige Diskussionsbereitschaft. Abschließend 

hätte ich ein paar spezielle Fragen, die ich Ihnen gerne noch stellen 
würde. Die erste Frage lautet: Welche psychischen Störungen kennen 
Sie? 

 
01:34:10 
P12:  Schizophrenie. 
 
01:34:14 
P5:  Manisch-depressiv. 
 
01:34:16  
P7:  Borderline. 
 
01:34:18  
P6:  Autisten hatte ich schon. 
 
01:34:28  
P5:  Sind Autisten psychische Erkrankungen? Das ist ne genetische Erkran-

kung. 
 
01:34:30  
P11: Also, man kennt jetzt also, ich wüsste was ne Borderline-Störung ist 

und manisch-depressiv auch so´n bisschen. Aber das jetzt so wirklich 
definitiv, was hinter diesem Krankheitsbild steckt, würde ich mich per-
sönlich jetzt eher schwer tun. Also man kennt die Begriffe, aber was 
nun so definitiv dahintersteckt, wie sich das äußert, kann ich jetzt von 
mir sagen, dass ich das jetzt nicht unbedingt weiß. Wie gesagt, außer 
bei diesen Borderline-Geschichten, aber ... 

 
01:35:01  
M:  Ok. Daran anknüpfend eine weitere Frage: Wie kompetent fühlen Sie 

sich im Umgang mit psychisch gestörten Personen?  
 
01:35:12  
P7:  Begrenzt. Also, ein, zwei Sachen, sag ich mal, kennt man vielleicht aus 

dem privaten Umfeld oder hat schon mal mit Leuten zu tun gehabt, die 
z.B. ein Borderline-Syndrom hatten. Aber ansonsten, ist es schon sehr 
begrenzt. Also, es kommt hauptsächlich so aus dem Bauchgefühl her-
aus. Also, dass man jetzt wirklich so gewisse Punkte hat, auf die man 
achten muss bei bestimmten Erkrankungen, das vermisse ich eigent-
lich. Weil ich finde, es nimmt auch immer mehr zu. Also, ich finde, Poli-
zisten müssen, was das angeht, mehr beschult werden. Das ist immer 
so total auf der Strecke geblieben und da fühle ich mich überhaupt nicht 
ausgebildet, was das angeht. Das sollte schon für die Zukunft bei der 
Polizei ne größere Rolle spielen, weil es auch immer mehr wird, solche 
Erkrankungen.  
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01:36:10  
M:  Gibt es jemanden in dieser Runde, der für sich persönlich sagt: "Ich 

fühle mich diesbezüglich so fit, dass ich damit praktisch keine Probleme 
sehe." 

 
01:36:19  
P2:  Das kommt auch immer auf den Einzelfall an. Das kann man ja nicht 

vergleichen. Man kann ja nicht jeden psychisch Kranken miteinander 
vergleichen. Was ich problematischer empfinde, wenn Leute aggressiv 
reagieren oder halt, aus dem Fallbeispiel, gegen sich selbst oder gegen 
andere aggressiv sind. Also, es gibt ja auch Persönlichkeitsstörungen, 
die überhaupt nicht aggressiv sind, die sich einfach nur als hilflose Per-
sonen darstellen. Die einfach nur vor der Tür sitzen und irgendwelche 
Geschichten erzählen. Ich denke mal, das ist halt ein anderer Umgang. 
Und ich sag mal, ich muss mich auch nur so weit mit der Person be-
schäftigen, wie es für meine Aufgabenerfüllung notwendig ist. Weil die 
weitere Sachbearbeitung erfolgt ja dann durch den Notarzt, medizini-
sches Personal, Psychiatrie wie auch immer. Meine Aufgabe be-
schränkt sich ja im Prinzip dann nur auf die Situation. 

 
01:37:50  
M:  Eine weitere Frage wäre, wie Sie die Aus- und Fortbildungssituation in 

diesem Themenfeld einschätzen. 
 
01:37:53  
P11: Ich meine am Ende wäre das ja sicher mal ne Möglichkeit. Im PÄD [Po-

lizeiärztlicher Dienst] haben wir ja einen Psychologen. 
 
01:37:59  
P7:  Ja, aber das hast du nicht in einer Stunde. Ich finde es als Lehrgang - 
 
01:38:02  
P9:  Na, wenn man mal überlegt, es gibt ja auch "Umgang mit Jugendli-

chen". Das gibt's, ge? Was ich jetzt, also, das hat bestimmt auch seine 
Berechtigung, aber wo ich sage, macht das weniger Sinn als so was 
hier. Es geht ja gar nicht darum zu sagen, jeder verhält sich so oder so. 
Sondern es geht eher darum, zu sagen, das Krankheitsbild äußert sich 
so. Dass ich einfach sagen kann: Was sind die Symptome? Wie verhält 
man sich im Allgemeinen damit? Und ich bin mir sicher, dass ein Not-
arzt so etwas weiß. Dass sich ein Notarzt vorstellen kann, wie man sich 
mit solchen Menschen unterhält und was man auf jeden Fall lassen 
sollte, was man auf jeden Fall vermeiden sollte. Gerade solche Sachen 
sind dann wichtig. Klar ist man als völlig Unbedarfter - ich weiß auch, 
was Borderline ist, hab ich auch schon mal gehört. Sicherlich hat man 
von allem eine gewisse Vorstellung. Aber einen richtigen Überblick hat 
man darüber nicht. 

 
01:38:50 
M:  Ist Ihnen eine polizeiinterne Fortbildung bekannt oder hat von Ihnen 

schon mal jemand eine solche Fortbildung besucht?  
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01:38:56 
P7:  Das wird gar nicht angeboten. Also, ich weiß, dass es NICHT angebo-

ten wird. Also in unserem Fortbildungskalender, den wir immer bekom-
men jeden Jahr, gibt es so was nicht.  

 
01:39:08 
M:  Hat diese Thema in Ihrer Ausbildung eine Rolle gespielt? Wurde in der 

Ausbildung oder beim Studium dazu etwas explizit vermittelt? 
 
01:39:19 
P11:  Ich habe meine Diplomarbeit über das Thema [X] geschrieben. Da war 

das Borderline-Syndrom eine Ursache. Aber ansonsten nicht. 
 
01:39:24 
M:  Dann würde ich noch wissen wollen, wie Sie die Ihnen zur Verfügung 

stehenden Einsatzmittel im Hinblick auf den Umgang mit psychisch ge-
störten Personen einschätzen? 

 
01:39:34 
P11: Das ist völlig ausreichend. Was wollen wir denn noch haben? Ein 

Fangnetz? [Gelächter] 
 
01:39:39 
P7:  Also, ich muss sagen, den Einsatzschlagstock [zeigt auf den Schlag-

stock am Koppel], den finde ich völlig unnütz. 
 
01:39:41 
P11: Dann lieber so einen Taser. 
 
01:39:46  
P7:  Ich hätte dann lieber so´n Taser. Weil den [Schlagstock] habe ich noch 

nicht einmal, nicht mal in der Hand gehabt. Der ist nur Ballast finde ich. 
Das RSG [Reizstoffsprühgerät] reagiert bei vielen Erkrankungen nicht. 
Also, die sind da so unter Strom, das hat überhaupt keine Wirkung bei 
denen. Das klingt jetzt blöd, aber so ein Taser, der ist halt … da kannst 
du ne Macke haben, wie du willst, das lähmt dich halt erst mal.  

 
01:40:49 
P2:  Meistens funktioniert es ja so, irgendwie. Es ist ja wirklich der seltenste 

Fall, wo man wirklich als Verlierer herausgeht. Meistens kriegt man das 
dann doch irgendwie geregelt. Und wenn man halt zu viert auf dem 
draufsitzt. 

 
01:41:23 
M:  Gibt es noch etwas, was bis jetzt in dieser Diskussionsrunde nicht zur 

Sprache gekommen ist, aber noch Erwähnung finden sollte? Vielleicht 
etwas, was Sie besonders gut oder schlecht finden oder was Sie sich 
noch wünschen würden? 

 
 ... 
 
01:41:26 
M:  Ok. Dann schalte ich das Gerät erst einmal ab.  
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Anhang 9: Transkript des Frageteils aus Fokusgruppe 2 

00:46:52  
M: Welche psychischen Störungen kennen Sie? 
 
00:47:02  
[verhaltenes Lachen in der Diskussionsrunde] 
 
00:47:06  
P4: Die haben alle so wunderschön hochtrabende Namen, die kann man sich 

gar nicht merken. Wir haben die alkoholbedingten Psychosen, die dro-
geninduzierten Psychosen, wir haben ganz normale paranoide Psycho-
sen, die ohne Medikamenteneinfluss entstehen. Also, es gibt so viel .. 
Schizophrenie, in jeglicher Form und Verstärkung, die es da so gibt. Aber 
draußen Einen einzuschätzen, das trau ich mir nicht zu, im Gegenteil. 
Das ist gar nicht möglich. Da müsste ich erst mal acht Jahre Freud stu-
diert haben, um überhaupt mal die Grobbegriffe raten zu können. Selbst 
im [Y]-Krankenhaus haben sie manchmal große Augen gekriegt, was für 
Patienten für verschiedene Psychosen auf einmal auf sich auf- [unv.]. 
Das war Wahnsinn. Manche sind ja sogar so weit, dass sie zu Hause ei-
nen kalten Drogenentzug machen und dann richtig an der Uhr drehen. 

 
00:48:02  
M: Wie schätzen Sie Einsätze, an denen psychisch gestörte Personen in 

irgendeiner Art und Weise beteiligt sind, im Allgemeinen ein? Auch im 
Hinblick auf den polizeilichen Alltag. 

 
00:48:31  
P3: Belastend … und langwieriger als mit normalen Leuten.  
 
00:48:40  
P1: Richtig. Es ist auch schwierig diese Krankheiten einzuschätzen oder wie 

dieser Mensch sich dabei fühlt oder wie er reagiert. Weil wir zu wenig 
wissen davon, von diesen Krankheiten auch. 

 
00:48:52  
P2: Richtig. 
 
00:48:52  
P5: Hm. 
 
00:48:52  
P1: Wir können die auch schlecht unterscheiden und es gibt ja viele psy-

chisch Kranke, die mal so Schübe haben und die ganz normal draußen 
wohnen. Also die nicht betreut werden o.ä. Und das kann man schlecht 
einschätzen. Wie lange das anhält, ob es wieder besser wird. Wir haben 
hier so ein paar Frauen, die hier regelmäßig anrufen und mit denen wir 
zu tun haben. Das ist schon schwierig.  
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00:49:15 
P4: Du hast auch stellenweise Patienten, die nicht in der Klinik wohnen. Die 

wohnen in der Stadt. Die sind verpflichtet ihre Medikamente zu nehmen. 
Dann nehmen sie die nicht oder nehmen sie mit Alkohol, dann verkehrt 
sich ja die ganze medizinische Wirkung ins Gegenteil. Und die Psychose, 
die eigentlich bekämpft werden sollte, die tritt dann richtig zu Tage und 
dann geht's richtig rund. […] Und diese Leute leben halt ganz normal un-
ter uns allen. Haben ihren Betreuer oder Betreuerin. Die kontrollieren 
jetzt aber nicht, nimmt der Kerl noch seine Medikamente oder so. Die 
kriegen dann ganz offiziell nen Jagdschein von einem angesehen Psy-
chiater und auf der Welle schwimmt der dann weiter. […] 

 
00:51:02  
M:  Wie kompetent fühlen Sie sich persönlich im Umgang mit psychisch ge-

störten Personen? 
 
00:51:05  
P3: Also, die hier geschildert waren, die waren alle relativ klar. Da hat man 

eine Handhabe. Mir persönlich geht es total auf den Sack, wenn man zu 
Einsätzen kommt, wo man eben keine Handhabe hat und trotzdem nicht 
weg kann, weil man einfach .. na ja .. halt der Arsch der Nation ist. Bür-
ger, nachts, fängt an und brüllt in seinem Haus rum. Wir versuchen den 
zu beruhigen. Der kriegt das auch einen Moment hin, dreht dann voll 
wieder am Rad. Wir holen die Notärztin dazu, die sagt klipp und klar: 'Ja, 
der ist alt. Der ist vielleicht auch ein bisschen dement. Der hat grad 
Schwierigkeiten, aber davon stirbt man nicht. Den nehme ich nicht mit.' 
So, und für uns ist das auch kein Fall. Wir können den aber auch nicht 
mitnehmen, wir können den aber auch nicht da lassen. Wir können ei-
gentlich nur da stehen, können die Nachbarn beruhigen, können irgend-
wie versuchen, da irgendwie Toleranz zu erwirken. Irgendwann, wenn 
man da das dritte Mal da ist oder so einen Fall das dritte Mal die Woche 
hat, geht´s einem einfach nur noch tierisch auf´n Sack. Weil, es gibt kei-
ne Lösung für so ne Situation.  

 
00:52:09  
P4: Das war wie mit der Frau hier in, wo war das, [Y]-Dorf. Durchgeknallt, 

alkoholbedingte Psychose, die hatte sie hundertprozentig - so weit sind 
wir ja auch schon durch die Arbeit gebildet. Die Notärztin hat sie nicht 
mitgenommen. Akute Eigengefährdung. War nicht drin, wir haben gere-
det wie ein Buch: 'Hier kann sie nicht bleiben. Die gefährdet sich, die ge-
fährdet ihren Lebensgefährten', der schon 75 oder was er war. Es ging 
kein Weg rein. 'Nehmen Sie sie doch mit.' Ich sage: 'Ich kann die nicht 
mitnehmen. Die hat ein medizinisches Problem.' Sag ich: 'Ich kann auch 
keinen zwölf Stunden lang daneben hinsetzen ohne medizinische Aus-
bildung. Wenn der was passiert bei uns im Gewahrsamsraum, ich kann 
ihr noch nicht mal helfen.' 

 
00:52:51  
P3: Du hast ja noch nicht mal die Möglichkeit die einzusperren.  
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00:52:50  
P4: Ich darf ihr ja noch nicht mal Medikamente geben, selbst wenn der Arzt 

ihr sie verschreibt. Ich darf sie ihr noch nicht mal GEBEN! Also, was soll 
das? 

 
00:52:58  
P1: Der Arzt sagt ja in dem Moment, die kann dort in der Wohnung verblei-

ben und damit ist die Sache für den Arzt erledigt und für uns auch. Aber 
ich kann auch die Leute verstehen, die dort im Umfeld wohnen. Die es 
nicht mehr ertragen können.  

 
00:53:12  
P4: Für uns ist die Angelegenheit eben nicht gegessen. Weil die Gefahrenla-

ge ist ja eigentlich noch da.  
 
00:53:15 
P1: Hm. 
 
00:53:15  
M:  Wie gestaltet sich denn die Kooperation mit Rettungsdiensten bzw. auch 

externen Behörden im Allgemeinen? 
 
00:53:30  
P3: Notarzt schlecht, Rettungsdienst gut. Also, die RTWs ok, mit den Notärz-

ten momentan eine Katastrophe. 
 
00:53:36  
P3: Na ja, da ist aber meistens nur die eine, die [unv.], die Doofe. 
 
00:53:39 
P1: Na, ist gut. Ich denke mal, von Arzt zu Arzt ist das verschieden. Es gibt 

Notärzte, die prima sind - 
 
00:53:44  
P4: Also, wir haben Notärzte, die sind top. Also, da haben wir überhaupt kei-

ne Probleme. Wenn ich an die eine Frau denke, an der Tankstelle .. der 
Dr. [Mustermann]: 'Was? Die kauft an zwei Tagen 24 Feuerzeuge? Mit-
kommen!'  

 
00:53:59  
P3: Na, das ist unterschiedlich. In einem anderem Falle wollte eine runter-

springen. [unv.] Dann hat sie gesagt, nee, sie macht´s doch nicht und hin 
und her. Ja, der Arzt sagte: 'Gut, die nehm ich nicht mit." Ich sage: 'Gut, 
Sie weisen sie nicht ein. Das halte ich fest und ich schreib das so rein. 
Die wollte runterspringen und der Arzt [unv.]." Und plötzlich [klatscht in 
die Hände], haben sie sie mitgenommen. 
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00:54:26  
P4: Es geht eigentlich. Es gibt wirklich zwei, drei Ärzte, die haben vor allem 

Angst, wirklich vor allem. Es gab Streitgespräche mit der [Y]-Psychiatrie. 
Da gab es schon Streitgespräche, da haben sie dem Notarzt UNTER-
SAGT, untersagt die Patientin hoch zu bringen. Das war sogar so 
schlimm, dass sie einen mit alkoholbedingter Psychose erst da hoch 
bringen mussten [zeigt in Richtung des örtlichen Krankenhauses], ins 
normale Krankenhaus zum Ausnüchtern und im Anschluss von dort da 
hoch [zeigt in Richtung der Psychiatrie]. Schwachsinn.  

 
00:54:59  
P5: Über 2,5 geht auf die ITS [Intensivstation], normales Krankenhaus und 

was drunter ist, geht auf die A2 [Station in der (externen) Psychiatrie]. Da 
fragst du dich auch. 

 
00:55:08  
P4: Obwohl die dieselbe Ausrüstung haben. Das ist Schwachsinn.  
 
00:55:11  
M:  Wie schätzen Sie die Aus- und Fortbildungssituation der Thüringer Poli-

zei im Hinblick auf den Umgang mit psychisch kranken Personen ein?  
 
00:55:15  
P3: Da gibt's gar keine, ne? 
 
00:55:20  
P1: Richtig. 
 
00:55:21  
P2: Nicht für uns. 
 
00:55:20  
P4: Du bist der erste. [P4 meint damit die Erörterung der Thematik durch den 

Moderator] 
 
00:55:34  
P1: Also, wir hatten in den letzten Jahren keine. 
 
00:55:36  
P4: Nur das tägliche Leben. 
 
00:55:40  
P1: Obwohl wir eigentlich die Möglichkeit hätten hier durch die [Y]-

Psychiatrie. Aber, ich sag jetzt mal so, die Verbindungen zur [Y]-
Psychiatrie sind nicht die besten. Das müssen wir auch erfahren im tägli-
chen Dienst, auch wenn wir Auskünfte haben wollen. Es kann mir passie-
ren, wir suchen z.B. eine Person, ich frage dort nach und bekomme kei-
ne Antwort. Und nicht mal die, ob er in Behandlung ist oder nicht. Das 
sind also solche Situationen, die eigentlich nicht sein dürften.  
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00:56:08  
P4: Solltest du wirklich mal Auskünfte kriegen, dann sagt die Sekretärin aber 

auch gleich: 'Von mir haben Sie´s nicht!' Weil sie sonst berufliche Prob-
leme kriegt. 

 
00:56:40  
M: Wie schätzen Sie die Ihnen zur Verfügung stehenden Einsatzmittel im 

Hinblick auf den Umgang mit psychisch gestörten Personen ein? 
 
00:56:49  
P5: Haben wir immer dabei - unseren Mund. Reden, reden, reden, reden, 

reden. 
 
00:56:56  
P2: Du kannst doch nichts weiter nehmen im Endeffekt. Nur das was du hast.  
 
00:57:02  
P4: Im Endeffekt, wenn der Medizin braucht, die hast du nicht. Die kriegt der 

von den rot-weißen Jungs. Also, das was wir haben, das reicht. Zum Fi-
xieren, zum Ruhigstellen für unsere Belange, das reicht.  

 
00:57:17  
M: In diesem ganzen Kontext: Welche Verbesserungen würden Sie sich 

wünschen? 
 
00:57:2  
P3: Mehr Leute. 
 
00:57:28  
P5: Ja. 
 
00:57:28  
P4: Einmal das. Und mehr Zusammenarbeit mit solchen Einrichtungen. 
 
00:57:29  
P3: Ja! 
 
00:57:29  
P2: Ganz genau. 
 
00:57:28  
M: Zusammenarbeit im Hinblick auf? 
 
00:57:33  
P4: Das es reibungsloser abläuft. 
 
00:57:37  
P2: Information. 
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00:57:37  
P5: Hm. Information zu bestimmten Sachen, die du bearbeitest. Z.B. ist der 

schon mal angefallen oder was weiß ich, wenn das gebraucht wird. Das 
bleibt auf der Strecke.  

 
 […] 
 
00:58:36  
P1: Aber es ist nicht nur das Krankenhaus. Wir haben auch die Amtsärzte, 

das ist auch sehr unkooperativ hier bei uns. Das ist im Gegensatz zu frü-
her .. Wir haben da massive Probleme. Da müsste unbedingt das Ge-
spräch gesucht werden.  

 
00:58:50  
P2: Das müsste so geklärt werden, dass die verpflichtet sind, das zu ma-

chen. Punkt, aus, Feierabend. 
 
00:58:53  
M:  Gibt es da Versuche, vielleicht auch auf übergeordneter Ebene, was sol-

che Kooperationen langfristig angeht? 
 
00:58:57  
P2: Nee. 
 
00:59:06  
P1: Es ist eher schlechter geworden.  
 
00:59:10  
P2: Bei Amtsärzten ist wieder das Problem, nicht so wie früher, da haben die 

mehr Möglichkeiten gehabt, weil, das war nicht so groß, denen ihr Be-
reich. Was sie jetzt hier hat die Amtsärztin, die komm ja gar nicht ins 
Nest. Den Bereich, den die hier abdecken müsste. Das geht gar nicht. 

 
00:59:31  
P1: Es geht nicht nur darum, dass die nicht ins Nest kommt. Das Gespräch 

findet auch nicht mehr statt. Man kann doch mit dieser Amtsärztin, ich 
hab selbst auch schon zu tun gehabt mit ihr, nicht mehr normal reden. 
Die blocken alles ab. Das ist das Schlimme. Man findet auch keinen 
Konsens mehr.  

 
00:59:49  
P2: Das ist ja auch nur eine vielleicht, die für den ganzen [Y]-Kreis zuständig 

ist. Das ist ja das Schlimme.  
 
00:59:54  
P1: Dann muss sie mit ihren zuständigen Stellen sprechen und muss da eine 

Lösung finden, mit anderen Ärzten und mit dem Krankenhaus. Aber 
wenn wir nicht mehr miteinander sprechen, wird das Problem nicht ge-
löst. 
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01:00:02 
P4: Wir haben das Problem auch mit dem Jugendamt. Ich hatte letztens 

selbst das Problem in der [Y]-Schule. Ein Schüler, durchgedreht. Aner-
kannte Psychose. Der sollte auch problemlos in die [Y]-Psychiatrie. Da 
der aber ein Kinderheimbewohner ist, war die Frage: Wer ist jetzt für den 
verantwortlich? RTW hat ihn nicht mitgenommen, weil keiner die Erlaub-
nis geben durfte, angeblich, dass er ins Krankenhaus darf. Ja, was soll 
denn der Zirkus? Der braucht doch medizinische Behandlung. Egal. Da 
hab ich eine halbe Stunde mit dem Jugendamt telefoniert: 'Wir sind nicht 
zuständig. Dann müssen Sie in [Z]-Stadt anrufen.' Der war gut. Freitag-
nachmittag um eins soll ich in [Z]-Stadt anrufen. Sag ich: 'Hervorragend!' 
Sag ich: 'Hier muss ne Lösung ran. Kümmert euch!' Das hat noch ne 
Stunde gedauert, ehe sie sich bereit erklärt haben, mit dem Rettungs-
dienst zu reden, dass der das Kind trotzdem hoch fährt zu seiner Be-
handlung. Sonst würde der Junge wahrscheinlich jetzt noch in der Schule 
sitzen und würde randalieren. So ein Theater! Kompetenzstreitigkeiten - 
das ist absoluter Schwachsinn. 

 
01:01:05  
M:  Ok. Gibt es noch Dinge, die bis jetzt noch nicht zur Sprache kamen, die 

aber noch Erwähnung finden sollten? 
  
 ... 
  
01:01:05 
M: Ok. Dann werde ich das Gerät jetzt erst mal ausschalten. 
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Anhang 10: Transkript des Frageteils aus Fokusgruppe 3 

00:48:33  
M: Meine erste Frage wäre: Welche psychischen Störungen kennen Sie? 
 
00:48:48  
P6: Psychische Störungen? 
 
00:48:48  
P3: Demenz. 
 
00:48:48  
P6: Demenz, ist das? Ja, doch. Das einzige, was ich jetzt - 
 
00:48:51  
P3: Das wäre diese Situation, die wir mit der Oma hatten. Schizophrenie .. 

ja .. angefangen von Verfolgungswahn, haben wir ja nun auch einen 
Patienten hier in der Nähe, der schon soweit ist, dass selbst die [Z]-
Psychiatrie ihn nicht mehr aufnimmt. Der halt unter Verfolgungswahn 
leidet extrem, aber auch erst durch mehrere Einsätze sich das so ent-
wickelt hat, dass er von der Sache her harmlos ist. Kann aber auch je-
derzeit umschlagen, anders eskalieren, dass er richtig ausrastet. Und 
dann ist ja immer der Hintergedanke, was die dann für Kräfte entwi-
ckeln. Es ist ja egal, ob die klein oder groß, dick oder dünn sind. Es ist 
ja manchmal Wahnsinn, was die für Kräfte entwickeln. 

 
00:49:36  
P6: Ganz besonders bei Alkohol, ge? 
 
00:49:39 
P2: Also manisch-depressiv, weiß ich nicht, ob man das mit einstufen könn-

te. Weil, die findet man dann auf der Brücke wieder oder irgendwo evtl. 
in ähnlichen Situationen.  

 
00:49:51  
M: Ok. Wie schätzen Sie Einsätze, bei denen psychisch gestörte Personen 

in irgendeiner Form involviert sind, generell ein?  
  
00:50:19  
P3: Von der Entwicklung her über die letzten Jahre wird es schon fast All-

tagsgeschäft, weil es wirklich, wie man den Eindruck für sich selbst ge-
winnt, dass es immer schlimmer wird. Und kaum ist einer weg vom 
Fenster, dass der doch vielleicht irgendwann mal in die Psychiatrie ge-
kommen ist, ja .. wie Pilze aus dem Boden, stehen die nächsten zwei, 
drei da. Also, ich denke, das hängt auch mit der Gesellschaft zusam-
men. Die gesellschaftliche Entwicklung, das soziale Umfeld, alles. Was 
früher gegeben war, ist hier oftmals weggebrochen. Und die Vereinsa-
mung, das spielt alles eine Rolle. Aber das ist halt eine Sache, da kön-
nen wir keinen Einfluss drauf nehmen. Dafür sind wir nun nicht ausge-
bildet. Da sind wir keine Ärzte oder was. Aber bei uns bleibt das halt, 
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ich sage es so, wie es ist, der Bodensatz bleibt eben bei uns hängen. 
Und da muss man dann, auch wenn die Einsätze nicht von jedem Kol-
legen gerne gefahren werden. Also, ich glaube nicht, dass einer sich 
freut, wenn er das kriegt. Meistens werden die Augen dann verdreht 
und: 'Warum schon wieder ich?' oder: 'Nicht schon wieder der!" Aber 
letztendlich macht man es einfach, weil es .. ja .. ne Berufsehre ist. Es 
ist unser Job. Das ist ein Mensch, der ist in einer Situation, wo er nicht 
mehr allein zurecht kommt und da ist es halt unsere Aufgabe im Rah-
men des ersten Angriffs tätig zu werden und zu helfen. Wir sind ja dann 
auch bemüht, dass wir in irgendeiner Art und Weise einen Arzt rankrie-
gen, einen Psychiater rankriegen, was auch immer. Wo wir hier noch 
gut, relativ gut bestückt sind, da wir ja die [Z]-Psychiatrie ja gleich hier 
auf der Nase haben, wo andere von [X]- oder [Y]-Stadt, sonst woher 
bis hierher dann nachts noch fahren müssen, um die Leute zu verbrin-
gen. 

 
00:52:01  
P2: Und zum einen geht's ja nicht um die Gefahr für die Person selber, 

sondern auch für andere. Wenn es jetzt pädophil ist, nekrophil ist, was 
weiß ich, dann hat das ja Auswirkungen auf andere, wo wir dann ein-
fach aktiv werden müssen. Das ist so, da können wir uns auch nicht 
wehren. Die Frage ist auch, wo wird die Grenze gezogen zwischen 
normal und psychischer Störung. Wer definiert´s? Wissen wir vorher 
immer, dass er so drauf ist? Weiß er es selber? Keine Ahnung, d.h., wir 
kommen so oft in Situationen, wo sich dann später herausstellt, mit dem 
Menschen ist gar nicht zu reden, also auf normalem Wege. Entweder 
hat er sich vom Krankheitsbild so entwickelt oder er hat sich über che-
mische Substanzen dahin bewegt.  

 
00:52:42  
P3: Also ein flaues Gefühl spielt bei uns hier in [Z]-Stadt schon mit. Allein 

dadurch, dass wir die [Z]-Psychiatrie haben. Und wir selbst wissen, 
dass es dort die Möglichkeit für Freigänger gibt, die Möglichkeit gibt, 
dass die in Personengruppen von zwei bis drei Personen spazieren ge-
hen dürfen mit nur einer Führungsaufsicht, die aus unserer Sicht oft-
mals gar nicht in der Lage ist, drei Personen unter Kontrolle zu halten. 
Haben wir gestern erst gehabt, dass einer stiften gegangen ist. 

 
00:53:09  
P6: Kann ich nicht nachvollziehen so was. 
 
00:53:09  
P3: Hm. Weil er ein Wettrennen machen wollte, wer zuerst wieder zu Haue 

ist. Der Pfleger wusste nur nichts davon. Das ist jetzt so ein bisschen zu 
belächeln, aber wir sehen ja dann auch, was die Bürger nicht sehen. 
Wegen was die teilweise einsitzen. Wegen wirklich, richtig schweren 
Straftaten, seien die nun unter irgendwelchen krankheitsbedingten Ein-
flüssen begangen worden oder nicht. Aber es sind ja irgendwo auch ti-
ckende Zeitbomben. Und das beschäftigt einen dann auch schon, teil-
weise auch nach dem Dienst noch.   
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00:53:41  
P6: Ja, sicherlich. 
 
00:53:41  
P3: Und man muss das ja auch für sich behalten, wegen der Geheimnis-

wahrung. Und da denkt man so manchmal, wenn man so Gespräche 
mitkriegt über 'die in der Klapper', dass man so für sich denkt: Leute, 
wenn ihr wüsstet, was da oben alles rumläuft, würdet ihr wahrscheinlich 
auch nicht mehr im [Z]-Bezirk spazieren gehen. 

 
 
00:54:38  
M:  Ok, nächste Frage: Wie kompetent fühlen Sie sich persönlich im Um-

gang mit psychisch gestörten Personen?  
 
00:54:46  
P5: Eher wenig kompetent. Also, ich sag mal, das ist kein Wissen, aber vie-

le Sachen erfolgen aus dem Bauchgefühl heraus. Aus ärztlicher Sicht 
sind wir da ja gar nicht geschult oder ausgebildet. Im Endeffekt kann 
man nur aus seinem Wissensschatz schöpfen und versuchen, durch ei-
gene oder zurückliegende Erfahrung mit diesen Leuten umzugehen, ir-
gendwo. Also speziell ausgebildet in dem Umgang mit solchen Leuten 
werden wir ja nicht. Und wie gesagt, das ist ja auch je nach Situation 
abhängig, wie man mit den Leuten umgeht. Aber ich persönlich schätze 
da bei mir wenig Kompetenzen, was jetzt den speziellen Umgang mit 
solchen Leuten betrifft. Im Endeffekt sind das immer Fremde für uns. 
Manchmal hat man zwar immer wiederkehrend mit denselben Leuten 
zu tun, die man dann schon grob ein bisschen einschätzen kann und 
auch weiß, wie die vielleicht ticken oder auch ein bisschen reagieren. 
Da kann man dann vielleicht darauf schon einstellen. Aber grundsätz-
lich gibt es jetzt für mich keine genauen Handlungsvorgaben oder Ver-
haltensmuster, wo ich sage, ich gehe zu dem Fall so und so mit dieser 
Person vor. Das ist dann immer oder vieles aus dem Bauch heraus.  

 
00:56:20  
P3: Man fühlt sich von der Sache her allein gelassen, im Stich gelassen. 

Weil: Wir müssen immer ad hoc aus der Situation heraus handeln. Wir 
müssen handeln – ob wir wollen oder nicht. Ob das hinterher richtig oder 
falsch war, das werten dann auch wieder Andere aus – worüber man 
sich in dem Moment aber überhaupt keine Gedanken machen darf, weil 
man in seinem Handeln sonst wie gelähmt ist. Weil man sonst Angst hat, 
dass es falsch ist. Und allein gelassen fühlen wir uns hier zum Teil auch 
von den medizinischen Einrichtungen. […] Also irgendwo steht man da 
als Polizist da und denkt: Die haben den doch gerade vor zwei Tagen da 
oben mit dem Notarzt eingeliefert. Wieso ist der jetzt schon wieder hier 
draußen? […] Da fühlst du dich natürlich auch ein bisschen sehr im Stich 
gelassen, weil du dich dann fragst: Wofür mache ich das dann hier ei-
gentlich noch? 

 
 [Es wird eine kurze Pause abgehalten] 

  



 

 147 

01:04:09  
M: Ok, machen wir mit einer weiteren Frage weiter: Wie schätzen Sie die 

Aus- und Fortbildungssituation der Thüringer Polizei im Hinblick auf den 
Umgang mit psychisch kranken Personen ein?  

 
01:04:24  
P2: Wir haben normal mit einem Bürger zu tun, der sich auch normal ver-

hält. Es gibt ein Sozialverhalten, das ist einfach geprägt, damit kann 
man umgehen. Wovon wir hier reden, sind wahrscheinlich die Fälle, die 
davon abweichen. Und da wäre es für uns wichtig: Wie weit können die 
abweichen? Gibt es eine Möglichkeit, zu vermitteln, was die Krank-
heitsbilder darstellen, nur in groben Zügen? Denn wenn wir dann drau-
ßen sind, haben wir aufgrund der Situation, der Kürze der Zeit und der 
Information einfach nur gewisse Handlungsmöglichkeiten und Möglich-
keiten, unser Normalverhalten entsprechend anzupassen, dem was uns 
gegenübersteht. Also: Aktion - Reaktion und dann müssten wir irgend-
wann zu einem Ergebnis kommen, das für beide Seiten gut ist, dass 
keiner verletzt ist. Das zu erreichen, geht bestimmt nur in gewissem 
Maße. Deswegen habe ich vorhin gesagt, die [die Ärzte] haben damit 
auch zu tun, die wissen auch nicht ganz genau, wie wer reagiert. Nur: 
Wenn ich weiß, ich komme dahin und lese, wie vorhin diese zwei, drei 
Zeilen [zeigt auf die Beamerleinwand] und sage, aha, dieses Krank-
heitsbild. Kann sein, dass er dann so und so reagiert oder er hat in der 
Vergangenheit das und das gemacht. Das ist für uns wichtig. Dann 
können wir aus der Situation raus. Wenn wir die Nummer in zwei Tagen 
wieder fahren müssen, ist das blöd, aber dann ist es halt so. 

 
01:06:48  
P5: Die Aus- und Fortbildung kann im Endeffekt nur einen theoretischen 

Teil beinhalten. Also, es kommt ja keiner hierher, der sagt ... Die brin-
gen jetzt, sag ich mal, drei Personen hierher und dann sagen die, der 
hat das, der hat das, der hat das und in der Situation verhält der sich 
so, der sich so und der sich so. Selbst wenn der eine bestimmte Krank-
heit hat, heute reagiert der, sag ich mal, auf unser Erscheinen freund-
lich, morgen sind wir schon wieder ein Feindbild für den. Deswegen, ich 
denke, im Umgang mit solchen Personen kann man da keine Routine 
entwickeln, wie jetzt bei einem Unfall. Den nehme ich tagtäglich auf. Da 
gibt es bestimmte Handlungsmuster, die rastere ich ab und dann ist gut 
und dann komme ich zu einem Ergebnis. Aber hier habe ich doch jedes 
Mal immer wieder ein unterschiedliches Verhalten der Leute. Deswe-
gen, denke ich mal, kann das nur einen theoretischen Teil beinhalten, 
wo man sagt: 'Ihr solltet mal gehört haben, es gibt Schizophrene, es 
gibt das und das und das.' Aber wie gesagt, in den jeweiligen Situatio-
nen, wie die Leute sich dann verhalten, das ist dann jedes Mal unter-
schiedlich. Nur darauf müssen die Kollegen eben eingestellt sein. Dass 
man nicht sagt oder so leichtsinnig herangeht und sagt: 'Das ist ein Be-
kloppter.' Das sind irgendwo Krankheiten, die sie haben, das sind kran-
ke Leute. Sicherlich, da gebe ich auch den Kollegen recht, nervt es ir-
gendwann einfach mal, wenn auch immer wieder dieselben aufschla-
gen. Aber trotz alledem, die sind krank. Aber man sollte einfach immer 
nur den Hintergrund haben, dass die eben auch mal ausflippen können.  
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01:08:25  
P5: Die sind gefährlich. Du solltest immer dein eigenes Leben irgendwo da 

ganz, ganz weit vorausschicken, wenn ich zu so einem gehe. Egal [Mül-
ler] oder wie sie alle heißen. Also, da ist .. hat alles oberste Priorität, 
aber nicht er, sag ich dir auch, so wie es ist. Weil ich nicht weiß, wie der 
tickt. Der kann mit einem Messer auf mich zukommen, der kann sich 
auch irgendwo ne Waffe besorgt haben. Ich will ihm zwar auf irgendei-
ne Art und Weise helfen, obwohl ich zwar weiß, dass ich ihm nicht hel-
fen kann, weil auch kein Arzt ihm hilft. Aber ich bin ja erst mal da, um 
die Situation irgendwo zu retten. Aber nichtsdestotrotz steht da mein ei-
genes Leben im Vordergrund.  

 
01:09:06  
M: Ok. Gibt es noch etwas, was bisher nicht zur Sprache gekommen ist, 

aus Ihrer Sicht aber noch wichtig wäre? 
 
 … 
 
01:09:06  
M: Ok. Dann schalte ich das Aufnahmegerät jetzt ab. 
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Anhang 11: Transkript des Frageteils aus Fokusgruppe 4 

00:44:43  
M: Welche psychischen Störungen kennen Sie? 
 
00:44:45  
P2: Demenz. 
 
00:44:46  
P3: Demenz. 
 
00:44:48  
P5: Schizophrenie, Borderline. 
 
00:44:52  
P3: Verfolgungswahn. 
 
00:44:50  
P4: Depression, manisch-depressive, bipolare Störungen. Das ist ne ma-

nisch-depressive. 
 
00:44:59  
P5: Alzheimer.  
 
00:45:01  
P3: Ausweglosigkeit, aufgrund persönlicher oder familiärer Situationen.  
 
00:45:11  
M:  Ok. Wenn Sie das einmal so einschätzen müssten: Wie kompetent füh-

len Sie sich persönlich im Umgang mit psychisch gestörten Personen?  
 
00:45:21  
P3: Also, man muss da schon Erfahrungswerte haben. Irgendwie aus der 

Vergangenheit oder aus dem eigenen Lebensbereich.  
 
00:45:27  
P7: Ich fühle mich wenig kompetent dahingehend. Ich kann es nur aus dem 

Bauch heraus machen, aber ich weiß es nicht, ob das richtig ist oder 
nicht. Ich hatte wenig Sachverhalte damit. Ich hatte auch in der Polizei-
ausbildung wenig gehabt, was darauf zurückgreifen könnte. Vielleicht bei 
mir vorher ein bisschen durch die Ausbildung. Aber das ist auch nichts, 
wo ich sagen könnte, das wäre jetzt hier wirklich für den Dienst praktika-
bel.  

 
00:45:45 
P1: Also, ich halte uns da alle für relativ inkompetent. Du kannst ja wirklich 

nur - 
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00:45:51  
P4: Aber ich glaube im Menschenumgang, dieses auf du und du, das traue 

ich fast allen zu. 
 
00:45:57  
P1: Na ja, nee! Es geht doch hier um psychische Erkrankungen! 
 
00:46:00  
P4: Ja, die Frage: was ist was, welche Erkrankungen - 
 
00:46:02  
P1: Ja und im Allgemeinen, also, da sind wir null geschult.  
 
00:46:04  
P4: Da, da gebe ich dir recht. Was diese theoretische Seite anbelangt, da 

habe ich auch keinen Plan.  
 
00:46:10  
P1: Und du hast Einfühlungsvermögen oder du hast es nicht und du hast 

gewisse Erfahrungen. Du kannst ja dieses Krankheitsbild in der Regel, 
das traue ich ja den meisten zu, einschätzen. Aber wir sind natürlich kei-
ne Psychiater, keine Psychologen. Also du weißt: der ist psychisch 
krank. Du weißt im Vorfeld vielleicht schon durch Informationen, hier liegt 
ne Demenz vor oder hier liegt Borderline oder irgendwas vor. So, aber, 
hier ist der wichtigste Faktor Erfahrung.  

 
00:46:36  
P6: Aber auch bei Demenz reagieren viele Leute unterschiedlich. 
 
00:46:41  
P1: Ja! Ja! 
 
00:46:41  
P6: Es gibt welche, die werden dann aggressiv. Da gibt es ja. Es gibt auch 

welche, die machen dann komplett zu. Die sagen dann gar nichts mehr. 
Es gibt welche, die fangen dann an, Geschichten zu erzählen. Also auch 
bei diesem Krankheitsbild. Der ist zwar dement, aber eigentlich auch 
nicht. Das betrifft jede Krankheit, wirkt sich auf jeden individuell aus, da 
gibt es kein allgemeines Rezept den Leuten gegenüberzutreten.  

 
 […] 
 
00:47:20  
P5: Wenn ich die Möglichkeit habe, irgendeinen Angehörigen oder auch ei-

nen behandelnden Arzt ranzukriegen, frage ich natürlich: Wie wirkt es 
sich bei dem aus? Wie ist dem sein Krankheitsbild im Speziellen? Weil 
klar, einer ist schizophren, aber das kann eben wirklich sich verschieden 
auswirken. Und in der Regel ist es ja so, irgendjemand hat ja angerufen 
und gesagt: 'Oh, der tickt gerade wieder aus, weil er hat sein Medika-
mente nicht genommen und er hat die und die Krankheit.' Diese Info 
kommt ja oft gleich am Anfang und wenn ich den vor Ort habe, dann be-
frage ich den erst mal.   
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00:47:47  
M: Ok. Es ist schon ein bisschen angeklungen, aber nochmals die Frage: 

Wie schätzen Sie konkret die Aus- und Fortbildungssituation der Thürin-
ger Polizei im Hinblick auf den Umgang mit psychisch kranken Personen 
ein?  

 
00:47:54  
P3: Gar nichts. 
 
00:47:54  
P4: Nicht vorhanden. Es wird nicht gelehrt. Es wird einfach nicht gelehrt.  
 
00:48:02  
P1: Null. 
 
00:48:03  
P3: Nichts vorhanden. Das ist alles nur Selbsterfahrung. 
 
00:48:07  
P5: Genau. Erfahrung und Gefühl. 
 
00:48:09  
M: Dann eine Anschlussfrage: Schätzen Sie ein, dass dies erforderlich wäre 

oder sagen Sie, das ist Erfahrungswissen und das reicht eben so auch 
aus. 

 
00:48:12  
P4: Es zielt ja auch darauf hinaus, mal was zu verändern in der Ausbildung 

Polizei. Und da wäre es klug durchaus, theoretische Grundlagen zu 
schaffen: Was ist eine psychische Erkrankung? Welche Arten, also, es 
gibt ja von der Schizophrenie gar viele verschiedene Abarten. Und dass 
erst mal eine theoretische Grundlage da ist. Aber die Erfahrung kann dir 
ja keiner lehren, die musst du halt sammeln. Aber die Grundlagen sollten 
in der Ausbildung schon Bestandteil sein. 

 
 
00:48:35  
P2: Ich denke, dass es da aber auch schwierig ist, einen Handlungsleitfaden 

vorzugeben in der Ausbildung, der dir sagt, wie gehst du mit psychisch 
kranken Menschen um. Also, ich denke, es ist gut, dass man weiß, ok, 
hier ist ein erhöhtes Gefahrenpotenzial da, hier habe ich einen höheren 
Aspekt der Eigensicherung auf jeden Fall. Das sind die Sachen, die, 
denke ich, für einen normalen Polizeibeamten wichtig sind. Aber wir sind 
keine Ärzte, wir sind keine Psychologen, die dahingehend sagen können, 
wir können hier sinnvoll agieren im Sinne der Krankheit. Ich denke, wir 
agieren im Sinne des PAG. 

 
00:49:10  
P5: Aber ich denke - 
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00:49:09  
P1: Es geht ja nicht darum, den zu heilen - 
 
00:49:13  
P5: Richtig. 
 
00:49:13  
P1: Oder eine Diagnose zu stellen. Es geht einfach darum: Wenn ich die Er-

kenntnis habe, wie [P5] schon sagte, durch Hinweise von anderen, von 
außen, dass ich dann zumindest einschätzen kann, ist hier eine Aggres-
sion zu erwarten oder nicht.  

 
 [...] 
 
00:49:30  
P5: Ich kann das Wissen, das ich über so eine Krankheit dann vielleicht ha-

be, auch nutzen, dass ich weiß, wie gehe ich am besten auf den ein oder 
was sind so Schienen, die man bei der Krankheit vielleicht gar nicht fah-
ren sollte? Worauf reagieren die vielleicht ganz gut in der Regel, also 
jetzt nur so beispielhaft, die diese Krankheiten haben? Und kann das 
vielleicht für mich dann einsetzen.  

 
 […] 
 
00:50:48  
M:  Ok. Noch eine abschließende Frage: Wie schätzen Sie die Ihnen zur 

Verfügung stehenden Einsatzmittel im Hinblick auf den Umgang mit psy-
chisch gestörten Personen ein? 

 
00:50:52  
P7: Könnte mir nichts vorstellen, was in so einer Situation jetzt noch .. Kannst 

ein langes Band oder so [macht scherzhaft eine Lasso-Bewegung] 
 
00:50:59  
P4: Taser. Tzzzz [imitiert das Geräusch einen Tasers]. Neeein. Das ist alles 

ausreichend.  
 
00:51:03  
P3: Man muss mit den vorhandenen Mitteln, die man hat, auskommen.  
 
00:51:07  
P4: Unsere Einsatzmittel sind ausreichend. 
 
00:51:07  
P6: Unsere Einsatzmittel, ja. Aber es wäre vielleicht nicht schlecht, wenn es 

gerade wie so eine Art Notfallseelsorger oder so etwas .. Ich glaube, so-
was ziehen wir vielleicht auch zu wenig ran. Ich glaub die können auch 
einiges bewirken.  
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00:51:27  
P4: Aber so etwas gibt es bei der Feuerwehr, ne? Solche Multiplikatoren in 

der Feuerwehr, die für solche Situationen eine besondere Ausbildung 
haben. 

 
00:51:31  
P6: Dass wir vielleicht auch mehr daran denken sollten, auch solche Leute 

miteinzubeziehen, gerade wenn es sich jetzt länger hinzieht mit so einer 
Person. Die können da vielleicht auch ein bisschen besser reagieren und 
anders einwirken als wir vielleicht. Das vielleicht so. Oder wenn man 
sagt, ok., diese Woche hat der Psychiater so-und-so Bereitschaft. Wenn 
man dann vielleicht so in den Verbindungen so jemanden mit heranzie-
hen kann in so einer Situation. Die können da ganz anders agieren als 
wir.  

 
00:52:00  
P5: Wir haben sogar oft das Problem, dass wir draußen irgendwo sind und 

da feststellen, der hat irgendein Problem und ist unserer Meinung nach 
irgendwo ein Fall für einen Psychologen, dass dann die Notärzte vor Ort 
sagen: 'Och, nöö! Dem geht's doch gut. Ist doch alles schön, der bleibt 
hier.' Also, dass wir sogar oft vielleicht zu schnell oder eher sagen als 
Ärzte und Psychologen, dass er wirklich ein Fall für den Psychologen ist. 
Dass wir also in irgendeinem Einsatz irgendein Problem haben, wo wir 
sagen, hier können wir jetzt nichts machen, hier muss ein Arzt ran, aber 
die Ärzte sagen: 'Och nö!' Das ist auch dann deprimierend im Einsatz. 

 
00:52:51  
M:  Ok, danke. Gibt es noch etwas, was zur Sprache kommen sollte, bisher 

aber noch nicht thematisiert wurde? 
 
 ... 
 
00:52:56  
M: Gut, dann schalte ich das Gerät ab.   
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